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vom 11. Januar 2017

Sehr geehrter Herr Nationalratsprésident
Sehr geehrter Herr Standeratsprasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Gestiitzt auf Artikel 10 des Bundesgesetzes vom 25. Juni 1982 iiber aussenwirt-
schaftliche Massnahmen («Aussenwirtschaftsgesetz», SR 946.201) erstatten wir
Thnen Bericht iiber die Aussenwirtschaftspolitik 2016. Wir beantragen Thnen, von
diesem Bericht und seinen Beilagen (Ziff. 10.1.1-10.1.3) Kenntnis zu nehmen
(Art. 10 Abs. 1 des Aussenwirtschaftsgesetzes).

Gleichzeitig unterbreiten wir Thnen gestiitzt auf Artikel 10 Absatz 3 des Aussenwirt-
schaftsgesetzes drei Botschaften mit den Entwiirfen der Bundesbeschliisse iiber die
Genehmigung von internationalen Wirtschaftsvereinbarungen. Wir beantragen
Thnen, die folgenden Vereinbarungen zu genehmigen:

—  das Freihandelsabkommen vom 28. April 2016 zwischen den EFTA-Staaten
und den Philippinen (Ziff. 10.2.1)

— das Handelsabkommen vom 24. Mai 2005 zwischen der Schweizerischen
Eidgenossenschaft und der Islamischen Republik Iran (Ziff. 10.2.2)

— die Ministererklirung vom 16. Dezember 2015 iiber die Ausdehnung
des Handels mit Informationstechnologiegiitern und die Anderungen der
Liste LIX-Schweiz-Liechtenstein im Bereich Informationstechnologiegiiter
(Zift. 10.2.3)

Zudem unterbreiten wir Thnen den Bericht iiber die Genehmigung zolltarifarischer
Massnahmen im Jahr 2016 mit dem Entwurf des Bundesschlusses iiber die Geneh-
migung zolltarifarischer Massnahmen (Ziff. 10.3), in Anwendung von Artikel 10
Absatz 4 des Aussenwirtschaftsgesetzes sowie gestiitzt auf Artikel 13 Absétze 1 und
2 des Zolltarifgesetzes vom 9. Oktober 1986 (SR 632.10), auf Artikel 6a des Bun-
desgesetzes vom 13. Dezember 1974 iiber die Ein- und Ausfuhr von Erzeugnissen
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aus Landwirtschaftsprodukten (SR 632.7171.72) und auf Artikel 4 Absatz2 des
Zollpriferenzengesetzes vom 9. Oktober 1981 (SR 632.91). Wir beantragen Thnen,
die zolltarifarischen Massnahmen zu genehmigen.

Wir versichern Sie, sehr geehrter Herr Nationalratsprédsident, sehr geehrter Herr
Sténderatsprasident, sehr geehrte Damen und Herren, unserer vorziiglichen Hoch-
achtung.

11. Januar 2017 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundesprisidentin: Doris Leuthard
Der Bundeskanzler: Walter Thurnherr
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Gesamtiibersicht

Zielsetzung des Bundesrates fiir das Jahr 2016

Der Bundesrat legte im Berichtsjahr ein besonderes Augenmerk auf den Zugang der
Schweizer Wirtschaft zu internationalen Mdrkten sowie auf die Bewahrung und
Weiterentwicklung der Beziehungen zur EU (vgl. Ziele des Bundesrates 2016,
Ziele 3 und 4). Fiir die Liberalisierung des internationalen Handels setzte sich der
Bundesrat im Rahmen der WTO und in den Verhandlungen iiber Freihandels-
abkommen (FHA) ein. Weiter nahm die Schweiz an den Verhandlungen tiber ein
plurilaterales Abkommen fiir den Handel mit Dienstleistungen teil. Im Verhdltnis zur
EU standen Arbeiten im Hinblick auf die Umsetzung der Verfassungsbestimmungen
tiber die Zuwanderung im Vordergrund. Der nach einer Volksabstimmung ange-
strebte Austritt des Vereinigten Kénigreichs aus der EU veranlasste den Bundesrat
zu ersten Abkldrungen der moglichen Auswirkungen auf die Schweiz.

In der Entwicklungszusammenarbeit wie in der Aussenwirtschafispolitik allgemein
trug der Bundesrat zur Umsetzung der Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung bei.

Diese und weitere fiir die Schweizer Aussenwirtschaftspolitik bedeutende Geschdfte
sind Gegenstand des vorliegenden Berichts. Schwerpunktthema sind die Herausfor-
derungen und Chancen der Globalisierung und der Digitalisierung.

Der Bundesrat wird im Geschdftsbericht 2016 ausfiihrlich iiber die Zielerreichung
berichten. Eine vorldufige Beurteilung der Aussenwirtschaftspolitik des Jahrs 2016
deutet darauf hin, dass die Ziele in diesem Bereich erreicht wurden.

Das wirtschaftliche Umfeld

Die Entwicklung der Weltwirtschaft zeichnete sich im Berichtsjahr durch positive,
wenn auch geringe Wachstumsraten aus. Das relativ schwache Wachstum war
hauptsdchlich auf weiterhin generell tiefe Zuwachsraten der Investitionen, der
Produktivitit und der Léhne in den Industrieldndern zuriickzufiihren. In den USA
unterstiitzten eine expansive Geldpolitik und tiefe Energiepreise das Wirtschafts-
wachstum, das seinen positiven Trend fortsetzte. Der Euroraum erholte sich weiter
von den Krisen der letzten Jahre, die Wachstumsraten blieben aber geddimpft und
die Heterogenitdt zwischen den Regionen blieb gross. Getragen wurde das Wachs-
tum im Euroraum wie in den USA hauptsdchlich von der positiven Entwicklung des
Privatkonsums.

Bemerkenswert war das ausgesprochen schwache Wachstum des internationalen
Handels. Wihrend der Welthandel in den Jahren 2005-2013 durchschnittlich pro
Jahr um 5,3 Prozent zunahm, rechnete die OECD fiir 2016 mit einem Wachstum
von lediglich 1,7 Prozent. Dies war einerseits auf die schwache Nachfrage in den
Industrieldndern zuriickzufiihren, andererseits auf die Entwicklung in China, wo ein
Wandel von einer exportgetragenen und industriebasierten Wirtschaft hin zu einer
vermehrt binnenorientierten und dienstleistungsgestiitzten Wirtschaft stattfindet. Mit
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Brasilien und Russland befanden sich zudem zwei bedeutende Schwellenlinder in
einer Rezession. Fiir 2017 rechnet die OECD mit einer Erholung.

In der Schweiz verbesserte sich die Konjunkturlage im Berichtsjahr, nachdem sie sich
im Jahr zuvor wechselkursbedingt abgekiihlt hatte. Getragen durch die Wachstums-
erholung in diversen europdischen Lindern trug insbesondere der Aussenhandel zur
Verbesserung bei, wihrend sich bei den Detailhandelsumsdtzen und den Logierndch-
ten eine Stabilisierung auf tiefem Niveau abzeichnete. Die Branchen entwickelten sich
weiterhin heterogen. Wihrend sich einige Branchen als krisenresistent erwiesen
(z. B. die Pharma- oder die Elektronikindustrie), lag das Produktionsniveau in ande-
ren Wirtschaftszweigen im Berichtsjahr tiefer als vor der Krise von 2008/2009 (z. B.
Maschinenbau oder Metallindustrie). Der Arbeitsmarkt erholt sich nur langsam von
den Nachwirkungen der Konjunkturabschwdchung im Jahr zuvor.

Die weltwirtschaftlichen Aussichten bleiben insgesamt fragil. Neben verschiedenen
geopolitischen Risiken kommen die geschwdchten Banken in einigen Euro-Ldindern
sowie die Auswirkungen des «Brexity-Referendums im Vereinigten Konigreich und
diejenigen der Wahlen in den USA als konjunkturelle Einflussfaktoren hinzu. In der
Schweiz kénnte die nach wie vor ungewisse kiinftige Gestaltung der Beziehungen zur
EU die Investitionstdtigkeit und das Wirtschaftswachstum mittelfristig bremsen.

Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2016

Schwerpunktkapitel (Ziff. 1)

Im Berichtsjahr nahm der Bundesrat in Teilen der Schweizer Bevilkerung eine
zunehmende Besorgnis iiber die Auswirkungen der Globalisierung und der Digitali-
sierung der Wirtschaft wahr. Auch im Ausland wurden Freihandelsbestrebungen
vermehrt kritisiert und in Frage gestellt. Im Schwerpunktkapitel erértert der Bun-
desrat die Herausforderungen und Chancen dieser Entwicklungen fiir die Schweiz.
Er betont, dass offene Mirkte und angepasste Rahmenbedingungen gerade im
Zeitalter der Digitalisierung fiir den Wohlstand in der Schweiz wichtig sind, und
zeigt die fiir eine nachhaltige Wirtschafisentwicklung erforderlichen Massnahmen

auf.
Multilaterale Wirtschaftszusammenarbeit (Ziff. 2)

Die WTO-Mitglieder nahmen im Berichtsjahr verschiedene Themen der Doha-Runde
wieder auf, beispielsweise die Begrenzung der Inlandstiitzung im Agrarbereich.
Zugleich gewannen neue Themen wie der elektronische Handel (E-Commerce) und
Handelserleichterungen fiir KMU an Bedeutung (Ziff. 2.1). Der Bundesrat beantragt
dem Parlament die Umsetzung des Ministerbeschlusses vom Dezember 2015 zum
Abbau von Zéllen auf weiteren Informationstechnologiegiitern (ITA II, Ziff. 10.2.3).

Die OECD (Ziff. 2.2) verstirkte im Berichtsjahr die Zusammenarbeit mit aufstre-
benden Schwellenlindern. Thematisch standen wie schon im vorhergehenden Jahr
die Transparenz und der Informationsaustausch zu Steuerzwecken im Fokus. Das
«Global Forumy der OECD bestitigte, dass die Schweiz die internationalen Standards
fiir den Informationsaustausch auf Ersuchen erfiillt. Beziiglich der digitalen Wirtschaft
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forderte die OECD die Regierungen auf, Rahmenbedingungen zu schaffen, die eine
inklusive wohlfahrtssteigernde Nutzung der Digitalisierung erlauben.

Die G20 (Ziff. 2.6) wurden im Berichtsjahr von China pridsidiert. Im Zentrum standen
die anhaltende globale Wachstumsschwdiche sowie die Stirkung der internationalen
Zusammenarbeit, beispielsweise im Zusammenhang mit Steuerfragen sowie interna-
tionalem Handel und Investitionen. Die Schweiz war zum Finanzsegment und zur
Arbeitsgruppe Antikorruption der G20 eingeladen.

In der Konferenz der Vereinten Nationen fiir Handel und Entwicklung (UNCTAD) und
in anderen Organisationen der UNO wurde die Umsetzung der Agenda 2030 fiir
nachhaltige Entwicklung an die Hand genommen (Ziff. 2.3 und 2.4). Der Bundesrat ist
bestrebt, in der Schweiz eine mit den entsprechenden Zielen kohdrente Gestaltung der
Wirtschafts-, Umwelt- und Sozialpolitik zu verfolgen. In der Internationalen Arbeits-
organisation (IAO) unterstiitzte die Schweiz Bestrebungen, in den globalen Wertschiop-
fungsketten die Bedingungen fiir menschenwiirdige Arbeit und soziale Gerechtigkeit zu
verbessern (Ziff. 2.5).

Européische Wirtschaftsintegration (Ziff. 3)

Trotz der moderaten wirtschafilichen Erholung in der EU blieben die Wachs-
tumsimpulse auf die Schweiz von dieser Seite hinter den Erwartungen zuriick. Nach
dem «Brexity-Referendum im Vereinigten Konigreich iiber den Austritt aus der EU
nahm die Schweiz Gesprdche mit Vertretern des Vereinigten Konigreichs auf. Der
Bundesrat setzt sich dafiir ein, die bestehenden gegenseitigen Rechte und Pflichten
auch nach einem allfilligen Austritt des Vereinigten Konigreichs aus der EU auf-
rechtzuerhalten und nach Méglichkeit auszubauen. Das Referendum wirkte sich
auch auf die Gespriche zwischen der Schweiz und der EU aus. Diesbeziiglich gilt
es, Sicherheit iiber den Fortbestand und die Moglichkeiten zur Weiterentwicklung
der bilateralen Abkommen Schweiz-EU zu erlangen. Die eidgendssischen Rdte
beschlossen das Ausfiihrungsgesetz zu Artikel 121a BV in einer Form, die mit dem
Freiziigigkeitsabkommen vereinbar ist. Der Bundesrat strebt weiterhin ein Abkom-
men tiber den zukiinftigen institutionellen Rahmen fiir den geregelten Zugang zum
Binnenmarkt der EU an.

Freihandelsabkommen mit Staaten ausserhalb der EU und der EFTA (Ziff. 4)

Wie im Schwerpunktkapitel erldutert, misst der Bundesrat der Weiterentwicklung
des Freihandelsnetzwerks der Schweiz weiterhin grosse Bedeutung zu. Die Schweiz
verfiigte Ende 2016 — neben dem Freihandelsabkommen mit der EU und der EFTA-
Konvention — iiber 28 FHA mit 38 Partnern. Im Berichtsjahr unterzeichneten die
EFTA-Staaten FHA mit den Philippinen (Ziff. 10.2.1) und mit Georgien (wird dem
Parlament 2017 unterbreitet). Mit Malaysia und Vietnam wurden die Verhandlun-
gen iiber FHA fortgefiihrt und jene mit Indien und Indonesien wieder aufgenommen.
Mit Ecuador nahmen die EFTA-Staaten Verhandlungen iiber ein FHA auf und mit
Mexiko iiber die Weiterentwicklung des bestehenden FHA. Mit Kanada wurden
exploratorische Gespriche iiber eine mégliche Weiterentwicklung des bestehenden
FHA EFTA-Kanada begonnen. Mit dem Mercosur einigten sich die EFTA-Staaten
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auf’ Eckwerte fiir mégliche kiinftige Verhandlungen iiber ein FHA. Mit den USA
setzte die EFTA den handelspolitischen Dialog fort.

Sektorielle Politiken (Ziff. 5)

Im Berichtsjahr nahm der Bundesrat die Umsetzung des Beschlusses der WTO-
Ministerkonferenz vom Dezember 2015 zur Aufhebung der verbleibenden Export-
subventionen im Agrarsektor an die Hand, zundchst mit Bezug auf Exporte in die am
wenigsten entwickelten Ldnder. Die zur Aufhebung der iibrigen Ausfuhrbeitrdge
gemdiss «Schoggigesetzy» notigen Gesetzesdnderungen wurden im September zusam-
men mit Begleitmassnahmen in die Vernehmlassung gegeben (Ziff. 5.1). In Bezug
auf technische Handelshemmnisse bemiihte sich der Bundesrat um einen weiteren
Abbau, unter anderem durch die Anpassung technischer Produktvorschriften an jene
der EU sowie durch die Weiterfiihrung der internationalen Behdrdenzusammen-
arbeit (Ziff. 5.2). Bei den Verhandlungen iiber ein plurilaterales Abkommen fiir den
Handel mit Dienstleistungen (TiSA) wurden im Berichtsjahr weitere Fortschritte
erzielt (Ziff 5.3). Die erneute Uberpriifung der Schweizer Vertragspraxis bei den
Investitionsschutzabkommen (ISA) durch eine verwaltungsinterne Arbeitsgruppe
wurde abgeschlossen; die Ergebnisse wurden verdffentlicht (Ziff. 5.4). Der Bundes-
rat setzte sich im Rahmen der Aushandlung und der Umsetzung von internationalen
Wirtschaftsabkommen weiterhin fiir die kohdrente Verfolgung der Nachhaltigkeits-
ziele beziiglich Wirtschaft, Umwelt und Arbeit ein (Ziff. 5.5.1). Im Rahmen der
Aktienrechtsrevision schligt der Bundesrat neue Transparenzregeln fiir rohstoff-
fordernde Unternehmen vor (Ziff. 5.5.2). Zur Umsetzung des Klimatibereinkommens
von Paris arbeitete der Bundesrat ein revidiertes CO>-Gesetz aus (Ziff. 5.5.3). Im
Wettbewerbsbereich nahm die Schweiz mit ausgewdhiten Nachbarlindern explora-
torische Gespriche iiber mégliche Kooperationsabkommen auf (Ziff. 5.6). In der
WIPO, in der WTO und im Rahmen von Verhandlungen iiber FHA fiihrte die
Schweiz ihre Bemiihungen fiir den Schutz geografischer Angaben sowie den Schutz
genetischer Ressourcen und traditionellen Wissens weiter (Ziff. 5.8).

Wirtschaftliche Entwicklungszusammenarbeit (Ziff. 6)

Die internationale Zusammenarbeit der Schweiz stand auch im Berichtsjahr im
Zeichen der Armutsbekdmpfung, der Schaffung von Arbeitsplitzen und damit der
Minderung globaler Risiken, die Menschen zur Flucht veranlassen. Der Bundesrat
setzte sich beispielsweise fiir die Bekimpfung der Geldwdscherei, der Terrorismus-
finanzierung und sonstiger unlauterer Finanzfliisse ein. In Entwicklungslindern
unterstiitzte er die Stirkung des dffentlichen Finanzwesens. Die Umsetzung der
Botschaft iiber die internationale Zusammenarbeit 2013—-2016 wurde im Berichts-
jahr abgeschlossen, und die Botschaft zur internationalen Zusammenarbeit 2017—
2020 sowie das erneuerte Bundesgesetz iiber die Zusammenarbeit mit den Staaten
Osteuropas (Osthilfegesetz) wurden von Bundesrat und Parlament verabschiedet.
Die neue Botschaft beriicksichtigt die Ziele der Agenda 2030 fiir nachhaltige Ent-
wicklung sowie das Klimaiibereinkommen von Paris. Die Weltbank schloss die im
Herbst 2012 begonnene Uberarbeitung der Umwelt- und Sozialstandards ab. Die
Schweiz trat im April der Asiatischen Infrastruktur-Investitionsbank (AIIB) als
Griindungsmitglied bei.
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Bilaterale Wirtschaftsbeziehungen (Ziff. 7)

Die Léinder Westeuropas und Nordamerikas sowie China blieben auch im Berichts-
jahr die wichtigsten Exportmdrkte der Schweiz. Die Wirtschaftsmissionen in ver-
schiedene Partnerlinder boten den Schweizer Wirtschaftsdelegationen Gelegenheit,
Kontakte zu pflegen und Anliegen vorzubringen. Ein Hohepunkt war die Evéffnung
des Gotthard-Basistunnels, die unter anderen die deutsche Bundeskanzlerin, den
franzésischen Prdsidenten, den italienischen Ministerprdsidenten und den osterrei-
chischen Bundeskanzler in die Schweiz fiihrte. Mit dem Iran wurde eine Roadmap
fiir die Vertiefung der bilateralen Beziehungen vereinbart. Vor diesem Hintergrund
beantragt der Bundesrat dem Parlament, das Handelsabkommen mit dem Iran zu
genehmigen (Ziff. 10.2.2).

Exportkontroll- und Embargomassnahmen (Ziff. 8)

Der Export von «Dual-Use»-Giitern, also von Giitern, die sowohl fiir zivile als auch
fiir militdrische Zwecke verwendbar sind, ist fiir die Schweizer Wirtschaft von erheb-
licher Bedeutung. Mit dem revidierten Giiterkontroligesetz und der revidierten
Giiterkontrollverordnung setzte die Schweiz im Berichtsjahr das Abkommen iiber die
europdischen Satellitennavigationsprogramme um. Im Berichtsjahr hob die Schweiz
die Sanktionen gegeniiber dem Iran zum grossen Teil und gegeniiber Céte d’Ivoire
und Liberia vollstindig auf, wihrend die Sanktionen gegeniiber Nordkorea ver-
schdrft wurden.

Exportforderung und Standortpromotion (Ziff. 9)

Am 1. Januar 2016 traten das neue Gesetz sowie die Verordnung tiber die Schweize-
rische Exportrisikoversicherung (SERV) in Kraft. Das Mandat der Export- und
Standortforderungsorganisation «Switzerland Global Enterprisey» (S-GE) wurde um
vier Jahre verlingert. S-GE baute die Informationsmassnahmen tiber die Vorziige
des Unternehmensstandorts Schweiz aus und verstdrkte den Fokus auf Ansiedlungs-
projekte in wertschopfungsintensiven und innovativen Branchen. Aufgrund des
anhaltend stark bewerteten Schweizerfrankens und der abnehmenden Nachfrage aus
Asien entwickelte sich die Tourismusnachfrage leicht negativ. Im Berichtsjahr
tibernahm die Schweiz den Vorsitz der Europakommission der Weltorganisation fiir
Tourismus (UNWTO).

Ausblick auf das kommende Jahr

Der Bundesrat wird sich auch 2017 fiir Verbesserungen beim Zugang zu ausldn-
dischen Mdrkten zugunsten der Schweizer Exporte und fiir eine Stirkung der inter-
nationalen Rechtssicherheit einsetzen sowie die Standortbedingungen im Inland
weiter optimieren. Er schenkt dabei der Kohdrenz der Politikziele in den Bereichen
Wirtschaft, Gesellschaft, Umwelt und Menschenrechte die notige Beachtung.

Mit der EU wird der Bundesrat die Gespriche zur Personenfreiziigigkeit und die
Verhandlungen iiber ein institutionelles Rahmenabkommen weiterfiihren. Prioritd-
res Ziel bleibt die Weiterfiihrung der bilateralen Abkommen Schweiz-EU. Parallel
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dazu wird der Bundesrat den mit dem Vereinigten Konigreich nach dem «Brexity-
Referendum aufgenommenen Dialog fortsetzen, um die Fortfiihrung der bestehenden
engen bilateralen Wirtschaftsbeziehungen auch nach einem allfilligen Austritt des
Vereinigten Konigreichs aus der EU zu gewdhrleisten. Nachdem sich die laufende
Aktualisierung des Abkommens Schweiz-EU iiber technische Handelshemmnisse im
Berichtsjahr verzogert hat, wird diese 2017 weiterverfolgt. Damit soll Schweizer
Exporteuren weiterhin ein vergleichbarer Zugang zum Binnenmarkt der EU ermég-
licht werden, wie ihn ihre Mitbewerber aus der EU haben. Im Hinblick auf eine
mogliche Strommarktliberalisierung und auf den Abschluss eines entsprechenden
Abkommen mit der EU wird der Bundesrat eine Standortbestimmung vornehmen.
Mit ausgewdhlten Nachbarstaaten sollen Verhandlungen iiber Kooperationsabkom-
men im Wettbewerbsbereich aufgenommen werden.

Im Hinblick auf den weiteren Ausbau des Netzes von FHA wird mit Indien, Indone-
sien und Malaysia der Abschluss der laufenden Verhandlungen gesucht. Mit Ecua-
dor und Vietnam sollen die Verhandlungen weitergefiihrt und mit dem Mercosur
Verhandlungen aufgenommen werden. Auch die Aktualisierung verschiedener
bestehender FHA wird weiter verfolgt. Die Verhandlungen tiber Investitionsschutz-
abkommen (ISA) mit Malaysia werden weitergefiihrt. Mit Mexiko und weiteren
Partnern sollen Verhandlungen iiber neue ISA oder Verhandlungen zur Erneuerung
bestehender ISA aufgenommen werden. Die Schweiz wird die Bemiihungen zur
Weiterfiihrung der Verhandlungen tiber das TiSA unterstiitzen.

Im Hinblick auf die 11. WTO-Ministerkonferenz, die im Dezember 2017 in Buenos
Aires stattfinden wird, setzt sich der Bundesrat fiir die Stirkung und Weiterentwick-
lung des globalen Handelssystems ein. Im Rahmen der Umsetzung des WTO-
Beschlusses zum Ausfuhrwettbewerb, der den Verzicht auf die Ausfuhrbeitrige
gemdss Schoggigesetz erfordert, beabsichtigt der Bundesrat, dem Parlament ein
Massnahmenpaket zu unterbreiten, das zum Erhalt der Wertschopfung in der
Nahrungsmittelproduktion beitrigt. Weiter wird der Bundesrat die Botschaft zur
Genehmigung des revidierten WTO-Ubereinkommens iiber das offentliche Beschaf-
fungswesen gemeinsam mit der Botschaft zur Revision des Bundesgesetzes iiber das
offentliche Beschaffungswesen unterbreiten.

Ein besonderes Augenmerk wird der Bundesrat den im Schwerpunktkapitel themati-
sierten Rahmenbedingungen fiir die digitale Wirtschaft schenken. Unter anderem
wird sich der Bundesrat an den Arbeiten der OECD und der IAO zu dieser Thematik
beteiligen. Die OECD-Mitglieder werden sich auch 2017 mit der Erweiterung der
Organisation befassen. Die Schweiz wird sich fiir eine offene OECD mit klaren
Beitrittsregeln einsetzen, um weiterhin hohe gemeinsame Standards sicherzustellen.
Die Bestrebungen gegen Gewinnverkiirzung und -verlagerung werden in der OECD,
wie in der G20, weiterhin ein Thema sein. Die Umsetzung der Unternehmenssteuer-
reform Il ist in diesem Zusammenhang von grosser Bedeutung. Die Stimmbevilke-
rung wird sich am 12. Februar 2017 dazu dussern konnen. Unter der deutschen
Prdsidentschaft der G20 wird sich die Schweiz auch 2017 am «Finance Tracky der
G20 beteiligen konnen.
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Bericht

1 Chancen der Globalisierung und
der Digitalisierung nutzen

Die Schweiz ist als Exportnation mit einem kleinen Binnenmarkt stark in glo-
bale Wertschopfungsketten integriert. Sie ist darauf angewiesen, auslindische
Mrkte zu erschliessen sowie bestehende Marktanteile zu sichern und auszu-
bauen. Ziel der Aussenwirtschaftspolitik ist es, dass Schweizer Hersteller und
Exporteure zu den gleichen Bedingungen Zugang zu auslindischen Mdrkten
erhalten wie ihre auslindischen Konkurrenten.

Freihandelsabkommen (FHA) ermdglichen den Abbau von Diskriminierungen
auf wichtigen Exportmdrkten. Die Schweiz nutzt dieses Instrument seit vielen
Jahren rege und erfolgreich. Um moglichst diskriminierungsfreien Marktzugang
zu erhalten, ist die Schweiz darauf angewiesen, potenziellen Freihandels-
Partnern dhnliche Zugestindnisse anbieten zu konnen, wie sie von den wichtigs-
ten Konkurrenten der Schweiz — allen voran von der EU — erhalten. Allerdings
steht die Schweiz vermehrt vor der Herausforderung, potenziellen Freihandels-
partnern beispielsweise im Agrarbereich ein dhnlich hohes Marktzugangsniveau
anbieten zu konnen wie ihre wichtigsten Konkurrenten, die EU, die USA oder
Japan.

Zugleich wird es zunehmend schwieriger, breite Kreise von den Vorteilen des
Freihandels zu iiberzeugen, und die Tendenz, protektionistische Massnahmen zu
ergreifen, nimmt weltweit zu. Die Vorteile der Globalisierung werden grund-
sdtzlich in Frage gestellt. Dies stellt ein erhebliches Risiko fiir die Schweizer
Wirtschaft dar und dies muss dementsprechend in der Aussenwirtschaftspolitik
beriicksichtigt werden.

Die Digitalisierung stellt den Schweizer Wirtschafisstandort vor weitere Heraus-
forderungen. Digitale Daten und elektronische Prozesse spielen in allen Bran-
chen eine zunehmend wichtige Rolle. Die Schweiz hat in den vergangenen Jahr-
zehnten die Chancen der Globalisierung und des technologischen Wandels
zugunsten ihrer Bevilkerung sehr gut genutzt. Dank guter Rahmenbedingungen
in der Schweiz konnten hier ansdssige Unternehmen von der Digitalisierung
profitieren und neue, wertschopfungsintensive Arbeitspliitze in der Schweiz an-
gesiedelt werden.

Offene Mdrkte und gute Rahmenbedingungen haben sich als Erfolgsrezepte fiir
kleine, exportorientierte Linder wie die Schweiz erwiesen. Sie sichern Wohl-
stand, Perspektiven und Beschdftigung fiir alle.
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1.1 Offene Miirkte sind essenziell fiir die Schweiz

Die Aussenwirtschaftsstrategie der Schweiz setzt auf offene Mérkte. Die Schweiz
hat einen beschrinkten Binnenmarkt mit rund acht Millionen Konsumentinnen und
Konsumenten. In der EU, unserem wichtigsten Handelspartner, sind es 500 Millio-
nen. Grdssere Mérkte erlauben es Unternehmen, sich zu spezialisieren und Skalen-
effekte zu nutzen. Dies wiederum erhoht die Qualitit der Produkte und die erzielbare
Wertschopfung. Zwischen 1995 und 2015 trug der Aussenhandel mehr als einen
Viertel zum Wachstum des Schweizer Bruttoinlandprodukts bei.!

Die Schweiz ist eine innovationsstarke Exportnation, deren Wirtschaft sich durch
eine globale Ausrichtung und starke internationale Interdependenzen auszeichnet.
Beispielsweise betriagt die Exportquote der Swissmem-Unternehmen iiber 77 Pro-
zent. Die Schweizer Wirtschaft ist stark in die globalen Wertschopfungsketten
integriert: Einzelne Produktionsschritte finden heute in verschiedenen Landern und
Regionen statt, wodurch nicht mehr nur das Endprodukt, sondern vermehrt auch
Zwischenprodukte und Halbfabrikate international gehandelt werden. So profitiert
beispielsweise die pharmazeutische Industrie in der Schweiz davon, dass sie giin-
stige chemische Zwischenprodukte aus dem Ausland beziehen und so ihre Wett-
bewerbsfahigkeit sichern kann. Der internationale Austausch von Waren und Dienst-
leistungen hat dazu beigetragen, dass die Schweiz auch in neueren, verwandten
Bereichen, beispielsweise der Biotechnologie, eine globale Fiihrungsposition ein-
nehmen konnte. Ein anderes Beispiel sind die Schweizer Automobilzulieferer, die
sich auf die Herstellung von komplexen Automobilbestandteilen spezialisiert haben.
Halbfabrikate werden in die Schweiz eingefiihrt, zu hochwertigen Einzelteilen
verarbeitet und schliesslich an die Automobilindustrie im Ausland verkauft. Uber
den Autoimporteur gelangt die Schweizer Komponente dann als Bestandteil des
importierten Endprodukts wieder an die Schweizer Konsumentinnen und Konsu-
menten.2 Die Internationalisierung der Wertschopfungsketten hat zur Folge, dass
Waren im gesamten Produktionsprozess ofter als zuvor die Grenzen iiberschreiten.
Dementsprechend sind Schweizer Produkte, Dienstleistungen und Investitionen
global présent.3 Die Schweiz weist laut einer Studie fiir das Jahr 2014 den viert-
hochsten Globalisierungsindex aller untersuchten Volkswirtschaften auf.4

Ein Schliisselfaktor ist die vertiefte Integration der schweizerischen Volkswirtschaft
in die globalen Wertschopfungsketten. Konkret geht es darum, die jeweiligen
Grenziibertritte eines Produkts oder einer Dienstleistung so effizient, kostengiinstig
und diskriminierungsfrei wie moglich auszugestalten.5 Generell kann gesagt werden,

1 Botschaft zur Legislaturplanung 2015-2019, BBI 2016 1105.

2 OECD, Global Value Chains: Switzerland, www.oecd.org > Directorate for Science,
Technology and Innovation > Industry and Globalization > Global Value Chains.

3 Vgl. Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2014, BBI 2015 1457.

4 www.bertelsmann-stiftung.de > Themen > Wirtschaft stéirken > Globalisierung > Studie:
Der Globalisierungsmotor gerit ins Stocken (Globalisierungsreport 2016). Nach dem
KOF Globalisierungsindex liegt die Schweiz im Berichtsjahr auf dem 5. Rang:
www.globalization.kof.ethz.ch > Detailed Index Information (2016) > Detailed Rankings.

5 Botschaft zur Legislaturplanung 2015-2019, BB1 2016 1105, Ziel Nr. 3, Ziff. 5.1.3.
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dass sich die Globalisierung nachweislich positiv auf das Wachstum des Brutto-
inlandsprodukts (BIP) pro Kopf auswirkt.®

Der mit offenen Mérkten einhergehende verstirkte Wettbewerb fordert einerseits die
Produktivitdt, fiihrt mitunter aber auch zu einer Beschleunigung des Struktur-
wandels. Die Schweiz befindet sich bereits seit mehr als zwanzig Jahren in einem
Strukturwandel vom Industrie- zum Dienstleistungssektor. Dank hoher Anpassungs-
fahigkeit der Wirtschaft verlief dieser Wandel mehrheitlich erfolgreich. Die Digitali-
sierung wird den Strukturwandel beschleunigen und die damit zusammenhéngenden
handels- und wirtschaftspolitischen Herausforderungen akzentuieren (vgl. Ziff. 1.5
und 1.6).

In der letzten Finanz- und Wirtschaftskrise erwies sich die Schweiz als ausgespro-
chen widerstandsfédhig. Die Diversifizierung auf verschiedene Branchen und die
Fokussierung auf wertschopfungsintensive und innovative Spezialprodukte in der
globalen Produktionskette erwiesen sich als wirksamer Schutz gegen Krisen. Der
mit der Digitalisierung ausgeloste Wandel in Forschung und Entwicklung, bei Mate-
rialien und Produkten, Produktionsprozessen und Geschéftsmodellen, aber auch in
der Aus- und Weiterbildung, erhoht allerdings den Anpassungsbedarf. Dies setzt
unter anderem voraus, dass sich die Schweiz fiir die Digitalisierung fit macht, bei-
spielsweise im Rahmen der Strategie «Digitale Schweiz»’.

1.2 Beitrag der Wachstumspolitik

Fiir die Verbesserung der Rahmenbedingungen und zur Stirkung der Wettbewerbs-
fahigkeit ist die Einddmmung von Unsicherheiten iiber die kiinftige Ausgestaltung
der Standortfaktoren von zentraler Bedeutung.®

Im Zentrum der Massnahmen zur Stirkung der Rahmenbedingungen steht die «Neue
Wachstumspolitik»® des Bundesrates, durch welche das Wirtschaftswachstum zur
langfristigen Sicherung von Arbeitspldtzen und Wohlstand gefordert werden soll.
Mit diesem Massnahmenpaket wird der Fokus auf die Erh6hung der Arbeitsproduk-
tivitdt gelegt. Dabei strebt der Bundesrat die Stirkung des Produktivitdtswachstums
durch die Intensivierung des Wettbewerbs, eine bessere Regulierung und die admi-
nistrative Entlastung der Wirtschaft an. Wohlstandseffekte entstehen auch durch den
gesicherten Marktzugang fiir den Exportsektor und den moglichst ungehinderten
Zugang zu den Beschaffungsmérkten. Davon profitieren zum einen Produzentinnen
und Produzenten, da giinstigere Vorleistungen zur Verfiigung stehen, zum anderen
die Konsumentinnen und Konsumenten, die aus einem preiswerteren und vielfdl-
tigeren Angebot auswihlen konnen.

Dabei kommt dem Erhalt und der Weiterentwicklung des bilateralen Wegs mit der
EU sowie der Erweiterung des Marktzugangs zu Drittstaaten mittels FHA oder

6 www.bertelsmann-stiftung.de > Themen > Wirtschaft stirken > Globalisierung > Studie:
Der Globalisierungsmotor gerit ins Stocken (Globalisierungsreport 2016).

7 www.bakom.admin.ch > Digitale Schweiz und Internet > Strategie «Digitale Schweiz».

Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2015, BB12016 817.

9 Botschaft iiber die Standortforderung 20162019, BBI 2015 2381.

o
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anderen multi- und plurilateralen Massnahmen eine grosse Bedeutung zu. Die Glo-
balisierung der Wertschopfungsketten bewirkt eine starke Zunahme des weltweiten
Handelsvolumens. Umso wichtiger wird der Abbau von Handelshemmnissen. Am
wirkungsvollsten und effizientesten liesse sich das Ziel eines besseren und diskrimi-
nierungsfreien Marktzugangs auf multilateraler Ebene erreichen, das heisst im
Rahmen der Welthandelsorganisation (World Trade Organization, WTO). Die
multilaterale Konsensfindung hat in den letzten Jahren allerdings nur in wenigen,
wenn auch bedeutenden Teilgebieten Fortschritte erzielt (vgl. Ziff. 2.1). Die multila-
teralen Marktzugangsverhandlungen im Rahmen der WTO gestalten sich jedoch
zunehmend schwierig, weshalb die Schweiz weiterhin auf einen Ausbau ihres
FHA-Netzes setzt.

FHA leisten einen wichtigen Beitrag zur Wachstumspolitik, da sie unter anderem
einen positiven Einfluss auf die Exporte in die Partnerldander haben. So zeigen Stu-
dien, dass die Wachstumsrate der Exporte mit Freihandelspartnern nach Inkrafttreten
der Abkommen im Durchschnitt stirker ansteigen als die Gesamtexporte.!0 Die
Schweiz strebt FHA insbesondere mit Staaten mit einer dynamischen Wirtschaft an.
FHA stimulieren Exporte, indem Handelshemmnisse abgebaut und klare, verldss-
liche Bedingungen geschaftfen werden, sei es im Waren- oder Dienstleistungshandel
oder mit Bezug auf Investitionen, 6ffentliche Beschaffungen oder den Schutz des
geistigen Eigentums.

Die Erleichterung der Importe in die Schweiz soll sowohl den Wettbewerb im Bin-
nenmarkt fordern als auch die Wettbewerbsfihigkeit der Exportindustrie stérken. Im
Bericht tiber die Behinderung von Parallelimporten!! hat der Bundesrat festgelegt, in
welchen Bereichen er Handelsschranken abbauen will. Er lédsst diesbeziiglich die
Vor- und Nachteile einer autonomen Aufhebung aller Zo6lle auf Industrieprodukten
sowie von punktuellen Zollsenkungen im Agrar- und Lebensmittelbereich unter
Beriicksichtigung der Ziele der Agrarpolitik priifen. Bei der Anwendung des Cassis-
de-Dijon-Prinzips will er die bestehende Bewilligungspflicht fiir das Inverkehrbrin-
gen von Lebensmitteln administrativ vereinfachen. Weiter wird gepriift, wo negative
volkswirtschaftliche Auswirkungen der Ausnahmen beim Cassis-de-Dijon-Prinzip
reduziert werden kdnnen.

Die vorgeschlagenen Massnahmen sollen die Handelsbarrieren reduzieren und
den Aufwand der importierenden Unternehmen verringern. Die Erleichterung von
Importen soll nicht nur den Unternehmen zugutekommen, indem die Produktions-
bzw. Beschaffungskosten gesenkt werden. Intensivierter Wettbewerb im Inland kann
auch Druck auf die Preise ausiiben. In der Summe kdonnen die vorgeschlagenen
Massnahmen zu einer Reduktion der Preise und der Produktionskosten in der
Schweiz beitragen. Zugleich wird die Wettbewerbsfahigkeit der Schweizer Wirt-
schaft gestérkt.

10 SECO: Miiller, Larissa und Nussbaumer, Timothey: Wirtschaftliche Bedeutung der
Freihandelsabkommen fiir die Schweiz; www.seco.admin.ch > Publikationen & Dienst-
leistungen > Publikationen > Aussenwirtschaft > Freihandel. Die Studie beschrinkt sich
auf die FHA mit Partnern ausserhalb der EU/EFTA.

11 Bericht des Bundesrats vom 22. Juni 2016 in Erfiillung des Postulats 14.3014 «Erleichte-
rung der Zollabfertigung und Forderung von Parallelimporten dank Anerkennung weiterer
Dokumente zur Erbringung des Ursprungsnachweises», abrutbar unter www.parlament.ch
> Ratsbetrieb > Curia Vista.
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1.3 Aufkeimender Protektionismus behindert Wachstum

Die zwei Jahrzehnte vor der Finanzkrise waren durch starkes Wachstum des Welt-
handels gekennzeichnet, seither hat sich dieses Wachstum halbiert.12 Damit ist auch
das Wirtschaftswachstum ins Stocken geraten. Zugleich ist ein Anstieg protektionis-
tischer Massnahmen festzustellen. In einem im Juni erschienenen Bericht weist die
WTO fiir die G20-Staaten beispielsweise eine iiberdurchschnittliche Zunahme der
angewendeten Handelshemmnisse aus.!3 Im Beobachtungszeitraum von Oktober
2015 bis Mai 2016 wurden im Schnitt monatlich 22 neue Massnahmen ergriffen.!4
Damit liegt laut dem Bericht seit 2011 ein neuer Hochststand der monatlich ergriffe-
nen Massnahmen vor. Zum Vergleich: In der vorhergehenden Beobachtungsphase
wurden monatlich 15 neue Massnahmen ergriffen.

Im selben Zeitraum war eine Zunahme von allgemeinen wirtschaftlichen Export-
Stiitzungsmassnahmen um 14 neuen Massnahmen monatlich zu verzeichnen.
Damit wird ein Trend zur Ergreifung solcher Massnahmen fortgesetzt. Nur direkt
im Anschluss an die globale Finanz- und Wirtschaftskrise wurden noch mehr sol-
che Massnahmen ergriffen. Zugleich werden die seit 2008 ergriffenen 2835 Mass-
nahmen nur sehr zogerlich wieder aufgegeben: Nur gerade 25 Prozent wurden
bislang wieder abgebaut.

Von der Zunahme von Handelshemmnissen sind nicht nur die Exportwirtschaft und
deren Zulieferer betroffen. Dem produzierenden Gewerbe sowie den Konsumentin-
nen und Konsumenten geht ein preiswerteres und vielseitigeres Importangebot
verloren. Der Austausch von Giitern und Dienstleistungen wird begrenzt, worunter
die Konsummdglichkeiten und der Wettbewerb leiden.

14 Herausforderungen

Die Schweiz steht beim weiteren Ausbau ihres Freihandelsnetzes im Wesentlichen
vor vier Herausforderungen: (1) Die Schweiz sitzt nicht mit am Verhandlungstisch,
wenn wichtige liberregionale Abkommen wie die Transatlantische Handels- und
Investitionspartnerschaft (TTIP) oder die Transpazifische Partnerschaft (TPP)!5
verhandelt werden. Daraus drohen Diskriminierungen fiir die Schweizer Wirt-
schaftsakteure, sofern die Verhandlungen zur TTIP abgeschlossen werden und
sofern die TPP in Kraft tritt. (2) Auch kann die Schweiz in Bezug auf ihre defen-
siven Interessen, insbesondere im Agrarbereich, wenig Flexibilitdt zeigen, was den
Abschluss von FHA mit gewichtigen Partnerstaaten, die hdufig auch relevante
Agrarexporteure sind, erschwert. (3) Umgekehrt stosst die Schweiz bei ihren offen-

12 www.oecd.org > publishing > Policy paper Nr. 18 (September 2016): Cardiac Arrest or
Dizzy Spell: Why is world trade so weak and what can policy do about it?.

13 www.wto.org > news > 2016 news > news item: «G20 trade restrictions reach highest
monthly level since the crisis».

14 Report of the TPRB from the Director General on Trade-Related Developments,
publiziert am 4. Juli 2016, www.wto.org > wto news > 2016 news.

IS Australien, Brunei, Chile, Japan, Kanada, Malaysia, Mexiko, Neuseeland, Peru, Singapur,
USA und Vietnam.
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siven Interessen, insbesondere beim Marktzugang fiir Industriegiiter und dem Schutz
des geistigen Eigentums, auf defensive Interessen einiger Verhandlungspartner.
(4) Hinzu kommt die 6ffentliche Kritik an der Globalisierung, offenen Markten und
am Freihandel.

14.1 Uberregionale Abkommen

Ein bedeutendes Abkommen, das wichtige Auswirkungen auf die Schweiz haben
konnte, wenn es abgeschlossen wird, ist die derzeit zwischen der EU und den USA
in Verhandlung befindliche TTIP. Das ambitidse Ziel, diese Verhandlungen bis
Ende 2016 abzuschliessen, konnte nicht erreicht werden. Ob die Verhandlungen
unter dem designierten US-Présidenten fortgesetzt werden, erscheint zudem fraglich,
nachdem er bereits im November angekiindigt hatte, die TPP nicht zu ratifizieren.

Da die Schweiz und die USA kein FHA abgeschlossen haben, besteht fiir die
Schweiz im Falle eines erfolgreichen Verhandlungsabschlusses in erster Linie Dis-
kriminierungspotenzial auf dem US-amerikanischen Markt. Die USA sind fiir die
Schweiz ein sehr wichtiger Markt. 13 Prozent der Schweizer Exporte!® gehen in
diesen Markt!7, 40 Prozent des Bestands der Auslandsinvestitionen in der Schweiz
kommen aus den USA!8 und 18 Prozent!® des Schweizer Bestands der Direktinvesti-
tionen im Ausland werden auf dem US-amerikanischen Markt vorgenommen.20 Die
Importzolle der USA sind zwar im Mittel nicht sehr hoch, sie divergieren jedoch je
nach Produkt stark. Auch tiefere Zolle konnen auf die Marge driicken oder die
Wettbewerbsfahigkeit auf dem US-amerikanischen Markt beeintrachtigen. Unter-
suchungen des SECO zeigen, dass in der Periode 2013-2015 bei der Einfuhr in die
USA jéhrlich Zolle im Umfang von 254 Millionen US-Dollar angefallen sind. Was
den Zugang zum EU-Markt betrifft, ist die Schweiz mit den bilateralen Abkommen
Schweiz-EU bereits gut aufgestellt. Hier gilt es aber dafiir zu sorgen, dass der
Zugang zum EU-Binnenmarkt {iber den bilateralen Weg filir die Zukunft gesichert
und weiterentwickelt werden kann (vgl. Ziff. 3).

Das World Trade Institute hat die moglichen Auswirkungen der TTIP auf die
Schweizer Wirtschaft in einer vom SECO in Auftrag gegebenen Studie untersucht.?!
Die Auswirkungen kdnnten von einem Riickgang des BIP um 0,5 Prozent bis 2030,
wenn sich die TTIP grundsdtzlich auf die Zollbeseitigung beschrankt und die
Schweiz nicht reagiert, bis hin zu einem Anstieg des BIP um 3 Prozent reichen, falls
die EFTA-Staaten mit den USA ein FHA abschliessen, das sowohl Zollsenkungen
als auch einen Abbau nichttarifirer Handelshemmnisse vorsieht. Eine weitere Stu-
die??2 kommt zum Schluss, dass die Schweizer Zulieferer der Automobilindustrie

16 Handelszahlen ohne Edelmetalle.

17 In die EU gehen 54 %.

1839 9% aus der EU.

19" 44 % in der EU.

20 Daten SNB fiir das Jahr 2014.

21 www.nccr-trade.org > News Archive > WTI study reveals impact on Switzerland of
planned EU-US mega trade deal.

22 Balestrieri, Emanuela «Transatlantic Value Chains with Swiss Participation and Rules of
Origin: Is trade creation dominating trade diversion?» (Juli 2014).
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sowie Schweizer Hersteller von Prézisionsinstrumenten am stérksten von der TTIP
betroffen wéren, wenn eher restriktive Ursprungsregeln und demzufolge eine hohe
Wertschopfung in der Freihandelszone im Abkommen vorgesehen wiirden.

Die Schweiz verfiigt mit der EU {iber ein Abkommen zur gegenseitigen Anerken-
nung von Konformititsbewertungen (vgl. Ziff. 5.2.1), nicht aber mit den USA.
Sollte die TTIP vergleichbare Mechanismen einfiihren, hétten europdische Produkte
im Vergleich zu Schweizer Industrieerzeugnissen einen besseren Zugang zum US-
Markt. Auf dem europdischen Markt konnten sich die Schweizer Produzenten einer
verstirkten Konkurrenz durch amerikanische Produkte gegeniiber sehen.23 Weiter
konnten Schweizer Unternehmen bei den 6ffentlichen Beschaffungen diskriminiert
werden, falls die EU einen umfassenderen Zugang zu den amerikanischen Beschaf-
fungsmarkten erhilt als jenen, den sich die Vertragsparteien des Government Procu-
rement Agreement (GPA, vgl. Ziff. 5.7) gegenseitig gewidhren.24

Auch unter der bereits unterzeichneten TPP kdnnen Schweizer Unternehmen gegen-
iber ihrer auslédndischen Konkurrenz diskriminiert werden. Mit der TPP soll insbe-
sondere der Handel zwischen den beteiligten Vertragsparteien liberalisiert werden.
Diese umfassen zusammen 800 Millionen Konsumentinnen und Konsumenten und
machen 40 Prozent des weltweiten BIP sowie 30 Prozent des internationalen Han-
dels aus. Uber kurz oder lang wiirden 98 Prozent aller Handelszolle zwischen den
Vertragsparteien abgeschafft, um die Wertschopfungsketten innerhalb der Freihan-
delszone zu begiinstigen. Am stdrksten wiren die Folgen der TPP auf dem US-
Markt zu spiiren, zu dem die japanischen Konkurrenten von Schweizer Unterneh-
men einen zollfreien Zugang hitten. Die Schweizer Exporteure miissten fiir einen
Grossteil ihrer Waren weiterhin Einfuhrzolle zwischen 3 und 15 Prozent entrichten.
Am stirksten davon betroffen wire laut einer Studie?S die Maschinen- und Elektro-
industrie, aber auch die Sektoren Chemie, Lebensmittel, Automobil und Uhren
wiirden dadurch benachteiligt. Auch bestehende Préferenzen der Schweiz auf dem
japanischen Markt aufgrund des FHA mit Japan wiirden dadurch geschmélert. Die
Konkurrenz auf dem japanischen Markt wiirde durch Préiferenzeinfuhren aus ande-
ren TPP-Staaten zunehmen. Allerdings ist das Schicksal der TPP aufgrund des oben
erwihnten angekiindigten Riickzugs der USA ungewiss.

Schliesslich ist in diesem Zusammenhang das geplante FHA zwischen der EU und
dem Mercosur zu erwihnen. Die Lander des Mercosur2¢ stellen fiir die Schweizer
Industrie eine sehr interessante Region mit wachsendem Exportpotenzial dar, deren
Mirkte iiber 280 Millionen Konsumentinnen und Konsumenten umfassen und die
das flinfthochste BIP weltweit generiert. Sollte zwischen der EU und den Staaten des
Mercosur in den laufenden Verhandlungen eine Einigung erzielt werden, wiirde die
EU — anders als die Schweiz — iiber einen privilegierten Zugang zum Markt der
Mercosur-Staaten verfligen. Je nach Ausgestaltung des Abkommens drohen der

23 Vgl. Ziff. 5.2.

24 SR 0.632.231.422

25 Ziltener, Patrick: «Analysis of the Tariff Discrimination Potential of the Transpacific
Partnership against Swiss Companies and their Exports — Consequences of TPP for Swiss
Companies», www.seco.admin.ch > Aussenwirtschaft & Wirtschaftliche Zusammenarbeit
> Freihandelsabkommen.

26 Argentinien, Brasilien, Paraguay, Uruguay und Venezuela.
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Schweiz Diskriminierungen im Bereich der Zélle, die zum Teil sehr hoch sind (der
durchschnittliche Zollschutz in den Mercosur-Staaten betrdgt fiir Giiter, bei denen
die Schweiz offensive Interessen hat, mehr als zehn Prozent, mit Spitzensitzen bis
zu 35 Prozent). Ausserdem konnten beispielsweise bei der regulatorischen Zusam-
menarbeit und beim oOffentlichen Beschaffungswesen Vereinbarungen mit einem
hohen Ambitionsniveau resultieren. Deshalb strebt auch die Schweiz ein FHA mit
dem Mercosur an, wobei die Liberalisierung des Handels im Landwirtschaftsbereich
grosse Herausforderungen mit sich bringen wird (vgl. Ziff. 1.4.2).

Sollten sich diese potenziellen Diskriminierungen verwirklichen, kénnte der Produk-
tionsstandort Schweiz gegeniiber seinen wichtigsten Konkurrenten an Attraktivitét
verlieren. Investoren konnten vermehrt die erwdhnten Freihandelszonen bevorzugen.

1.4.2 Schweizer Verhandlungsposition im Spannungsfeld
der innenpolitischen Interessen

Der Schweizer Verhandlungsansatz im Bereich des Handels mit landwirtschaftli-
chen Waren stellt in vielen Verhandlungen {iber FHA eine wachsende Herausforde-
rung dar. Bereits in frilheren Verhandlungen stand das Bestreben, den Agrarschutz
weitgehend zu erhalten, oft im Widerspruch zum Ziel, einen besseren Zugang zu
auslidndischen Mirkten zu erlangen. Die unterschiedlichen Positionen im Bereich
der Landwirtschaft trugen etwa in den Jahren 2005/2006 unter anderem dazu bei,
dass auf die Aufnahme von Freihandelsverhandlungen mit den USA verzichtet
wurde.27 In abgeschlossenen FHA wurde jeweils ein Ergebnis erzielt, das das beste-
hende Grenzschutzregime nicht in Frage stellte. Der begrenzte Verhandlungsspiel-
raum der Schweiz im Agrarbereich hatte teilweise zur Folge, dass die Schweiz fiir
offensive Interessen in anderen Bereichen (z. B. fiir gewisse Nahrungsmittel-, Agrar-
und Industrieexporte) entweder keinen verbesserten Marktzugang erreichte oder die
Konzessionen zugunsten der Schweiz hinter denjenigen zuriickblieben, die die
Partnerstaaten mit anderen Freihandelspartnern vereinbart haben. Dies ist beispiels-
weise in den Abkommen mit Kanada (betreffend Kése) und der Siidafrikanischen
Zollunion SACU (betreffend diverse Industrie- und Nahrungsmittelprodukte) sowie
mit Chile (betreffend Agrarprodukte) und Mexiko (betreffend Nahrungsmittelpro-
dukte) der Fall.

Auch in den derzeit laufenden Verhandlungen diirfte es teilweise schwierig werden,
substanzielle Zugesténdnisse in Bereichen mit offensiven Interessen der Schweiz zu
erreichen, wenn die Schweiz auf die Interessen der Verhandlungspartner im Agrar-
bereich nicht geniigend eingehen kann. Diese Herausforderungen diirften sich in den
anstehenden Verhandlungen mit gewichtigen Agrarexporteuren weiter akzentuieren.
Sollte ein unverdnderter Grenzschutz den Abschluss weiterer umfassender FHA
behindern oder erschweren, konnte dies zu entsprechenden volkswirtschaftlichen
Verlusten fiihren. Die Statistik zeigt, dass 2015 die Agrarwirtschaft mit 0,7 Prozent

27 Vgl. Antwort des Bundesrates auf die Interpellation Teuscher 05.3906, abrufbar unter
www.parlament.ch > Geschifte > 05.3906.
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zur Bruttowertschopfung in der Schweiz beitrug, die Industrie hingegen mit
25,5 Prozent und der Dienstleistungssektor mit 73,8 Prozent.28

143 Globalisierungskritik

Abkommen wie unter der TTIP und der TPP oder dasjenige zwischen der EU und
Kanada (CETA) rufen Kritik an der Globalisierung im Allgemeinen und an FHA im
Besonderen hervor. Kritisiert wird insbesondere, dass lediglich grosse multinatio-
nale Unternehmen von diesen Abkommen profitieren. Geméss Befiirchtungen der
Gegnerinnen und Gegner solcher Abkommen blieben Demokratie, Arbeits- und
Sozialstandards sowie Umweltschutz auf der Strecke. Weiter wird kritisiert, dass
Angebote des Service public privatisiert wiirden und internationale Schiedsgerichte
flir Investitionsstreitigkeiten (sog. Investor-Staat-Schiedsverfahren) dazu fithren
konnten, dass der Steuerzahler zugunsten der multinationalen Unternehmen zur
Kasse gebeten wiirde. Diese Befiirchtungen beruhen jedoch auf unzutreffenden
Annahmen. Zudem werden die Vorteile solcher Abkommen ausgeblendet.

Internationale Schiedsgerichte stellen kein Novum dar. So haben Investor-Staat-
Schiedsverfahren in verschiedenen Auspriagungen weltweit Eingang in iiber 3000
Abkommen gefunden und bereits zu iiber 700 derartigen Verfahren gefiihrt. Dabei
obsiegte in rund 37 Prozent der Félle der eingeklagte Staat, in 26 Prozent der kla-
gende Investor. In 25 Prozent wurde ein Vergleich erzielt, und in den restlichen
Féllen wurden die Verfahren aus anderen Griinden nicht zu Ende gefiihrt.2% Kritisch
wird bisweilen gedussert, dass ein Staat durch diese Abkommen seine Regulie-
rungsmoglichkeiten einschrénkt und sich potenziell weitreichenden Schadensersatz-
forderungen unterwirft. Richtig ist aber, dass die Moglichkeit der Vertragsstaaten,
im offentlichen Interesse zu regulieren, nicht eingeschrénkt wird, sofern bestimmte
allgemeine Rechtsgrundsétze (z. B. Nichtdiskriminierung, Verhiltnismassigkeit), die
die Schweiz auch im nationalen Recht kennt, beriicksichtigt werden.

Auch die Befiirchtung, dass im Rahmen von FHA das Schutzniveau fiir Konsumen-
tinnen und Konsumenten gesenkt werden konnte, ist unbegriindet. Wie fiir die EU
und die USA kommt dies auch fiir die Schweiz nicht in Frage. Bestehende techni-
sche Regulierungen zur Einfuhr von Lebensmitteln bleiben beispielsweise durch den
Abschluss eines FHA unberiihrt. Sind solche technischen Vorschriften zwischen den
Freihandelspartnern weitgehend harmonisiert, konnen FHA den Abbau von ineffi-
zienten Doppelspurigkeiten fordern und beispielsweise Mehrfachinspektionen durch
die jeweilige nationale Behorde vermeiden. Auch werden Arbeitsstandards nicht auf
das Niveau des jeweiligen Partnerlandes gesenkt. Im Gegenteil: Durch die Nachhal-
tigkeitsbestimmungen in neueren FHA werden die Parteien angehalten, hohe
Schutzniveaus zu respektieren.

Die weiter oben beschriebenen Vorteile solcher Abkommen bzw. die Nachteile des
Beiseitestehens (vgl. Ziff. 1.2) werden von den Globalisierungsgegnerinnen und

28 www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Volkswirtschaft > Volkswirtschaftliche-
Gesamtrechnung > Produktionskonto > Produktionskonto nach Branchen.

29 Vgl. Statistik der UNCTAD, die auf 6ffentlich bekannten Verfahren beruht (Stand
November 2016), abrufbar unter www.investmentpolicyhub.unctad.org> ISDS.
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-gegnern oft ausgeblendet. In den letzten 30 Jahren hat sich der Welthandel verfiinf-
facht. Dieses Wachstum hat weltweit zu hunderten Millionen neuer Arbeitsstellen
gefiihrt. Auch in der Schweiz war das Wohlstandsniveau noch nie so hoch wie
heute. Die Praxis zeigt: Handel schafft Wohlstand. Mit einem Anteil von
99,8 Prozent bilden kleine und mittlere Unternehmen (KMU) — das heisst Betriebe,
die weniger als 250 Mitarbeitende beschiftigen — die iiberwiegende Mehrheit der
Schweizer Unternehmen. Sie stellen zwei Drittel der Arbeitsplitze und sind somit
die Basis eines grossen Teils unseres Wohlstands. Fast 70 Prozent der Schweizer
KMU sind in irgendeiner Weise grenziiberschreitend titig, als Exporteure, Zulieferer
oder Investoren. Dabei exportieren die KMU Waren im Wert von etwa 40 Milliar-
den Schweizerfranken, was rund einem Fiinftel der gesamten Schweizer Ausfuhren
entspricht.30 In offenen Mirkten werden die Transaktionskosten reduziert und glei-
che Bedingungen fiir alle Marktteilnehmer geschaffen. FHA erweitern den Markt
und erhdhen die Rechtssicherheit, was den Export von Waren und Dienstleistungen
erleichtert. Mit dem zunehmenden Wettbewerb sind die Hersteller darauf angewie-
sen, dass sie die besten Vorleistungen zu den giinstigsten Konditionen beziehen
konnen. So gehen iiber 20 Prozent der Schweizer Exporte auf importierte Vorleis-
tungen zurlick.

Wie unter Ziffer 1.1 erwéhnt, beschleunigt die Marktdffnung den Strukturwandel.
Dies kann auch zu Verlierern fiihren, etwa bei Arbeitnehmenden in weniger spezia-
lisierten Sektoren: Arbeitnehmende beispielsweise, deren Tétigkeit aufgrund des
technologischen Fortschritts nicht mehr ausgefiihrt wird oder deren Arbeit in Billig-
lohnldnder verlegt worden ist. Es wire jedoch falsch, deshalb bestehende Strukturen
zu schiitzen und die Schweizer Wirtschaft abzuschotten. Wie eingangs erklért, ist die
Schweiz auf offene Mérkte im Ausland angewiesen, was umgekehrt auch einen
offenen Schweizer Markt voraussetzt. Um den Wohlstand der Schweiz weiterhin zu
gewihrleisten, ist vielmehr wichtig, dass der Arbeitsmarkt flexibel ist und die
Ausgestaltung der Sozialversicherungen eine Abfederung allfdlliger schockartiger
Effekte erlaubt. Um den neuen Herausforderungen gerecht zu werden, sind die
landerspezifischen Bedingungen beziiglich Arbeitsmarkt und Sozialwesen ebenso
wichtig wie ein starkes Bildungssystem mit vielfaltigen Aus- und Weiterbildungs-
moglichkeiten.

1.5 Digitaler Umbruch im Welthandel

Die Digitalisierung von Gesellschaft und Wirtschaft hat sich in den letzten Jahren
massiv beschleunigt und beeinflusst heute die globalen Volkswirtschaften in erheb-
lichem Ausmass. Wéhrend sich die Dynamik des internationalen Handels von
Giitern und Dienstleistungen in den vergangenen Jahren verlangsamte, hat der
Austausch von Daten rasant zugenommen. Schitzungen zufolge hat der grenziiber-
schreitende Datenfluss seit 2005 um das 45-fache zugenommen und diirfte sich in
den néchsten fiinf Jahren um den Faktor neun vervielfachen.3! Die technische

30 Credit Suisse (2014): Erfolgsfaktoren fiir Schweizer KMU — Perspektiven und Herausfor-
derungen im Export.
31 McKinsey (2016): Digital globalization — The new era of global flows.
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Grundlage dieses Wandels bilden das Internet, neue Technologien aus der Informa-
tions- und Kommunikationstechnik sowie leistungsfihigere Computer und Netzinf-
rastrukturen. Insbesondere wird auch der globale Handel von Waren und Dienstleis-
tungen in vielfdltiger Weise von diesen Entwicklungen beeinflusst. Die gesamten
globalen Wertschopfungsketten und Handelsstrome sind von diesen Entwicklungen
betroffen. Dank der schnelleren Dateniibertragung und der modernen Hardware
sowie dem Internet der Dinge (Internet of Things) erdffnet nicht nur der Online-
Handel neue Moglichkeiten, sondern es entstehen neue Produkte, die konventionelle
Giiter mit digitalen Dienstleistungen kombinieren. Mit dem Handel von digitalen
bzw. immateriellen Gilitern wird iiber das traditionelle Konzept des internationalen
Warenhandels hinausgegangen. Bereits seit einiger Zeit wird zudem beziiglich Big
Data, also umfassenden Datenquellen, von einem neuen «Rohstoff» gesprochen.
Dessen Nutzung erdffnet einerseits zahlreiche neue Potenziale fiir Unternehmen,
Konsumentinnen und Konsumenten, stellt andererseits aber auch die nationalen
Gesetzgeber vor neue Fragen. So muss nicht zuletzt erreicht werden, dass diese
neuen Moglichkeiten unter Wahrung der Personlichkeitsrechte der betroffenen
Personen genutzt werden, was in Anbetracht der weltweit sehr unterschiedlichen
Konzepte und Paradigmen die Schweiz vor neue Herausforderungen stellt.

Die durchgehende Digitalisierung der Prozesse erhoht die Transparenz des Handels.
Samtliche Wirtschaftsbeteiligten, einschliesslich der Konsumentinnen und Konsu-
menten, konnen beispielsweise die Giiterstrome laufend iiberwachen und mitverfol-
gen. Dies kann zu einer verbesserten Planung und zu Effizienzgewinnen in Logistik
und Produktion fiihren. Die Zollformalititen konnen dank der Digitalisierung ver-
einfacht und die betreffenden Prozesse international miteinander verkniipft werden.

Die globalen Wertschopfungsketten sind integral betroffen: Der digitale Wandel
bietet, in Analogie zur digitalen Transformation zur Industrie 4.0, massgebliche
Potenziale fiir Effizienzgewinne in der Produktion und somit im globalen Austausch
von Giitern und Dienstleistungen. Giiter werden zunehmend mit Sensoren oder
Datentrégern versehen und werden so mit digitalen Funktionen verkniipft. Dank dem
Internet der Dinge und vermehrter Automatisierung, zum Beispiel via elektronische
Erkennung von Objekten, die eine automatische Kommunikation zwischen Maschi-
nen erlaubt, konnen Produktionsprozesse erheblich vereinfacht werden. Schitzungen
zufolge werden Ende 2016 13 Milliarden Gegenstinde ans Internet der Dinge ange-
schlossen sein — 30 Prozent mehr als im Jahr zuvor.32

Ermdglicht haben die neuen Technologien auch die Schaffung und den internationa-
len Austausch von Immaterialgiitern wie Software, Musik, Spielen, elektronischen
Zeitungen, Filmen, aber auch Daten der sozialen Medien. Ein schnelles Internet hat
die globale Verbreitung von rein digitalen Produkten ermdglicht, da die Vertriebs-
und Transportkosten sehr gering sind. Die Entwicklung verlief in den letzten beiden
Jahrzehnten rasant. So verdiente die Musikindustrie beispielsweise 2014 erstmals
mehr Geld mit digitaler Musik (Downloads und Streaming) als mit CD-Verkaufen.33
Fiir den Verkauf oder die Kundenbetreuung sind Zweigniederlassungen und Vertre-

32 www.gartner.com > newsroom > Gartner says 6.4 billion connected « Things» will be in
use in 2016, up 30 % from 2015.

33 www.welt.de > Wirtschaft > Musikmarkt > Die CD hat den Kampf gegen das Streaming
verloren.
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tungen in anderen Léndern heute nicht mehr zwingend notwendig. Mit dem Smart-
phone verfiigen die Konsumentinnen und Konsumenten iiber eine eigene Shopping-
Plattform, iiber die sie globale Dienstleistungen unmittelbar konsumieren konnen.
Aber auch der dienstleistungsbezogene soziale Austausch oder der Kundendienst
konnen direkt und unkompliziert iiber eine Applikation via Smartphone erfolgen.
Waihrend die weltweite Verbreitung des mobilen Internetzugangs im Jahr 2015 auf
47 Prozent der Weltbevolkerung geschitzt wird, gehen Expertinnen und Experten
davon aus, dass diese bis 2019 mindestens 71 Prozent betragen wird.34

Diese modernen, kostengiinstigen Kommunikationsmittel ermdglichen neue globale
Wertschopfungsketten und strukturieren die bestehenden effizienter. Sie fiihren zu
einer wesentlichen Verkiirzung der Wege vom Produzenten zum Endverbraucher.
Beispielsweise sammelt ein dédnischer Windturbinenhersteller Daten zu seinen
weltweit installierten Turbinen. Die Auswertung der Informationen zu Temperatur,
Windgeschwindigkeiten und Luftdruck erlaubt der Firma zu berechnen, wann wel-
che Ersatzteile gebraucht werden. Somit kdnnen diese im Voraus bestellt und gelie-
fert werden. Die Akteure innerhalb der Wertschdpfungsketten sind heute viel stirker
und enger miteinander vernetzt, was den Vorteil hat, dass die Kommunikationswege
beschleunigt werden. Physische Treffen mit langen Reisen sind weniger wichtig
geworden. Inwiefern die zunehmende Nutzung von sogenannten 3-D-Druckern die
Produktion vor Ort stirkt und die globalen Wertschopfungsketten verkiirzt, wie
einige Kommentatoren behaupten, wird sich noch weisen miissen. Klar ist bereits
heute: Die im internationalen Handel tatigen Unternehmen sind stark gefordert und
miissen sich dem digitalen Wandel laufend anpassen.

Der Bundesrat verabschiedete im April die Strategie «Digitale Schweizy». Diese soll
die konsequente Nutzung der Chancen der Digitalisierung sicherstellen und die
Schweiz als attraktiven Lebensraum und innovativen, zukunftsorientierten Wirt-
schafts- und Forschungsstandort positionieren. Diese Strategie trdgt auch der Strate-
gie der EU fiir einen digitalen Binnenmarkt Rechnung (Digital Single Market,
DSM). Der DSM hat zum Ziel, den EU-Binnenmarkt «fit» fiir das digitale Zeitalter
zu machen und ist breit gefachert. Es sollen rechtliche Hindernisse zwischen den
EU-Mitgliedstaaten abgebaut werden. Geschéfte und Einzelpersonen sollen besser
vernetzt werden und von besseren digitalen Dienstleistungen profitieren konnen. Die
Schweiz beobachtet die Entwicklung im DSM der EU aufmerksam, um denkbare
Benachteiligungen von Schweizer Unternehmen zu verhindern.

Zentral fir den Welthandel ist schliesslich auch die Finanzierung. Gerade in diesem
Bereich verlduft die Digitalisierung derzeit rasant. Neue, sogenannte Fintech-
Unternehmen dréngen auf den Markt der etablierten Banken und Handelsfinanzierer.
Derzeit laufen zwar noch viele Prozesse — von den Bankgeschéften iiber die Her-
kunftsnachweise der Handelskammern sowie Produzenten und Logistiker — {iber den
physischen Austausch in Papierform. Die Kundenbediirfnisse und technischen
Moglichkeiten fithren aber zu einer verstirkten digitalen Substitution. Laut einer
Studie von JP Morgan35 konnte die vollstindige Digitalisierung von Exportkrediten
zu grossen Kosteneinsparungen im Bereich Trade Finance fiihren. Nur schon fiir die

34 ITU (2015): Measuring the Information Society Report 2015.
WWW.jpmorgan.com > insights > a new digital era for trade.
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Unternehmen im Fortune-500-Index schétzt das Institut die Kosteneinsparungen
durch eine bessere Nutzung der digitalen Finanzierungsmoglichkeiten auf iiber
80 Milliarden US-Dollar. Eine effizientere Nutzung der Kreditlimiten oder geringere
Bankgebiihren sind wesentliche Faktoren, die zu den geschitzten Kosteneinsparun-
gen beitragen.

Digitalisierter Handel erdffnet den Unternehmen neue Mdglichkeiten, um ihre
Produktions- und Vertriebsstrukturen zu optimieren und personalisierte Angebote zu
machen, wobei dank der neuen Technologien die kritische Masse auch von kleinen
und mittleren Unternehmen leichter erreicht werden kann. Gleichzeitig profitieren
die Kunden von einem grdsseren, vielfiltigeren und individualisierten Angebot. Als
Kehrseite dieser Entwicklung werden jedoch auch die Programmierung und der
Unterhalt von solchen Systemen anspruchsvoller. Zudem erfordert die digitale
Umstellung vermehrt Investitionen von Unternehmen in Sach- sowie Humankapital.
Gerade bei der Ausbildung von Personal mit profunden digitalen Kenntnissen be-
steht derzeit bei vielen Unternehmen Nachholbedarf. So hat beispielsweise in einer
Umfrage bei 3700 Handelsunternehmen in der Schweiz jedes zweite Unternehmen
angegeben, dass ihm digitales Knowhow fehle.3¢

1.6 Herausforderungen fiir die Wirtschaftspolitik

Um Wohlstand und Beschéftigung zu sichern, gilt es, die Chancen der Digitalisie-
rung zu nutzen. Aufgabe der Wirtschaftspolitik ist es, Rahmenbedingungen zu
gewihrleisten, die Innovationen und deren médglichst friktionsfreie Uberfiihrung in
die wirtschaftliche Nutzung ermdglichen. Gleichzeitig sind die Risiken im Auge zu
behalten. Unter diesen Primissen stellen sich fiir die kiinftige Wirtschaftspolitik
beziiglich Digitalisierung und Handel zahlreiche Herausforderungen.

So ist bei der Inanspruchnahme einer digitalen Dienstleistung nicht mehr von Be-
deutung, wo sich der Leistungserbringer und die Kundin oder der Kunde befinden.
Traditionelle Konzepte, beispielsweise die Ursprungsregeln, die an physische Pro-
duktionsprozesse im Ursprungsland ankniipfen, sind im Hinblick auf eine digitali-
sierte Industrie zu hinterfragen.

Wihrend der Waren- und Dienstleistungshandel heute in zahlreichen multilateralen
und bilateralen Abkommen ausfiihrlich geregelt ist, stellt der rasch zunehmende
Handel von digitalen Dienstleistungen und Daten die Wirtschaftspolitik vor neue
Herausforderungen. Dazu gehdren die Standardisierung von Datenformaten oder
-iibertragungen sowie die Definition des rechtlichen Status von Daten und deren
Ubertragung. Eine wichtige Rolle spielt beispielsweise die Kreativwirtschaft, insbe-
sondere in Bezug auf den grenziiberschreitenden Handel von digitalisierter Musik,
digitalisierten Filmen oder Biichern. Dabei werden insbesondere das Urheberrecht,
der Datenschutz und internationale Abkommen die neuen Wirtschaftsmodelle be-
riicksichtigen miissen.

36 www.handel-schweiz.com > Aktuell > News > Jedem zweiten Handelsunternehmen fehlt
digitales Know-how.
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Die Verwendung von Big Data birgt ebenfalls ein grosses Potenzial fiir die Schwei-
zer Wirtschaft. Beispielsweise konnten medizinische Datenbanken und Patientenda-
ten fiir die pharmazeutische Forschung international verkniipft werden. Der Nutzen
einer besseren und zielgerichteten Forschung ist jedoch dem moglichen Missbrauch
personlicher Daten gegeniiberzustellen. Fiir die Entwicklung der nationalen Recht-
setzung wird es auch hier herausfordernd sein, den Spagat zwischen nationalen
Interessen und einem moglichst reibungslosen grenziiberschreitenden Handel zu
meistern. Wie anspruchsvoll die Regelung des internationalen Datenaustauschs ist,
haben die Massnahmen zur Sicherstellung gleichwertiger Datenschutzstandards
zwischen der EU sowie der Schweiz und den USA gezeigt (Safe Harbour sowie
Privacy Shield).

Eine grosse Herausforderung fiir Staat, Wirtschaft und Gesellschaft wird darin
bestehen, das Vertrauen in die Sicherheit und Zuverldssigkeit von digitalen Dienst-
leistungen, insbesondere im grenziiberschreitenden Verkehr zu gewéhrleisten. Dabei
sind aufgrund der Cyberrisiken auch die grenziiberschreitende Missbrauchs- und
Betrugsbekdmpfung im Auge zu behalten.

Aufgrund der stirkeren globalen Vernetzung als Folge der Digitalisierung sind die
damit verbundenen regulatorischen Fragen héufig globaler Natur. Die digitalen
Verdnderungen machen eine Aktualisierung des internationalen Handelsrechts
notwendig.37 Diesbeziiglich ist die WTO, die ein Level Playing Field fir den inter-
nationalen Handel sicherstellen soll, die naheliegende Plattform. Bereits 1998 wurde
in der WTO eine Deklaration zum Online-Handel erarbeitet und ein Moratorium
beschlossen, gemiss dem die Mitgliedstaaten vorldufig darauf verzichten, auf elekt-
ronischen Dateniibertragungen Zolle zu erheben. Das Moratorium wurde seit 2001
an jeder Ministerkonferenz erneuert, zuletzt im Dezember 2015 in Nairobi. Um die
Jahrtausendwende sind die WTO-Streitschlichtungsbehdrden wiederholt zum
Schluss gekommen, dass die Verpflichtungen des GATS fiir alle Dienstleistungen
gelten, unabhéngig davon, ob diese elektronisch erbracht werden oder nicht.38 Eine
weitere Initiative im Rahmen der WTO ist das 1996 abgeschlossene plurilaterale
Informationstechnologieabkommen (Information Technology Agreement, 1TA). Es
garantiert den zollfreien Handel von gewissen Informationstechnologiegiitern. 2015
wurde das Abkommen um 201 Produkte erweitert (ITA II, vgl. Ziff. 2.1). Mit
53 Mitgliedern wird der Austausch von Giitern im Wert von 1.3 Milliarden US-
Dollar abgedeckt, was rund 10 Prozent des weltweiten Warenhandels entspricht.
Schliesslich wird in den laufenden Verhandlungen iiber das plurilaterale TiSA
(vgl. Ziff. 5.3) versucht, die internationalen Rahmenbedingungen fiir den Handel mit
Dienstleistungen zu modernisieren. Im Berichtsjahr wurden die Diskussionen zum
E-Commerce (elektronischer Handel) in der WTO im Rahmen des 1998 verabschie-
deten Arbeitsprogramms wieder aufgenommen. Die Mitglieder wollen in Hinblick
auf die kommende Ministerkonferenz von 2017 in Buenos Aires mogliche Rege-
lungsbereiche identifizieren, um Verhandlungen in diesem Bereich aufzugleisen.

37 Vgl. dazu z. B. Burri, Mira: «Digitaler Handel stiirzt Regulatoren ins Dilemmay in
Digitale Realititen. Universitat Bern, Dezember 2015.

38 Porges and Enders (2016): Data Moving Across Borders: The Future of Digital Trade
Policy.
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Da die Bemiihungen im multilateralen Rahmen der WTO nur langsam vorankom-
men, werden Losungen zunehmend im Rahmen von FHA gesucht. Als erstes Ab-
kommen, das sich ausfiihrlich dem digitalen Handel annimmt, zahlt jenes zwischen
den USA und Siidkorea (Korus) von 2012. Das Korus enthilt Vereinbarungen iiber
elektronische Signaturen und Zertifizierungsdienste, zur papierlosen Handelsverwal-
tung, zum Konsumentenschutz und beziiglich des Zugangs zum Internet fiir die
Abwicklung von elektronischen Handelsgeschiften. TPP ist das erste grossere
Abkommen, das den digitalen Handel abdeckt. Der Anhang iiber den elektronischen
Handel im Rahmen der TPP ist die bisher umfangreichste Regelung. Sie umfasst
insbesondere Bestimmungen iiber elektronische Signaturen und Zertifizierungs-
dienste, Schutz der Privatsphére, papierlose Abwicklung des Handels, Daten- und
Konsumentenschutz und Zugang zum Internet fiir die Abwicklung von elektroni-
schen Handelsgeschiften. Ausserdem erlaubt das Abkommen den Parteien, Daten-
verarbeitungsinfrastrukturen geografisch ungebunden zu betreiben, und sieht den
freien, grenziiberschreitenden Datenfluss vor. Schliesslich verbietet die TPP unter
gewissen nationalen Vorbehalten die Verpflichtung zur Griindung einer lokalen
Niederlassung flir den grenziiberschreitenden Dienstleistungshandel und beschrankt
die Moglichkeit der Parteien, obligatorische Inlandsanteile oder die Verwendung
lokaler Technologien zu verlangen.

Die Schweiz hat in fiinf FHA insbesondere Kooperationsbestimmungen iiber den
elektronischen Handel vereinbart.3¥ Ferner unterzeichneten die Schweiz und die
USA am 10. Oktober 2008 die gemeinsame Erkldrung der Schweiz und der USA40
iiber Zusammenarbeit und Forderung im Bereich des elektronischen Handels. In
einem entsprechenden Abkommen mit Japan4! sind neben den Kooperationsbe-
stimmungen spezifische Bestimmungen iiber den Handel mit elektronischen Pro-
dukten und Dienstleistungen, digitale Signaturen sowie den Schutz von Online-
Konsumentinnen und -Konsumenten vorgesehen. Keine dieser Vereinbarungen
enthélt Klauseln iiber den freien Datenfluss oder iiber die Datenlokalisierung, wie
sie in der TPP vorgesehen sind.

Die wohl grosste Herausforderung der Wirtschaftspolitik im Zusammenhang mit der
Digitalisierung stellt die gesellschaftliche Akzeptanz dar. Die gesellschaftliche
Abwehr oder Unterdriickung neuer Technologien verhindert neue, zukunftsfihige
Arbeitspldtze. Stattdessen muss ein exportorientiertes Hochlohnland mit kleinem
Heimmarkt wie die Schweiz die unvermeidlichen Umwilzungen des technologi-
schen Wandels anerkennen und sich zugleich dafiir einsetzen, negative Auswirkun-
gen zu verhindern oder abzufedern. Die Bildungspolitik der Schweiz ist auf die
Arbeitsmarktfahigkeit auszurichten. Dazu gehort auch ein flexibler Arbeitsmarkt.
Eine neue Studie#? zeigt, welche Berufe in den wichtigsten Bereichen der Schweizer

39 In den Abkommen: EFTA-Zentralamerikanische Staaten (Costa Rica, Guatemala, Pana-
ma), EFTA-Peru, EFTA-Golfkooperationsrat (Bahrain, Katar, Kuweit, Oman, Saudi-
Arabien, Vereinigte Arabische Emirate), EFTA-Kolumbien sowie bilateral im Abkom-
men Schweiz-Japan.

40 www.seco.admin.ch > Aussenwirtschaft & Wirtschaftliche Zusammenarbeit > Internatio-
naler Handel mit Dienstleistungen > Elektronischer Handel > USA.

41 www.seco.admin.ch > Aussenwirtschaft & Wirtschaftliche Zusammenarbeit > Internatio-
naler Handel mit Dienstleistungen > Elektronischer Handel > Japan.

42 Deloitte, Transformation der Schweizer Wirtschaft.
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Wirtschaft automatisiert werden kdnnten und wie viele Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter davon betroffen wéren. Die Autoren erwarten bis 2025 rund 270 000 zusétzli-
che Stellen, wobei viele Stellenbeschreibungen vollig anders aussehen werden als
heute (z. B werden aus Automechanikerinnen/Automechanikern Automechatronike-
rinnen/Automechatroniker). Eine andere Studie#3 zeigt auf, dass sich die Beschifti-
gung durch den technologischen Fortschritt von den Branchen mit den hochsten
Automatisierungsgraden hin zu weniger automatisierten Branchen und zu neu auf-
kommenden Branchen verschieben wird.

Staaten, die sich aktiv auf die Digitalisierung vorbereiten und moglichst gute Rah-
menbedingungen fiir die industrielle Revolution 4.0 bereitstellen, werden die besten
Voraussetzungen haben, um vom Wandel zu profitieren.

1.7 Fazit

Handel verbindet Volkswirtschaften miteinander. Uber die auslindische Nachfrage
oder die Entwicklung der Wechselkurse beeinflussen Entwicklungen in den Partner-
lindern auch das Wirtschaftswachstum in der Schweiz. Da iiber die Hilfte der
Schweizer Exporte in die EU gehen, ist die Schweiz von der langsamen Erholung
der EU nach der Finanz- und Wirtschaftskrise direkt betroffen. Deshalb hat sich die
Schweizer Exportindustrie seit den 1990er-Jahren zunehmend auch auf andere
Mirkte konzentriert, insbesondere auf Asien, aber auch auf die USA. Dies zur
geografischen Risikodiversifizierung, die zumindest im Fall punktueller Krisen der
Absicherung dient. Ein moglichst offener Marktzugang ist und bleibt fiir eine
Volkswirtschaft ohne physische Rohstoffe wie die Schweiz essenziell, damit die
Wettbewerbsfahigkeit aufrechterhalten werden kann.

Das breite Netz an FHA ist Teil der guten Rahmenbedingungen, auf die sich die
Schweizer Exportwirtschaft stiitzen kann. Ein weiterer Ausbau dieses Netzes ist
notwendig, damit die Schweiz auch weiterhin wettbewerbsfahig bleiben kann. Die
Globalisierungskritik, unsichere Entwicklungen in der Handelspolitik sowie die
Schwierigkeit, den Schweizer Agrarsektor zu liberalisieren, tragen jedoch dazu bei,
dass diesbeziiglich eine gewisse Unsicherheit herrscht.

Eine Chance fiir eine rohstoffarme Volkswirtschaft wie die Schweiz kann hingegen
die Digitalisierung bieten. Der Zugang zu und der Austausch von Daten ist deshalb
fiir unsere Volkswirtschaft essenziell.

Diese Mechanismen (Spezialisierung, Technologietransfer, Wettbewerb im Bin-
nenmarkt, Risikodiversifizierung) fiihren insgesamt zu einem verstirkten Produkti-
vititswachstum, das ein qualitatives Wachstum unserer Wirtschaft ermdglicht.
Fragen zur Dienstleistungserbringung, zu Datenfliissen, zum Datenschutz und zum
geistigen Eigentum werden in Zukunft weiter an Bedeutung gewinnen.

Offene Markte verstirken den Wettbewerb in der Binnenwirtschaft. Bei den Produ-
zenten fiihrt dies zu Innovation und stérkerer Spezialisierung. Fiir die Konsumentin-

43 Dorn, David: UBS Center Public Paper 4, The Rise of the Machines, How Computers
Have Changed Work.
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nen und Konsumenten bedeutet eine grossere Produktvielfalt tendenziell giinstigere
Preise. Langerfristig kann dadurch die Wettbewerbsfahigkeit der Volkswirtschaft
gesichert werden.

2 WTO und weitere multilaterale
Wirtschaftszusammenarbeit
2.1 Welthandelsorganisation (WTO)

Die WTO-Mitglieder waren sich im Berichtsjahr einig, dass in kiinftigen multila-
teralen Verhandlungen Themen, die in der Doha-Runde zentral waren, wichtig
bleiben. Fiir viele WTO-Mitgliedstaaten ist dabei die Begrenzung der Inland-
stiitzung im Agrarbereich prioritdr. Weiter stiess eine Verstirkung der Regeln
zur innerstaatlichen Regulierung des Dienstleistungshandels auf wiedererwach-
tes Interesse. Die Verhandlungen zum Abbau von Fischereisubventionen wurden
in einem plurilateralen Format neu lanciert. Gleichzeitig gewannen neue Ver-
handlungsthemen an Bedeutung, zum Beispiel Handelserleichterungen fiir KMU
oder der elektronische Handel.

Die Verhandlungen iiber ein plurilaterales Umweltgiiterabkommen (EGA) wur-
den im Berichtsjahr intensiviert. Ein Abschluss konnte trotz grossen Fortschrit-
ten noch nicht erreicht werden.

2.1.1 Weiterfiithrung der Verhandlungen
nach der Nairobi-Konferenz mit bisherigen
und neuen Themen

Anlisslich der WTO-Ministerkonferenzen 2013 in Bali und 2015 in Nairobi gelang
es den Mitgliedstaaten, Verhandlungen in bedeutenden Teilbereichen abzuschlies-
sen. Dazu zdhlen die Erweiterung des Informationstechnologieabkommens (ITA
II)*4 sowie der Beschluss iiber den Ausfuhrwettbewerb im Landwirtschaftsbereich
(vgl. Ziff. 5.1.3 zum Stand der landesrechtlichen Umsetzung).

An der Nairobi-Konferenz ergab sich unter den WTO-Mitgliedslédndern kein Kon-
sens zur Weiterfilhrung der Verhandlungen mit dem Ziel eines umfassenden
Abschlusses der Doha-Runde. Gleichzeitig betonten sie, dass die einzelnen verblei-
benden Doha-Themen weiter verhandelt sowie neue Verhandlungsthemen einbezo-
gen werden miissen. Im Berichtsjahr fanden verschiedene informelle WTO-Minis-
tertreffen statt, an denen die neue Ausgangslage fiir die kiinftigen Verhandlungen in
der WTO und mogliche Ergebnisse fiir die nichste Ministerkonferenz thematisiert
wurden, die vom 11. bis 14. Dezember 2017 in Buenos Aires (Argentinien) stattfin-

44 Die Botschaft mit Antrag zur Genehmigung der entsprechenden Ministererklarung und
Anderung der Liste LIX-Schweiz-Lichtenstein im Bereich Informationstechnologiegiiter
findet sich in der Beilage (vgl. Ziff. 10.2.3).
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den wird. An dem von der Schweiz Ende Januar organisierten Treffen am Rande des
World Economic Forum in Davos wurden die Relevanz der zentralen Themen der
Doha-Runde und der Wille zur Erarbeitung neuer Verhandlungsthemen bestétigt.

In den weiteren informellen Gesprachen auf Ministerebene im Juni in Paris und im
Oktober in Oslo sowie in den Gesprichen der Unterhéndler in Genf zeichnete sich
ab, dass die WTO-Mitglieder unter den bisherigen Doha-Themen der landwirtschaft-
lichen Inlandstiitzung Prioritét einrdumen. Anders als zum Beispiel die Liberalisie-
rung des Marktzutritts, die viele Lander in regionalen Freihandelsabkommen weiter-
entwickeln, wurde bisher die landwirtschaftliche Inlandstiitzung auf internationaler
Ebene nur im multilateralen Rahmen geregelt. Im Bereich des Dienstleistungshan-
dels nahmen die WTO-Mitglieder frithere Bestrebungen zur Verstirkung der Regeln
zur innerstaatlichen Regulierung wieder auf (vgl. Ziff. 5.3.1).

Seit Anfang des Berichtsjahrs weckten zwei neue Themen das Interesse der WTO-
Mitglieder, und zwar sowohl bei entwickelten Léndern als auch bei Entwicklungs-
landern: die Initiative MSME (kleinste, kleine und mittlere Unternehmen, KKMU)
und das Thema E-Commerce. Die von den Philippinen initiierte MSME-Initiative
zielt darauf ab, die Integration von KKMU in der Weltwirtschaft und in den Wert-
schopfungsketten zu verbessern. In den Gesprachen zum E-Commerce wird die
Moglichkeit erortert, Handelsregeln zu formulieren, die den elektronischen Handel
erleichtern und unterstiitzen. Im Zentrum liegt die Absicht, einerseits den KKMU
den Zugang zu internationalen Mérkten zu erleichtern und andererseits die soge-
nannte digitale Spaltung (digital divide) unter den WTO-Mitgliedern zu reduzieren.

Ein weiteres Verhandlungsthema betraf die Fischereisubventionen. Dreizehn Lén-
der#5, darunter die Schweiz, nahmen Verhandlungen in der WTO auf — zu diesem
Thema zum ersten Mal in plurilateralem Format. Das Ziel dieser Initiative ist es,
Subventionen zu beseitigen, die zur Uberfischung und zur illegalen, nicht gemelde-
ten und unregulierten Fischerei (IUU fishing) beitragen.

2.1.2 Plurilaterale Verhandlungen zum
Umweltgiiterabkommen

Nachdem das plurilaterale Umweltgiiterabkommen (EGA) im Rahmen der
WTO-Ministerkonferenz in Nairobi im Dezember 2015 noch nicht abgeschlossen
werden konnte, arbeiteten die involvierten 46 WTO-Mitglieder*® auf einen
Abschluss am EGA-Ministertreffen vom 3. und 4. Dezember 2016 hin. Die zu
liberalisierenden Giiter sollen zur Beseitigung diverser Umweltprobleme und der
Umsetzung verschiedener multilateraler Umweltabkommen (u. a. Pariser Klima-
tibereinkommen, vgl. Ziff. 5.5.3) beitragen. Trotz der grossen Fortschritte konnten
aber auch im Berichtsjahr die Differenzen noch nicht ganz iiberbriickt werden. Die
Verhandlungen sollen 2017 weitergefiihrt werden.

45 Argentinien, Australien, Chile, Kanada, Kolumbien, Neuseeland, Norwegen, Papua-
Neuguinea, Peru, Singapur, Schweiz, Uruguay, USA.

46 Australien, China, Costa Rica, EU/EU-Mitgliedsstaaten, Hong Kong China, Island, Israel,
Japan, Kanada, Korea, Liechtenstein, Neuseeland, Norwegen, Singapur, Schweiz, Chine-
sisches Taipei, Tiirkei und die USA.
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2.2 Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD)

Das Globale Forum iiber Transparenz und Informationsaustausch fiir Steuer-
zwecke (Global Forum) der OECD verdffentlichte einen Bericht zur Umsetzung
des Informationsaustauschs auf Ersuchen in der Schweiz. Der Bericht bestitigt,
dass die Schweiz die internationalen Standards im Bereich der Steuertransparenz
erfiillt. Nach der Einfiihrung des automatischen Informationsaustauschs im Jahr
2018 wird das Global Forum die Einhaltung der entsprechenden Standards iiber-
wachen.

Im Juli wurde Lettland als 35. Mitglied in die OECD aufgenommen. Die OECD
intensivierte die Zusammenarbeit mit verschiedenen Nichtmitgliedsldndern, ins-
besondere mit aufstrebenden Schwellenlindern. Das russische Beitrittsverfahren
blieb hingegen weiterhin sistiert.

Die im Schwerpunktkapitel thematisierte Digitalisierung (vgl. Ziff. 1.5) wurde an
verschiedenen Ministertreffen der OECD diskutiert. Es bestand Einigkeit, dass
angepasste Rahmenbedingungen fiir eine inklusive, wohlfahrtssteigernde Nut-
zung der Digitalisierung notwendig sind.

2.2.1 Steuerfragen

Internationale Steuerfragen genossen in der OECD im Berichtsjahr weiterhin hohe
Prioritdt, wobei die Diskussion des OECD/G20-Projekts gegen Gewinnverkiirzung
und -verlagerung (Base Erosion and Profit Shifting, BEPS) im Zentrum stand. Mit
15 Massnahmen, an deren Ausarbeitung die Schweiz beteiligt war, sollen Liicken
geschlossen werden, die multinationale Konzerne bisher zur aggressiven Steuerpla-
nung nutzen konnten. Die BEPS-Massnahmen sollen in der Schweiz insbesondere
mit der Unternehmenssteuerreform III (vgl. Ziff. 3.5) umgesetzt werden. Samtliche
OECD- und G20-Mitgliedslédnder sowie {iber 40 weitere Nationen haben sich bisher
zu den BEPS-Massnahmen sowie zur gegenseitigen Uberwachung der Umsetzung
bekannt. Damit sollen international gleiche Bedingungen (level playing field) fiir die
Unternehmensbesteuerung gefordert werden.

Das Global Forum evaluierte im Berichtsjahr die praktische Umsetzung des Infor-
mationsaustauschs auf Ersuchen in der Schweiz. Die Schweiz erhielt eine gute
Gesamtbewertung und wird nun zu den Landern gezéhlt, welche die internationalen
Standards im Bereich der Steuertransparenz einhalten. Im Hinblick auf die Einfiih-
rung des automatischen Informationsaustauschs (AIA) schloss die Schweiz im
Berichtsjahr Vereinbarungen mit Partnerldndern ab. Die Umsetzung des AIA wird
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zudem durch ein Gesetz47 und eine Verordnung#$ konkretisiert. Die Schweiz wird
fiir die ersten AIA-Partnerstaaten ab 2017 Daten erheben und diese ab 2018 iibermit-
teln. Die Umsetzung des automatischen Informationsaustauschs wird ebenfalls vom
Global Forum iiberwacht werden.

2.2.2 Die Offnungspolitik der OECD

Der Anteil der OECD-Mitgliedsldnder an der globalen Wirtschaftsleistung wird in
Zukunft weiter fallen (2000: 60 %, Schitzung 2030: 43 %). Um ihre Relevanz bei
der Ausarbeitung internationaler Standards zu erhalten, betreibt die OECD eine
aktive Offnungspolitik. Diese besteht in der Aufnahme neuer Mitgliedslinder sowie
in verschiedenen Kooperationsformen mit Nichtmitgliedern und internationalen
Organisationen, beispielsweise der G20 (vgl. Ziff. 2.6).

Die Schweiz begriisst die verstirkte Zusammenarbeit der OECD mit Nichtmitglieds-
landern und internationalen Organisationen. Beziiglich der Aufnahme neuer Mit-
glieder vertritt die Schweiz die Meinung, dass die OECD-Standards einzuhalten sind
und nicht durch neue Mitglieder verwéssert werden diirfen. Aus diesem Grund
bevorzugt es die Schweiz, wenn Lénder in erster Linie selektiv in Komitees und
Initiativen der OECD miteinbezogen werden.

Lettland trat der OECD im Juli als 35. Mitglied bei. Zudem wurden Uberpriifungen
der drei Beitrittskandidaten Costa Rica, Kolumbien und Litauen durch die verschie-
denen Ausschiisse der OECD aufgenommen. Eine Aufnahme ist nur moglich, wenn
die detaillierten institutionellen und rechtlichen Normen der OECD {ibernommen
werden. Die Schweiz beteiligte sich aktiv an den Beitrittsdiskussionen. Das Bei-
trittsverfahren von Russland blieb aufgrund der Lage in der Ukraine sistiert.

Die OECD schuf im Berichtsjahr das Latin American and the Caribbean Regional
Programme und bekriftigte den Status von Siidostasien als prioritdre Region. Damit
will die OECD in Zukunft ihre Présenz in diesen beiden Regionen mit grossem
wirtschaftlichem Entwicklungspotenzial verstirken und ihre Standards und Good
Practices verbreiten.

Die OECD arbeitete weiterhin eng mit ihren Schliisselpartnern Brasilien, China,
Indien, Indonesien und Stidafrika zusammen, die auch in die Arbeit diverser OECD-
Komitees eingebunden werden. Weiter intensivierte die OECD ihre Zusammenarbeit
mit Kasachstan, Marokko und Peru und bewirkte in diesen Léndern erste Reformen.
So wurde beispielsweise in Peru die Gesetzgebung zu offentlich-privaten Partner-
schaften gemiss den Empfehlungen der OECD angepasst. Im Berichtsjahr bekunde-
ten Argentinien, Bulgarien, Ruménien, Kroatien und Peru offiziell ihr Interesse zur
Aufnahme als Beitrittskandidaten.

47 Bundesgesetz vom 18. Dezember 2015 {iber den internationalen automatischen Informa-
tionsaustausch in Steuersachen (AIA-Gesetz), AS 2016 1297, in Kraft seit 1. Januar 2017.
48 Verordnung vom 23. November 2016 iiber den internationalen automatischen Informa-
tionsaustausch in Steuersachen (AIA-Verordnung). AS 2016 4885, in Kraft seit
1. Januar 2017.
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223 Hochrangige Treffen

Im Zentrum des Treffens des OECD-Ministerrats im Juni standen die anhaltende
Wachstumsschwiche sowie die wachsenden Ungleichheiten. Der Aufruf, die in
vielen Landern ins Stocken geratenen Strukturreformen zu beschleunigen, sowie die
Forderung nach «geeigneten» geld- und fiskalpolitischen Massnahmen, driickten die
zunehmende Verzweiflung der Gemeinschaft iiber ihre Schwierigkeiten bei der
Bewiltigung dieser Probleme aus. Der OECD-Ministerrat bekannte sich ausserdem
zu den Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Development Goals, SDG) der Vereinten
Nationen, die auch in verschiedenen Komitees thematisiert wurden.

An den Ministertreffen zur digitalen Wirtschaft und zur Arbeit und Beschiftigung
wurden die Regierungen aufgefordert, Rahmenbedingungen zu schaffen, die eine
inklusive wohlfahrtssteigernde Nutzung der Digitalisierung erlauben (vgl. auch
Ziff. 1.5). Auch in der Schweiz besteht erheblicher Nachholbedarf bei der Schaffung
dieser Rahmenbedingungen, beispielsweise in der Frithausbildung (digital literacy).

Das Agrarministertreffen thematisierte nachhaltige Agrar- und Erndhrungssysteme.
Die Minister erachten eine gesamtheitliche Betrachtungsweise solcher Systeme und
eine verstirkte internationale Zusammenarbeit als wichtig, die zum Beispiel Wirt-
schafts- und Handelspolitik, Umwelt- und Klimapolitik, Sozial- und Regionalpolitik
gleichermassen beriicksichtigen. Am Ministertreffen zur OECD-Antikorruptions-
konvention*® wurde diskutiert, wie die Bestechung ausldndischer Amtstrédger noch
besser bekdmpft werden kann (vgl. Ziff. 5.4.2). Beim Umweltministertreffen lag der
Fokus auf dem Klimawandel sowie dem nachhaltigen Umgang mit Ressourcen.

2.3 Konferenz der Vereinten Nationen fiir Handel und
Entwicklung (UNCTAD)

An der UNCTAD-Ministerkonferenz zum Thema «Von der Entscheidung zur
Umsetzungy» wurde ein Arbeitsprogramm verabschiedet, das eine solide Grund-
lage fiir die Arbeit der UNCTAD in den ndchsten vier Jahren in den Kernberei-
chen Dialog, Forschung und Analyse sowie technische Zusammenarbeit bildet.

Die UNCTAD organisierte ihre vierzehnte Ministerkonferenz vom 17. bis 22. Juli
in Nairobi, Kenia. Das hochste Entscheidungsgremium der UNCTAD tagt alle
vier Jahre, um die Priorititen und die Aktionsprinzipien der Organisation festzule-
gen. Die Anwesenheit von rund 7000 Delegierten aus 149 der 194 Mitgliedstaaten
belegte den nach wie vor aktuellen Bedarf, relevante Themen im Bereich Handel
und Entwicklung in einem regelméssigen Abstand auf breiter Front zu diskutieren.
Das wichtigste Resultat der Konferenz war die Verabschiedung des Nairobi
Maafikiano Accord, das die Leitplanken fiir die Arbeit der UNCTAD in den kom-
menden vier Jahren vorgibt.

49 SR 0.311.21

848



BB12017

In Nairobi stand die Kohédrenz der Arbeiten der UNCTAD mit der 2015 beschlosse-
nen Agenda 2030 filir nachhaltige Entwicklung (vgl. Ziff. 5.5.1), der Aktionsagenda
von Addis Abeba (AAAA), dem Klimaiibereinkommen von Paris und den Beschliis-
sen der zehnten WTO-Ministerkonferenz im Zentrum. Die Schweiz setzte sich
erfolgreich dafiir ein. Ausserdem unterstiitzte sie Bestrebungen, die Effizienz der
Organisation sowie die Kohérenz der Arbeit der einzelnen UNCTAD-Divisionen zu
verbessern und die ergebnisorientierte Uberwachung der Projekte in der technischen
Zusammenarbeit auszubauen. Die Schweiz unterstiitzt im Rahmen der wirtschaftli-
chen Entwicklungszusammenarbeit technische Kooperationsprojekte der UNCTAD
(z. B. im Bereich handelsrelevante Entwicklungszusammenarbeit [UN Trade Clus-
ter], Handel mit Biodiversititsprodukten, griine Wirtschaft und nachhaltiges Schul-
denmanagement). Ferner beteiligte sich die Schweiz im Rahmen des Weltinve-
stitionsforums, das parallel zur UNCTAD-Ministerkonferenz stattfand, an den
Diskussionen zu multilateralen Streitschlichtungssystemen sowie internationalen
Investitionsabkommen (vgl. Ziff. 5.4.1).

Das gemeinsam durch die Entwicklungs- und Industrielinder ausgehandelte
Arbeitsprogramm der UNCTAD bildet eine solide Grundlage fiir die Arbeit der
UNCTAD in den néchsten vier Jahren in den Kernbereichen Politikdialog, For-
schung und Analyse sowie technische Zusammenarbeit.

2.4 Organisation der Vereinten Nationen fiir industrielle
Entwicklung (UNIDO)

Durch verschiedene Projekte zur Férderung ressourcenschonender und klima-
vertrdglicher Industrie- und Produktionsformen leistete die UNIDO einen wich-
tigen Beitrag zur Umsetzung der Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung. Im
Berichtsjahr wurden organisatorische Reformen der UNIDO umgesetzt, die zum
Teil auf Vorschlige der Schweiz zuriickgehen.

Im November feierte die UNIDO am Hauptsitz in Wien ihr flinfzigjahriges Beste-
hen. Die UNIDO wurde am 17. November 1966 als Programm der Vereinten Natio-
nen gegriindet und 1985 in eine selbstidndige Sonderorganisation der Vereinten
Nationen umgewandelt.

Die Mitglieder der UNIDO einigten sich im Berichtsjahr darauf, bei der Umsetzung
des Ziels 9 der Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung («Eine widerstandsféhige
Infrastruktur aufbauen, breitenwirksame und nachhaltige Industrialisierung fordern
und Innovationen unterstiitzen») eine Fiihrungsrolle zu {ibernehmen. Insbesondere
bei der Forderung von ressourcenschonenden und klimavertrédglichen Industrie- und
Produktionsformen verfiigt die UNIDO iiber viel Expertise und langjéhrige Erfah-
rung. Das widerspiegelt sich in der Nachfrage nach UNIDO-Dienstleistungen, die in
den letzten Jahren stetig zugenommen hat und sich auf einem neuen Hochststand
befindet. Zusammen mit Japan und der EU gehort die Schweiz zu den grossten
bilateralen Gebern der Organisation.
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Im Berichtsjahr wurden organisatorische Reformen durchgefiihrt mit dem Ziel,
Wirksamkeit, Qualitdt und Effizienz der Projekte zu erhdhen. Die Reform des Aus-
sennetzes der Organisation basiert auf dem Schweizer Vorschlag, die 47 Aussenstel-
len der Organisation in Zukunft stiarker als bisher in die technische Zusammenarbeit
einzubinden und damit den Beitrag der einzelnen Aussenstellen bei der Umsetzung
von Projekten und Programmen zu erhéhen. Neben Qualititsgewinnen verspricht
sich die UNIDO dadurch auch substanzielle finanzielle Einsparungen.

2.5 Internationale Arbeitsorganisation (IAQ)

Die Schweiz setzte sich im Rahmen der Diskussionen zu menschenwiirdiger
Arbeit in globalen Wertschopfungsketten und zur sozialen Gerechtigkeit fiir eine
nachhaltige Weltwirtschaft ein und spielte weiterhin eine aktive Rolle in der
Erarbeitung eines aktualisierten internationalen Normensystems in der Arbeits-
welt.

Die Internationale Arbeitskonferenz (IAK) vom 30. Mai bis 10. Juni wurde durch
eine Rede von Bundesprésident Johann N. Schneider-Ammann er6ffnet. Der Bun-
desprésident hob darin die Digitalisierung als Chance fiir zukiinftige Arbeitsplétze
hervor und betonte insbesondere die Rolle der Sozialpartnerschaft fiir einen fle-
xiblen Arbeitsmarkt und eine berufsnahe Ausbildung. Er wiederholte in diesem
Zusammenhang auch die Notwendigkeit eines kohérenteren Normenwerks der IAO,
um menschenwiirdige Arbeitsplidtze und nachhaltiges Wachstum zu schaffen. Um
die Kooperation mit der Organisation zu verbessern, unterzeichnete der Bundespra-
sident zudem ein Memorandum of Understanding zwischen der Schweiz und der
IAO. Dessen zwei Pfeiler sehen eine engere Zusammenarbeit in der Férderung der
Produktivitit und der Arbeitsbedingungen von Unternehmen in Entwicklungs- und
Schwellenldndern und im Bereich der Arbeitsmigration vor.

Die TAK evaluierte die Erkldrung der IAO von 2008 iiber soziale Gerechtigkeit fiir
eine faire Globalisierung. Die daraus resultierende Resolution enthélt Empfehlun-
gen, um das volle Potenzial der Erkldrung im Rahmen der Agenda 2030 fiir nachhal-
tige Entwicklung zu nutzen. Die Empfehlungen kénnen dazu beitragen, die Vorrei-
terrolle der IAO beziliglich der Nachhaltigkeitsziele betreffend menschenwiirdige
Arbeit zu stirken

Die IAK beauftragte die IAO, bestehende Gouvernanzmingel in globalen Wert-
schopfungsketten, die zu unwiirdigen Arbeitsbedingungen fiihren, zu schliessen und
damit zu einem nachhaltigen Wachstum beizutragen. Die Schweiz strich die Bedeu-
tung eines sektoriellen und pragmatischen Ansatzes, basierend auf erfolgreichen und
von der Schweiz unterstiitzten Programmen wie SCORE (vgl. Ziff. 5.5.1) und Better
Work, hervor. Die Positionen der Sozialpartner gingen in der Diskussion weit ausei-
nander. Wihrend die Arbeitnehmerverbinde fiir eine internationale Norm plédierten,
hielten die Arbeitgeberverbdnde strikt an freiwilligen Initiativen und der Schutz-
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pflicht der Nationalstaaten fest. Die pragmatische Losungsfindung konnte sich
dadurch verzégern.

Aufgrund der Normenkrise unter den Sozialpartnern der IAO setzte der Verwal-
tungsrat eine Arbeitsgruppe aus IAO-Mitgliedern, darunter die Schweiz, zur Uber-
priifung der IAO-Normen ein. Die Arbeitsgruppe schlug vor, 6 der 36 Ubereinkom-
men, die als iiberholt eingestuft wurden, ausser Kraft zu setzen.

2.6 Die Gruppe der 20 (G20)

Prioritdt der chinesischen Prdsidentschaft der G2050 im Jahr 2016 war die Dis-
kussion von Massnahmen fiir ein robustes, inklusives und nachhaltiges Wirt-
schaftswachstum. Hierbei standen insbesondere die Geld-, die Fiskal- und die
Strukturpolitik im Vordergrund.

Die Schweiz wurde von der chinesischen Prdsidentschaft zum Finanzsegment
und zur Arbeitsgruppe Antikorruption der G20 eingeladen. Dies besttigt, dass
die G20 die Schweiz als wichtige Akteurin im internationalen Finanz- und Wirt-
schaftssystem sieht. Die Teilnahme an drei Treffen der Finanzminister und
Notenbankgouverneure im Rahmen des Finanzsegments ermdglichte es der
Schweiz, ihre Position in Finanz- und Steuerfragen einzubringen

Auch die Prdsidentschaft der G20 im Jahr 2017 (Deutschland) hat die Schweiz
zum Finanzsegment und zur Arbeitsgruppe Antikorruption eingeladen.

2.6.1 Die G20 unter chinesischer Prasidentschaft

Im Zentrum der chinesischen Présidentschaft standen die anhaltende globale Wachs-
tumsschwiche sowie die Stirkung der internationalen Zusammenarbeit, beispiels-
weise im Zusammenhang mit Steuerfragen sowie mit internationalem Handel und
Investitionen. Die G20-Staaten betonten, dass bei der Ankurbelung der Wirtschaft
alle Instrumente der Wirtschaftspolitik — namentlich Geld-, Fiskal- und Struktur-
politik — einzusetzen sind. Die chinesische Présidentschaft unterstrich zudem die
Wichtigkeit von Innovation sowie der digitalen Wirtschaft zur Erreichung eines
robusten, inklusiven Wachstums. Im Bereich nachhaltige Finanzierung wollen die
(G20-Staaten Strategien zur Forderung eines griinen Finanzsystems sowie griiner
Anleihen (green bonds) erarbeiten.

Die G20 bekannte sich klar zu einem offenen und inklusiven Welthandelssystem mit
der WTO als zentraler Akteurin. Sie betonten die Bedeutung globaler Wertschop-
fungsketten und dusserten die Absicht, eine Vorreiterrolle bei der internationalen
Handels- und Investitionserleichterung einzunehmen. Zudem anerkannte die G20

50 Argentinien, Australien, Brasilien, China, Deutschland, Frankreich, Indien, Indonesien,
Italien, Japan, Kanada, Mexiko, Saudi-Arabien, Siidafrika, Stidkorea, Tiirkei, Russland,
USA, Vereinigtes Konigreich und EU.
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das Problem globaler Uberkapazititen in der Stahlindustrie. Hierzu forderten sie die
OECD auf, ein globales Forum zu griinden, das als Plattform fiir den Informations-
austausch zwischen interessierten OECD- und G20-Staaten dienen soll.

Weiter anerkannte die G20 Antibiotikaresistenzen als globale Herausforderung. Die
Mitgliedslédnder bekriftigten ihre Absicht, die Forschung in diesem Bereich sowie
einen vorsichtigen FEinsatz von Antibiotika zu fordern.

2.6.2 Die Bilanz der Positionierung der Schweiz
gegeniiber der G20

Nach 2013 wurde die Schweiz im Berichtsjahr zum zweiten Mal eingeladen, am
Finanzsegment der G20 (Finance Track) sowie an der Arbeitsgruppe Antikorruption
teilzunehmen. Die Schweiz beteiligte sich aktiv an den Diskussionen und wies
wiederholt auf die Wichtigkeit der inklusiven internationalen Implementierung von
Finanz- und Steuerregulierungen hin, damit international faire Wettbewerbsbedin-
gungen (level playing field) erhalten bleiben. Die Teilnahme ermdglichte der
Schweiz zudem, hochrangige internationale Kontakte zu pflegen.

Deutschland, das die G20 im Jahr 2017 présidiert, lud die Schweiz ebenfalls zum
Finance Track ein. Dies wird der Schweiz ermdglichen, sich weiterhin aktiv an den
Diskussionen auf hochster Ebene zur Weiterentwicklung des internationalen Finanz-
systems zu beteiligen. Die Schweiz wird darauf hinarbeiten, auch fiir die Teilnahme
an zukiinftigen Finance Tracks, insbesondere flir denjenigen von 2018 unter argen-
tinischer Présidentschaft, eine Einladung zu erhalten.

3 Europiische Wirtschaftsintegration

Die EU ist mit Abstand die wichtigste Handelspartnerin der Schweiz. Entspre-
chend stark wird der Schweizer Aussenhandel durch die wirtschaftliche Ent-
wicklung in der EU beeinflusst. Im Berichtsjahr setzte sich die moderate wirt-
schaftliche Erholung in der EU fort, wobei die Investitionstditigkeit hinter den
Erwartungen zuriickblieb, was ein Anzeichen fiir die Unsicherheiten iiber die
wirtschaftliche Entwicklung ist.

Die Unsicherheiten wurden durch den Ausgang des Referendums im Vereinigten
Kénigreich iiber den Austritt aus der EU («Brexity) verstdirkt. Die vielfiltigen
Wirtschafisbeziehungen zwischen der Schweiz und dem Vereinigten Konigreich
werden zu einem bedeutenden Teil iiber die bilateralen Abkommen zwischen der
Schweiz und der EU geregelt. Der Bundesrat veranlasste deshalb erste Analysen
iiber den allfilligen Handlungsbedarf und fiihrte erste Gesprdiiche mit Vertretern
des Vereinigten Konigreichs mit dem Ziel, die bestehenden gegenseitigen Rechte
und Pflichten iiber einen allfilligen EU-Austritt des Vereinigten Kénigreichs
hinaus sicherzustellen.
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In den Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU gilt es generell, Sicher-
heit iiber den Fortbestand und die Méglichkeiten zur Weiterentwicklung der fiir
die Schweizer Wirtschaft bedeutenden bilateralen Abkommen zu erlangen. Die
eidgendssischen Rdite beschlossen am 16. Dezember das Ausfiihrungsgesetz zu
Artikel 121a BV in einer Form, die mit dem Freiziigigkeitsabkommen vereinbar
ist. Der Bundesrat ist weiterhin bestrebt, ein Abkommen iiber den zukiinftigen
institutionellen Rahmen fiir den Zugang zum Binnenmarkt der EU abzuschlies-
sen.

31 Wirtschaftliche Herausforderungen in der EU und
ihre Auswirkungen auf die Schweiz

Im Euroraum hielt die moderate wirtschaftliche Erholung im Berichtsjahr, gestiitzt
durch die expansive Geldpolitik der Europidischen Zentralbank, eine kaum mehr
restriktiv ausgerichtete Fiskalpolitik sowie die noch immer relativ niedrigen Ener-
giepreise, an. Neben der tiefen Konsumteuerung trug die allmédhliche Entspannung
am Arbeitsmarkt dazu bei, die Kaufkraft der Haushalte zu stirken. Der private
Konsum erwies sich als massgebliche Wachstumsstiitze. Trotz giinstiger Finanzie-
rungsbedingungen entwickelte sich die Investitionstétigkeit hingegen wenig dyna-
misch, was die derzeit grosse Unsicherheit {iber die internationale wirtschaftliche
Entwicklung widerspiegelt. Zwischen den Euro-Mitgliedsléndern bestanden deutli-
che Divergenzen beim Wirtschaftswachstum. Spanien setzte seinen kréftigen Auf-
schwung fort und konnte allmédhlich wieder an die Wirtschaftsleistung der Jahre vor
der Krise von 2008/2009 ankniipfen, wihrend die — weiterhin hohe —Arbeits-
losenquote deutlich zuriickging. Deutschland behielt sein moderateres Wachstums-
tempo bei. In Frankreich und Italien kam der Aufschwung in der Jahresmitte hinge-
gen zum Stillstand. Die meisten Mitgliedstaaten der EU ausserhalb des Euroraums
expandierten kréftig. Gerade fiir die mittel- und osteuropdischen EU-Léander ist eine
weitere Wachstumsbeschleunigung zu erwarten.

Am 23. Juni sprachen sich die Stimmbiirgerinnen und Stimmbiirger im Vereinigten
Konigreich flir einen Austritt des Landes aus der EU aus («Brexit», vgl. Ziff. 3.3).
Damit kam ein zusétzlicher Unsicherheitsfaktor mit potenziell betrdchtlichen wirt-
schaftlichen Folgen hinzu. Kurzfristig ist zu befiirchten, dass eine Abwertung des
Pfunds die Exporte in das Vereinigte Konigreich schrumpfen ldsst — mit entspre-
chenden Folgen fir die Handelspartner. Mittelfristig diirfte insbesondere die
politische Unsicherheit eine Rolle spielen. Dies umso mehr, sollte in weiteren Mit-
gliedsstaaten die europdische Integration vermehrt in Frage gestellt werden. Die
internationalen Finanzmirkte beruhigten sich nach einer kurzen Phase erhéhter
Verunsicherung und Volatilitit weitgehend. Konjunkturumfragen bei Unternehmen,
Konsumentinnen und Konsumenten deuten nicht auf eine bevorstehende wirtschaft-
liche Talfahrt hin. Sofern dieser Trend anhilt, bestehen gute Chancen, dass negative
konjunkturelle Auswirkungen des «Brexit» nur in bescheidenem Ausmass internati-
onal ausstrahlen werden. In gewisser Weise konnten andere europdische Lander
sogar von einem «Brexit» profitieren, etwa wenn es zu einer bedeutenden Verlage-
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rung von Unternehmensaktivitdten kdme. Fiir das Vereinigte Konigreich diirften die
Folgen eines Austritts aus der EU indes deutlich spiirbar werden: Nach den aktuellen
Prognosen ist zwar nicht mit einem drastischen Einbruch zu rechnen, aber doch mit
einer klaren wirtschaftlichen Abkiihlung.

Die Schweizer Wirtschaft ist iiber den Aussenhandel stark mit der EU verbunden.
Uber die Hilfte der Schweizer Warenexporte (2015: 54 %) gehen in die EU-
Mitgliedsldnder. Die eher zogerliche wirtschaftliche Erholung in der EU konnte die
Schweizer Exportwirtschaft in den vergangenen Jahren mit moderaten Wachs-
tumsimpulsen versorgen. Von einer weiteren Stirkung des europdischen Wachstums
konnte somit auch die Schweizer Wirtschaft profitieren. Daneben spielt die Wech-
selkursentwicklung, insbesondere jene des Schweizerfrankens gegeniiber dem Euro,
eine zentrale Rolle. Zwar konnte die Schweizer Wirtschaft einige Quartale nach der
abrupten Frankenaufwertung insgesamt wieder Tritt fassen, und auch in den stirker
exportorientierten Branchen zeichnete sich eine Entspannung ab. Allféllige weitere
Aufwertungstendenzen des Schweizerfrankens wiirden die Schweizer Exporteure
und damit die Gesamtwirtschaft aber vor grosse Herausforderungen stellen. Da
gerade in Krisenzeiten der Schweizerfranken in seiner traditionellen Rolle als
Safe-Haven-Wihrung oft einem deutlichen Aufwertungsdruck ausgesetzt ist, konnen
unerwartete institutionelle und politische Entwicklungen in Europa auf den
Wechselkurs und indirekt auf die Schweizer Wirtschaft durchschlagen. In néchster
Zukunft stellt sich die Frage, wie stark der Einfluss des «Brexit» und der damit
einhergehenden Unsicherheit sein wird. Dies wird insbesondere vom Verlauf der
Verhandlungen zwischen dem Vereinigten Konigreich und der EU abhéngen. Aber
auch andere Faktoren, wie etwa die latente Fragilitit des Bankensystems, diirften bei
einer krisenhaften Zuspitzung zu einem bedeutenden Aufwertungsdruck fiir den
Schweizerfranken fithren.

3.2 Herausforderung aufgrund fortschreitender
Integration innerhalb der EU und aufgrund von
Freihandelsbeziehungen der EU mit Drittstaaten

Der diskriminierungsfreie Zugang zum Binnenmarkt der EU ist fiir die Schweizer
Wirtschaft von zentraler Bedeutung. Es besteht jedoch die Gefahr einer zunehmen-
den Schwichung der Konkurrenzfahigkeit der Schweizer Exporte auf dem Binnen-
markt der EU. Dies kann einerseits aufgrund einer fortschreitenden Integration
innerhalb der EU geschehen (derzeit insbesondere im Bereich der Dienstleistungen).
Andererseits nimmt die Konkurrenz aufgrund neuer Freihandelsbeziehungen der EU
mit Drittstaaten zu (vgl. Ziff. 1.4.1). Die Wettbewerbsvorteile von Schweizer Anbie-
tern auf dem Binnenmarkt der EU gegeniiber Anbietern aus Drittstaaten nehmen ab,
wenn diese einen verbesserten Zugang zum EU-Binnenmarkt erhalten. Entsprechend
gilt es, die privilegierten Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU — die eine
Teilnahme an ausgewdhlten Bereichen des Binnenmarkts erlauben — aufrechtzuer-
halten, zu vertiefen und auf zusétzliche Bereiche auszudehnen. Deshalb ist der
Bundesrat weiterhin bestrebt, ein institutionelles Rahmenabkommen abzuschliessen.
Dieses wiirde die Rechtssicherheit fiir Schweizer Unternehmen erh6hen, indem es
das gute Funktionieren der bestehenden Marktzugangsabkommen sicherstellen und
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damit eine Erosion des bestehenden Marktzugangs vermeiden wiirde. Dariiber
hinaus wiirde der Abschluss eines institutionellen Abkommens die Weiterentwick-
lung der bestehenden Marktzugangsabkommen erleichtern und die Regelung neuer
Bereiche ermdglichen.

33 Wirtschaftliche Herausforderungen
in Zusammenhang mit dem «Brexit» und
dessen Auswirkungen auf die Schweiz

Die britische Bevolkerung sprach sich am 23. Juni fiir den Austritt des Vereinigten
Konigreichs aus der EU aus. Das Resultat des Referendums ist fiir die Regierung
rechtlich nicht bindend. Der formelle Verhandlungsprozess iiber den Austritt des
Vereinigten Konigreichs aus der EU beginnt erst, wenn die britische Regierung dem
Européischen Rat geméss Artikel 50 des Vertrags iiber die Européische Union ihre
Absicht, aus der EU auszutreten, mitgeteilt hat. Premierministerin Theresa May
kiindigte an, sie wolle dies spétestens Ende Mérz 2017 umsetzen. Inwieweit dieser
Termin durch das noch ausstehende Urteil des Supreme Court tiber die Notwendig-
keit eines Einbezugs des Parlaments verzogert wird, ist ungewiss.

Wie das Vereinigte Konigreich und die EU ihre zukiinftigen Beziehungen gestalten
werden, ist offen. Unabhéngig von der konkreten Ausgestaltung der zukiinftigen
Beziehungen zwischen der EU und dem Vereinigten Konigreich stellt ein Austritt
des Vereinigten Konigreichs aus der EU auch die Schweiz vor Herausforderungen.
Zurzeit werden die vielfdltigen Beziehungen zwischen der Schweiz und dem Verei-
nigten Konigreich zum grossten Teil {iber die bilateralen Abkommen zwischen der
Schweiz und der EU geregelt. Diese Abkommen ermdglichen der Schweiz einen
Zugang zu ausgewihlten Bereichen des Binnenmarkts der EU und entsprechend
zum Markt des Vereinigten Konigreichs.

Bei einem Austritt des Vereinigten Konigreichs aus der EU wiirde die Schweiz den
privilegierten, massgeschneiderten Marktzugang (iiber die bilateralen Abkommen
Schweiz-EU) zu einem bedeutenden Handelspartner verlieren. Das Handelsvolumen
der Schweiz mit dem Vereinigten Kénigreich {iberstieg im Jahr 2015 18 Milliarden
Schweizerfranken, was einem Anteil von 5 Prozent des gesamten Aussenhandels der
Schweiz entspricht. Das Vereinigte Konigreich war damit der sechstwichtigste
Handelspartner der Schweiz.5! Daneben ist das Vereinigte Konigreich ein bedeuten-
der Partner im Dienstleistungshandel und eine wichtige Destination von Schweizer
Direktinvestitionen.

Der Bundesrat wird die Gespriche zwischen dem Vereinigten Konigreich und der
EU mit grosser Aufmerksamkeit verfolgen. Einen Dialog mit dem Vereinigten
Konigreich hat er bereits etabliert. Dabei wies er auf die erhebliche Bedeutung der
Wirtschaftsbeziehungen der Schweiz mit dem Vereinigten Konigreich hin. Des
Weiteren hat er eine Steuerungsgruppe eingesetzt, die bereits erste Analysen zu
einem allfdlligen Handlungsbedarf durchgefiihrt hat und die die anstehenden Ge-

51 Handel ohne Gold in Barren und andere Edelmetalle, Miinzen, Edel- und Schmucksteine
sowie Kunstgegenstinde und Antiquitéten.
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sprache mit dem Vereinigten Konigreich koordinieren wird. Das Ziel der Schweiz
ist es, mit dem Vereinigten Konigreich moglichst umfassende Nachfolgeregelungen
zu vereinbaren, die den bisherigen Marktzugang auch in Zukunft soweit wie mog-
lich sicherstellen. Zudem konnten allfdllige Verhandlungen mit dem Vereinigten
Konigreich bei einem gegenseitigen Interesse auch Bereiche umfassen, die derzeit
zwischen der Schweiz und der EU nicht vertraglich geregelt sind.

Ein 2015 publizierter Bericht des BundesratesS? zeigt auf, dass ein umfassendes
FHA als Ersatz fiir die bilateralen Abkommen zwischen der Schweiz und der EU
einen klaren Riickschritt bedeuten wiirde. Ein Grund dafiir ist, dass der Binnen-
marktzugang die Harmonisierung von Regulierungen und deren vertraglich garan-
tierte gegenseitige Anerkennung voraussetzt, die nicht Gegenstand eines umfassen-
den FHA wiren. Sollte sich das Vereinigte Konigreich entscheiden, zukiinftig auf
eine Rechtsharmonisierung mit der EU bzw. gegenseitige Anerkennung von Regu-
lierung (z. B. im Bereich von Produktevorschriften) zu verzichten, wire flir die
Schweiz im Vergleich zu heute ein gleichwertiger Zugang zum Markt des Vereinig-
ten Konigreichs nicht mehr zu erreichen. Die Vereinfachung des bilateralen Waren-
verkehrs aufgrund der harmonisierten Produktevorschriften und deren gegenseitigen
Anerkennung, die im Verhéltnis Schweiz-EU durch das Abkommen {iber die gegen-
seitige Anerkennung von Konformititsbewertungen (Mutual Recognition Agree-
ment, MRA) geregelt sind, konnten wegfallen.

34 Umsetzung des Verfassungsartikels iiber
die Zuwanderung (Art. 121a BV)

Der Bundesrat verabschiedete bereits 2015 im Hinblick auf die Umsetzung der
Verfassungsbestimmungen iiber die Zuwanderung ein Mandat fiir Verhandlungen
mit der EU iiber eine Anpassung des Freiziigigkeitsabkommen vom 21. Juni 199953
(FZA) und nahm Gespriche mit der EU im Hinblick auf eine einvernehmliche
Losung zur Steuerung der Zuwanderung und zur Festigung des bilateralen Wegs auf.
In diesem Zusammenhang fanden im Berichtsjahr auch mehrere Treffen zwischen
dem Bundesprisidenten und dem Présidenten der Europdischen Kommission, statt.
Die Gespriche konnten im Berichtsjahr nicht abgeschlossen werden.

Der Bundesrat verabschiedete im Mirz eine entsprechende Gesetzesrevision zuhan-
den des Parlaments, die eine Steuerung der Zuwanderung mittels einseitiger Schutz-
klausel vorsieht.54 Die eidgenossischen Réte beschlossen am 16. Dezember ein vom
bundesritlichen Vorschlag abweichendes Ausfiihrungsgesetz zu Artikel 121a BV.
Das Parlament entschied sich fiir eine Losung, die FZA-konform umgesetzt werden
kann. Die Referendumsfrist, wihrend der eine Volksabstimmung {iber die Gesetzes-
revision gefordert werden kann, lduft bis 7. April 2017.

52 Vgl. Medienmitteilung vom 5. Juni 2015 «Bundesrat: Gegeniiberstellung umfassendes
Freihandelsabkommen zu Bilateralen mit der EUy, abrufbar unter www.admin.ch > Do-
kumentation >Medienmitteilungen.

53 SR 0.142.112.681

54 Vgl. Medienmitteilung «Bundesrat legt Gesetzesentwurf zur Steuerung der Zuwanderung
vor» vom 4. Mérz 2016 (www.news.admin.ch > Dokumentation).
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Die eidgendssische Volksinitiative «Raus aus der Sackgasse! Verzicht auf die
Wiedereinfiihrung von Zuwanderungskontingenten» («Rasa-Initiative») kam im
November 2015 zustande. Sie verlangt eine ersatzlose Streichung der neuen Verfas-
sungsartikel {iber die Zuwanderung. Der Bundesrat lehnt die Rasa-Initiative ab und
spricht sich fiir einen direkten Gegenentwurf aus. Der Bundesrat wird dem Parla-
ment innerhalb der gesetzlichen Frist, das heisst bis 27. April 2017, eine entspre-
chende Botschaft vorlegen und dabei den Entscheid des Parlaments zur Umsetzung
von Artikel 121a BV mitberticksichtigen.

Die Schweiz ratifizierte am 16. Dezember das Protokoll zur Erweiterung der Perso-
nenfreiziigigkeit auf Kroatien (Protokoll IIl zum FZA). Die eidgendssischen Rite
hatten den Bundesrat am 17. Juni unter der Bedingung dazu erméchtigt, dass «mit
der EU eine mit der schweizerischen Rechtsordnung vereinbare Regelung zur Steue-
rung der Zuwanderung besteht». Mit dem vom Parlament beschlossenen Ausfiih-
rungsgesetz zu Artikel 121a BV war diese Bedingung erfiillt. Der Bundesrat infor-
mierte die EU am 16. Dezember iiber den Abschluss des Ratifizierungsprozesses.
Die EU ihrerseits hatte der Schweiz bereits am 9. November die Ratifizierung notifi-
ziert. Das Protokoll III trat am 1. Januar 2017 in Kraft. Das Inkrafttreten des Proto-
kolls III ist ein wichtiges Element fiir die vom Bundesrat angestrebte Konsolidierung
und Weiterentwicklung des bilateralen Wegs. Die Ratifizierung ermdglicht eine
umfassende Teilnahme der Schweiz als vollassoziiertes Mitglied am Forschungs-
programm Horizon 2020. Dies ist fiir die Qualitdt und Reputation des Forschungs-
platzes Schweiz sowie fiir die Wettbewerbsfahigkeit der Schweiz von zentraler
Bedeutung.

3.5 Steuerfragen Schweiz-EU

Bei der Besteuerung von Unternehmen besteht ein intensiver internationaler Wett-
bewerb. Die Schweiz als kleine und offene Volkswirtschaft ist darauf angewiesen, in
diesem Wettbewerb bestehen zu konnen und die Wettbewerbsbedingungen aktiv
mitzugestalten. Die derzeitige Schweizer Praxis der steuerlichen Privilegierung von
auslandischen Ertrdgen (ring fencing) von Holding-, Domizil- und gemischten
Gesellschaften wird allerdings international kritisiert. Diesbeziiglich unterzeichneten
die Schweiz und die 28 Mitgliedstaaten der EU bereits im Oktober 2014 eine ge-
meinsame Verstdndigung. Darin bestitigten die EU-Mitgliedstaaten, dass die gegen
die speziellen Unternehmenssteuerregimes ergriffenen Massnahmen aufgehoben
werden, sobald diese Steuerregimes abgeschafft sind. Die Unternehmenssteuerre-
form III (USR III) sieht die Abschaffung dieser Regimes in Einklang mit dem
OECD/G20-Projekt gegen Gewinnverkiirzung und -verlagerung (BEPS, vgl.
Ziff. 2.2.1) vor. Sie wurde in der Sommersession vom Parlament verabschiedet. Die
Reform soll die Attraktivitdt des Steuerstandorts Schweiz stiarken und die internatio-
nale Akzeptanz des Schweizer Steuersystems wiederherstellen. Die USR III konnte
im Berichtsjahr allerdings noch nicht in Kraft gesetzt werden, da das Referendum
dagegen ergriffen wurde. Die Stimmbevélkerung wird sich am 12. Februar 2017
dazu dussern.
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Ebenfalls in der Sommersession genehmigte das Parlament das Protokoll zur Ande-
rung des Zinsbesteuerungsabkommens von 200455, Das gednderte Abkommen {iiber
den automatischen Informationsaustausch («AIAy) trat am 1. Januar 2017 in Kraft.

3.6 Erweiterungsbeitrag

Die Schweiz unterstiitzt mit dem Erweiterungsbeitrag von insgesamt 1,302 Milliar-
den Schweizerfranken mehr als 300 Projekte>6 in den 13 Léndern, die der EU seit
2004 beigetreten sind. Die intensive Zusammenarbeit hat zur Starkung der bilatera-
len Beziehungen zwischen der Schweiz und den Partnerstaaten beigetragen, zahlrei-
che Partnerschaften zwischen Organisationen geschaffen und gute Chancen fiir die
Schweizer Wirtschaft erdffnet.

Eine im Friihjahr des Berichtsjahrs publizierte unabhéngige Evaluation37 bescheinigt
der Umsetzung des Gesamtprogramms gute Resultate und zeigt, dass die Projekte
einen positiven Beitrag zur Forderung der wirtschaftlichen und sozialen Entwick-
lung in den Partnerstaaten leisten. Bei der grossen Mehrheit der ausgewerteten
Projekte wurden die Ziele erreicht oder sogar iibertroffen. Die wichtigsten Empfeh-
lungen der Evaluation im Falle der Weiterfithrung des Erweiterungsbeitrags betref-
fen eine Effizienzsteigerung beim Bewilligungsverfahren fiir Projekte und eine
verstédrkte thematische Fokussierung.

Nach Malta und Slowenien setzte im Berichtsjahr auch Estland das gesamte Lander-
programm erfolgreich um. Die Schweiz stattete beispielsweise im Umweltbereich
estnische Laboratorien und Uberwachungsstationen mit modernen Geriten aus und
finanzierte die Schulung der Mitarbeitenden. Dabei kam es auch zum Erfahrungs-
austausch mit Schweizer Expertinnen und Experten. Eine Schweizer Firma konnte
beispielsweise Gerdte im Gesamtwert von 1,1 Millionen Schweizerfranken liefern.
Dank dem Projekt verfiigt Estland nun iiber exakte, flichendeckende und zuverldssi-
ge Umweltdaten und kann fundierte Entscheide zum Schutz der Umwelt treffen.

Gesamthaft wurden bis Ende 2016 iiber 100 Projekte abgeschlossen. In den
10 Partnerstaaten, die 2004 der EU beitraten, laufen die letzten Projekte noch bis
Mitte Juni 2017. Die Projektumsetzung in Ruménien und Bulgarien sowie Kroatien
wird dagegen noch bis 2019 beziehungsweise bis 2024 andauern.

Die Erneuerung3® des Bundesgesetzes vom 24. Mérz 20063 iiber die Zusammen-
arbeit mit den Staaten Osteuropas — der gemeinsamen gesetzlichen Grundlage des
Erweiterungsbeitrags und der Transitionszusammenarbeit mit den osteuropéischen
Staaten ausserhalb der EU — wurde im Rahmen der Botschaft {iber die internationale
Zusammenarbeit 2017-2020 (vgl. Ziff. 6.1.1) am 30. September vom Parlament
genehmigt. Die Erneuerung der Rechtsgrundlage nimmt den Entscheid iiber eine

55 Abkommen iiber Regelungen, die den in der Richtlinie 2003/48/EG des Rates im Bereich
der Besteuerung von Zinsertragen festgelegten Regelungen gleichwertig sind
(SR 0.641.926.81).

52 Eine Liste der Projekte findet sich unter www.erweiterungsbeitrag.admin.ch.

57 Abrufbar unter www.erweiterungsbeitrag.admin.ch > News > Publikationen.

58 BB12016 7591

59 SR 974.1


http://www.erweiterungsbeitrag.admin.ch/

BB12017

allfdllige Erneuerung des Erweiterungsbeitrags nicht vorweg. Aus Sicht des Bundes-
rats kann dariiber erst im Licht des weiteren Verlaufs der aktuellen Verhandlungen
und der Perspektiven in den Gesamtbeziehungen zwischen der Schweiz und der EU
entschieden werden.

4 Freihandelsabkommen mit Staaten
ausserhalb der EU und der EFTA

Um die internationalen Rahmenbedingungen fiir die Schweizer Wirtschaft lau-
fend zu verbessern, ist der Bundesrat weiterhin bestrebt, neue Freihandelsab-
kommen (FHA) abzuschliessen und bestehende Abkommen zu erneuern und wei-
terzuentwickeln. Die Schweiz verfiigt iiber ein Netz von 28 FHA mit 38 Partnern
ausserhalb der EU und der EFTA. Im Berichtsjahr wurden FHA mit den Philip-
pinen und Georgien unterzeichnet. Die Verhandlungen iiber FHA mit Indien und
Indonesien konnten wieder aufgenommen werden und jene mit Malaysia wurden
fortgesetzt. Mit Vietnam beschrdnkten sich die Kontakte im Berichtsjahr auf
Diskussionen auf Chefunterhdindlerstufe. Die EFTA-Staaten und Ecuador lan-
cierten Verhandlungen iiber ein FHA. Mit Mexiko wurden Verhandlungen iiber
eine Weiterentwicklung des FHA EFTA-Mexiko aufgenommen. Entsprechende
Verhandlungen sind fiir 2017 auch mit Chile vorgesehen. Mit Kanada wurden
erste exploratorische Gesprdche iiber eine mogliche Weiterentwicklung des
FHA EFTA-Kanada gefiihrt. Die Verhandlungen iiber eine umfassende Weiter-
entwicklung des FHA mit der Tiirkei konnten im Berichtsjahr nicht fortgesetzt
werden. Die EFTA-Staaten und der Mercosur einigten sich auf die Eckwerte fiir
mdogliche kiinftige Verhandlungen iiber ein FHA. Mit den USA setzte die EFTA
ihren handelspolitischen Dialog fort.

4.1 Abgeschlossene und laufende Verhandlungen

Die Schweiz verfiigte am Ende des Berichtsjahrs neben dem Ubereinkommen vom
4. Januar 196000 zur Errichtung der Europdischen Freihandelsassoziation und dem
FHA mit der EU von 197261 {iber weitere 28 FHA62 mit 38 Partnern. 25 dieser

60 SR 0.632.31
61 SR 0.632.401
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Abkommen wurden im Rahmen der EFTA abgeschlossen. Die FHA mit China,
Japan und mit den Férder-Inseln schloss die Schweiz bilateral ab. Neben dem Ab-
schluss weiterer FHA hat die Aktualisierung und Vertiefung bestehender FHA in
den letzten Jahren an Bedeutung gewonnen.

Im Berichtsjahr unterzeichneten die EFTA-Staaten umfassende FHA mit den Philip-
pinen® und mit Georgien. Beide Verhandlungen konnten innerhalb kurzer Zeit zum
Abschluss gebracht werden. Beide Abkommen enthalten neben Bestimmungen tiber
den Warenhandel, die Dienstleistungen und den Schutz des geistigen Eigentums
unter anderem auch Bestimmungen iiber Handel und nachhaltige Entwicklung. Mit
Inkrafttreten des Abkommens mit den Philippinen, das fiir 2017 erwartet wird, wird
die Schweiz einen préferenziellen Marktzugang zu einem Handelspartner in der
stidostasiatischen Region erhalten, der iiber erhebliches Wachstumspotenzial ver-
fiigt. Auch im Abkommen mit Georgien gelang es, einen préferenziellen Marktzu-
gang zu sichern und drohende Diskriminierungen abzufedern, die sich aus dem
kiirzlich abgeschlossenen Abkommen Georgiens mit der EU ergeben konnten. Mit
dem Abschluss des Abkommens mit Georgien unterstiitzt die EFTA ausserdem
Georgiens Bemiithungen zur weiteren Integration in Europa und in die Weltwirt-
schaft.

Das 2015 unterzeichnete Beitrittsprotokoll Guatemalas zum Abkommen EFTA-
Zentralamerikanische Staaten®* wurde im Mirz des Berichtsjahrs von der Bundes-
versammlung genehmigt. Das Protokoll tritt in Kraft, sobald es sdmtliche Abkom-
mensparteien ratifiziert haben.

Nach dem Unterbruch der Verhandlungen mit Indien nach den indischen Parla-
mentswahlen 2014 sind die Gespréiche im Berichtsjahr fortgesetzt worden. Im Okto-
ber fand die 14. Verhandlungsrunde seit Verhandlungsbeginn im Jahr 2008 statt.
Auch die FHA-Verhandlungen mit Indonesien wurden im Berichtsjahr nach einem
Unterbruch von rund zwei Jahren wieder aufgenommen und es wurden bereits zwei

62 EFTA-FHA: Tiirkei (in Kraft getreten am 1.4.1992; SR 0.632.317.631), Israel (1.7.1993;
SR 0.632.314.491), Palastinensische Behorde (1.7.1999; SR 0.632.316.251), Marokko
(1.12.1999; SR 0.632.315.491), Mexiko (1.7.2001; SR 0.632.315.631.1), Mazedonien
(1.5.2002; SR 0.632.315.201.1), Jordanien (1.9.2002;SR 0.632.314.671), Singapur
(1.1.2003; SR 0.632.316.891.1), Chile (1.12.2004; SR 0.632.312.451), Tunesien
(1.6.2006; provisorische Anwendung seit 1.6.2005; SR 0.632.317.581), Korea (1.9.2006;
SR 0.632.312.811), Libanon (1.1.2007; SR 0.632.314.891), SACU (Siidafrikanische
Zollunion: Botswana, Lesotho, Namibia, Siidafrika, Swasiland; 1.5.2008;

SR 0.632.311.181), Agypten (1.9.2008; provisorische Anwendung seit 1.8.2007;

SR 0.632.313.211), Kanada (1.7.2009; SR 0.632.312.32), Serbien (1.10.2010;

SR 0.632.316.821), Albanien (1.11.2010; SR 0.632.311.231), Kolumbien (1.7.2011;

SR 0.632.312.631), Peru (1.7.2011; SR 0.632.316.411), Ukraine (1.6.2012;

SR 0.632.317.671), Montenegro (1.9.2012; SR 0.632.315.731), Hong Kong (1.10.2012;
SR 0.632.314.161), GCC (Golf-Kooperationsrat: Bahrain, Katar, Kuwait, Oman, Saudi-
Arabien, Vereinigte Arabische Emirate; 1.7.2014; SR 0.632.311.491), Zentralamerikani-
sche Staaten (Costa Rica und Panama; 29.8.2014), SR 0.632.312.851), Bosnien und Her-
zegowina (1.1.2015; SR 0.632.311.911), bilaterale FHA der Schweiz: Féaroer-Inseln
(1.3.1995; SR 0.946.293.142); Japan (1.9.2009; SR 0.946.294.632), China (1.7.2014;
SR 0.946.292.492).

63 Die Botschaft mit Antrag zur Genehmigung des Abkommens findet sich in der Beilage
(Ziff. 10.2.1).

64 BBI12016 985
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Verhandlungsrunden durchgefiihrt. Beide Seiten streben einen baldigen Abschluss
an. Die Verhandlungen mit Malaysia sind im Berichtsjahr wihrend zwei weiteren
Runden gut vorangekommen. Ohne eine Losung in der Palmolfrage wird ein bal-
diger Verhandlungsabschluss aber kaum zu erreichen sein. Vietnam ist bis anhin
nicht bereit, den EFTA-Staaten vergleichbare Zugestidndnisse wie unter dem FHA
EU-Vietnam oder dem TPP-Abkommen zuzugestehen. Fiir die EFTA ist ein
Abschluss zu Bedingungen, die die Wirtschaftsakteure aus den EFTA-Staaten signi-
fikant schlechter stellen als jene aus der EU, nicht hinnehmbar. Im Berichtsjahr
beschrinkte sich der Prozess auf zwei Treffen auf Stufe der Chefunterhéndler. Die
Gespriche sollen 2017 auf Expertenstufe fortgesetzt werden.

Verhandlungen der EFTA-Staaten iiber ein FHA mit Ecuador wurden erfolgreich
lanciert. Eine erste Verhandlungsrunde fand im November statt.

Algerien ist, gepragt von den Erfahrungen mit seinem Assoziationsabkommen mit
der EU, nach wie vor nicht bereit, die seit Anfang 2009 unterbrochenen Freihan-
delsverhandlungen mit den EFTA-Staaten wieder aufzunehmen. Die Verhandlungen
mit Russland/Belarus/Kasachstan ruhen aufgrund der Situation in der Ukraine wei-
terhin. Auch beziliglich Thailand, mit dem die Verhandlungen aufgrund der innenpo-
litischen Lage seit 2006 sistiert sind, prasentiert sich die Situation unveréndert.

4.2 Bestehende Freihandelsabkommen

Das bilaterale FHA Schweiz-China wird seit dem Inkrafttreten am 1. Juli 2014 rege
genutzt. Noch bei keinem FHA mit einem Partner ausserhalb der EU liess sich ein
vergleichbares Interesse der Wirtschaft feststellen. Im September fand das zweite
Treffen des Gemischten Ausschusses unter dem FHA Schweiz-China statt. Gegen-
stand dieses Treffens war eine Standortbestimmung aller vom FHA abgedeckten
Bereiche. Beide Seiten bestétigten das gute Funktionieren des Abkommens. Disku-
tiert wurden nebst technischen Anpassungen im Bereich der Ursprungsnachweise
die Uberpriifung der Zollkonzessionen. Die Vertiefung der Zollkonzessionen soll im
Rahmen eines Folgetreffens weiterverfolgt werden. Beim Thema Handel und nach-
haltige Entwicklung waren insbesondere die Zusammenarbeit in den Bereichen
Umwelt und Arbeitsfragen Gegenstand der Gesprache (vgl. Ziff. 5.5.1).

Im Oktober tagte der Gemischte Ausschuss unter dem Abkommen {iber Freihandel
und wirtschaftliche Partnerschaft der Schweiz mit Japan zum dritten Mal. Japan
zeigt sich zuriickhaltend gegeniiber dem Vorschlag der Schweiz, das Abkommen in
verschiedenen Bereichen, insbesondere betreffend Konzessionen im Landwirt-
schaftsbereich, anzupassen.

Die Verhandlungen iiber die Weiterentwicklung des FHA mit der Tiirkei sind seit
Juni 2015 unterbrochen. Die EFTA-Staaten bemiihen sich weiterhin um eine Fort-
fithrung des Prozesses.

Mit Kanada fand im April eine erste exploratorische Runde iiber die mogliche
Weiterentwicklung des am 1. Juli 2009 in Kraft getretenen FHA statt, das {iber den
bisherigen, vorwiegend auf den Warenhandel beschrinkten Geltungsbereich hinaus
erweitert werden soll.
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Die Verhandlungen iiber die umfassende Weiterentwicklung des FHA EFTA-
Mexiko wurden im Januar offiziell lanciert, worauf im September eine zweite Runde
stattfand. Die Verhandlungsfortschritte werden insbesondere von den Diskussionen
im Landwirtschaftsbereich abhingen, wo Mexiko grosse Erwartungen hat. Die
Aufnahme von Verhandlungen iiber eine umfassende Modernisierung des FHA mit
Chile ist fiir Anfang 2017 geplant. Die Siidafrikanische Zollunion (Southern African
Customs Union, SACU)% und die EFTA einigten sich auf die Modalititen und den
Kalender fiir Verhandlungen iiber die Weiterentwicklung des FHA. Eine Verhand-
lungsaufnahme ist fiir April 2017 vorgesehen. Siidkorea hingegen lehnte eine sub-
stanzielle Aktualisierung des FHA mit der EFTA noch ab. Eine solche wire fiir die
EFTA-Staaten vor dem Hintergrund der FHA, die Siidkorea in den letzten Jahren
mit der EU und den USA abgeschlossen hat, von Interesse.

Im Berichtsjahr fanden Treffen der Gemischten Ausschiisse unter den EFTA-
Abkommen mit Stidkorea, Agypten, mit der SACU und Kolumbien statt.

Das am 1. Juli 2014 in Kraft getretene FHA zwischen den EFTA-Staaten und den
Mitgliedstaaten des Kooperationsrates der Arabischen Golfstaaten (Gulf Coopera-
tion Council, GCC)% wurde seitens des GCC verzogert umgesetzt. Mittlerweile
wenden alle Mitgliedstaaten des GCC das Abkommen an. Die Schweiz und die
anderen EFTA-Staaten setzten sich fiir eine Riickerstattung der Zollgebiihren ein,
die aufgrund der verzogerten Anwendung auf Exporten aus den EFTA-Staaten
bezahlt werden mussten.

4.3 Explorationen und weitere Kontakte

Der exploratorische Dialog EFTA-Mercosur wurde abgeschlossen und die Eckwerte
kiinftiger Verhandlungen iiber ein FHA festgelegt. Eine Verhandlungsaufnahme mit
diesem wichtigen Partner wird fiir 2017 angestrebt. Die offensiven Interessen der
Mercosur-Staaten im Landwirtschaftsbereich werden fiir die Schweiz eine agrarpoli-
tische Herausforderung darstellen (vgl. Ziff. 1.4.2).

Der handelspolitische Dialog zwischen den EFTA-Staaten und den USA wurde
fortgesetzt. Ziel des Dialogs ist es, aus erster Hand Informationen iiber die laufenden
Verhandlungen zur TTIP (vgl. Ziff. 1.4.1) zu gewinnen und die USA fiir die Interes-
sen der EFTA-Staaten zu sensibilisieren. In diesem Rahmen fanden auch Gespriche
auf Expertenstufe zu Zollfragen, Dienstleistungen und technischen Handelshemm-
nissen statt.

Die EFTA-Staaten und Mauritius hielten ein Treffen des Gemischten Ausschusses
unter der im Jahr 2009 unterzeichneten Zusammenarbeitserklarung ab. Auch wenn
im Moment kein FHA mit Mauritius angestrebt wird, gilt es, die Ambitionen von
Mauritius zur Aushandlung von FHA mit grossen Partnern (z. B. mit der EU) zu
beobachten.

65 Botswana, Lesotho, Namibia, Siidafrika, Swasiland.
66 Bahrain, Katar, Kuwait, Oman, Saudi-Arabien, Vereinigte Arabische Emirate.
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5 Sektorielle Politiken

5.1 Warenverkehr Industrie/Landwirtschaft

Der Aussenhandel der Schweiz nahm in den ersten zehn Monaten des Berichts-
jahrs gegeniiber der gleichen Periode des Vorjahrs sowohl ein- als auch aus-
fuhrseitig zu. Der Aussenhandelsiiberschuss erreichte mit 31,7 Milliarden
Schweizerfranken erneut einen Hochststand.

Der Beschluss der WTO-Ministerkonferenz in Nairobi vom 19. Dezember 2015
verpflichtet die Schweiz, die Ausfithrbeitrdge gemdss Schoggigesetz aufzuheben.
Im Berichtsjahr hob der Bundesrat die Ausfuhrbeitrdge fiir Exporte in am we-
nigsten entwickelte Léinder auf. Die zur Aufhebung der verbleibenden Ausfuhr-
beitrige notige Gesetzesdnderung und die damit verbundenen Begleitmassnah-
men wurden vom Bundesrat im September in die Vernehmlassung gegeben.

Seit dem 1. Juni unterstellt die EU die Einfuhr gewisser Eisen- und Stahlpro-
dukte einer «vorherigen Uberwachungy. Die damit verbundenen administrativen
und operationellen Umtriebe fiihrten fiir die betroffenen Schweizer Exporteure
zu Lieferverzogerungen, Mehrkosten und teilweise zu Auftragsverlusten. Die
Schweiz nahm diesbeziiglich auf verschiedenen Ebenen Gespriche mit der
EU-Kommission auf und setzte sich fiir eine weniger handelsbeschrdnkende
Ausgestaltung der Massnahmen ein.

5.1.1 Entwicklung des Aussenhandels

Im Vergleich mit der Vorjahresperiode nahmen die Ausfuhren in den ersten zehn
Monaten um 4,1 Prozent und die Einfuhren um 4,5 Prozent zu (Ein- und Ausfuhren
ohne Edelmetalle, Schmucksteine, Kunstgegenstdnde und Antiquitdten). Die Han-
delsbilanz fiir den Zeitraum Januar bis Oktober wies einen Uberschuss von
31,7 Milliarden Schweizerfranken aus, was im Vergleich zur Vorjahresperiode eine
Zunahme von 2 Prozent oder 0,6 Milliarden Schweizerfranken bedeutete. Wihrend
die Ausfuhr von Landwirtschaftsprodukten, Textilien, Kunststoffen, Produkten der
chemisch-pharmazeutischen Industrien und Metallen zunahm, waren die Exporte
von Energietragern, Maschinen, Fahrzeugen, Prézisionsinstrumenten, Uhren und
Bijouteriewaren sowie der Kategorie «andere Erzeugnisse» riicklaufig. Einfuhrseitig
féllt der nochmalige starke wertméssige Riickgang bei den Energietrdgern auf, der
im Wesentlichen auf erneut gefallene Weltmarktpreise fiir solche Produkte zuriick-
zufiihren ist. Bei allen anderen Produktegruppen nahm die Einfuhr gegeniiber dem
Vorjahr zu. Bei der regionalen Verteilung der Ausfuhren ergaben sich gegeniiber
2015 Verschiebungen zugunsten Amerikas (+11,6 %), Afrikas (4,0 %) und Europas
(+3,6 %), wihrend sich die Ausfuhren nach Asien (-0,4 %) leicht zuriickbildeten
und nach Ozeanien unverdndert blieben. Anteilsmédssig war Europa weiterhin der
grosste Exportmarkt (56,4 %), gefolgt von Asien (21,3 %), Amerika (19,6 %),
Afrika (1,6 %) und Ozeanien (1,2 %). Einfuhrseitig nahmen die Anteile Amerikas
(+14,3 %), Europas (+4,0 %) und Asiens (+1,7 %) zu, wihrend die Anteile Afrikas
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(7,8 %) und Ozeaniens (1,8 %) zuriickgingen. Anteilsméssig dominierte Europa
auch bei der Einfuhr (73,3 %), gefolgt von Asien (15,7 %), Amerika (10,0 %),
Afrika (0,8 %) und Ozeanien (0,2 %).

Nachstehende Tabelle stellt die Struktur des Schweizer Aussenhandels, aufgeschliis-
selt auf die wichtigsten Warenarten, dar (Januar—Oktober 2016):

Warenart Ausfuhren A Vorjahr Einfuhren A Vorjahr
(Mio. CHF) (Mio. CHF)

Landwirtschaft 7,274 +3,1 % 9,828 +2,7%
Energictriger 1,647 24,6 % 5,335 244 %
Textilien 2,796 +7,0 % 7,946 +6,4 %
Kunststoffe 2,758 +0,6 % 3,445 +4,7 %
Chemie/Pharma 79,202 +13,2 % 36,217 +15,4 %
Metalle 10,111 +1,6 % 10,977 +0,3 %
Maschinen 25,413 -1,4% 23,654 +1,1 %
Fahrzeuge 4,325 -12,6 % 15,569 +9,8 %
Prézisionsinstrumente, 37,534 -3,3% 17,448 +1,2 %
Uhren und Bijouterie

Andere Erzeugnisse 4,341 -0,9 % 13,264 0,0 %
Total 175,401 +4,1 % 143,683 +4,5 %

Quelle: Eidg. Zollverwaltung

5.1.2 Zoll- und Ursprungspolitik

Die Eidgendssische Zollverwaltung (EZV) plant, mit dem Vorhaben «DaziT» bis
2026 ihre Informatikanwendungen umfassend zu modernisieren, im Zuge dieser
Anderungen die zugrundeliegenden Zollprozesse neu zu konzipieren und die Orga-
nisationsstruktur der EZV entsprechend anzupassen. In diese laufenden Arbeiten hat
die EZV diverse Stakeholder eingebunden, wobei den Wirtschaftsbeteiligten eine
zentrale Rolle zukommt. Mit DaziT sollen verschiedene in den letzten Jahren von
Seiten der Wirtschaft gedusserte Anliegen umgesetzt und die Kosten des grenziiber-
schreitenden Warenverkehrs gesenkt werden. So sollen unter anderem die Zollver-
fahren stark vereinfacht sowie der Grenziibertritt beschleunigt, die freie Wahl der
Grenziibergangsstelle gewihrleistet und die Erledigung der Zollformalititen via
Webportal ermdglicht werden.

Die Verhandlungen zur Modernisierung des Regionalen Ubereinkommens vom
15. Juni 201167 iber die Paneuropa-Mittelmeer-Praferenzursprungsregeln (PEM-
Ubereinkommen) verzogerten sich aufgrund fortbestehender Differenzen zwischen
den Vertragsparteien, insbesondere beziiglich der Art der Zertifizierung des Ur-

67 SR 0.946.31
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sprungs und der Moglichkeiten der Ursprungskumulation. Ein Abschluss wird fiir
2017 angestrebt.

5.1.3 Landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte

2015 exportierte die Schweiz landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte im Ge-
samtwert von 6,7 Milliarden Schweizerfranken. Die entsprechenden Importe belie-
fen sich auf 3,5 Milliarden Schweizerfranken. Die EU ist mit einem Anteil von
58 Prozent an den Exporten und 75 Prozent an den Importen auch bei den landwirt-
schaftlichen Verarbeitungsprodukten der mit Abstand wichtigste Handelspartner der
Schweiz.

Das sogenannte Schoggigesetz®® hat zum Ziel, agrarpolitisch bedingte Preisunter-
schiede fir in Verarbeitungsprodukten enthaltene Agrargrundstoffe an der Grenze
auszugleichen. Importzolle (sog. bewegliche Agrarteilbetrige) verteuern die Grund-
stoffe in den importierten Verarbeitungsprodukten auf das inlédndische Preisniveau,
wihrend Ausfuhrbeitrdge die enthaltenen inlédndischen Milch- und Getreidegrund-
stoffe beim Export verbilligen. Der Handel mit landwirtschaftlichen Verarbeitungs-
erzeugnissen zwischen der Schweiz und der EU wird durch das Protokoll Nr. 2 des
Freihandelsabkommens Schweiz-EU® geregelt. Im Berichtsjahr wurde keine An-
passung der fiir die Preisausgleichsmassnahmen mit der EU massgebenden Refe-
renzpreise an die aktuellen Marktverhéltnisse vorgenommen. Damit blieben weiter-
hin die seit 1. April 2015 geltenden Referenzpreise in Kraft. Die néchste Anpassung
ist fiir das erste Quartal 2017 vorgesehen.

Das Budget fiir Ausfuhrbeitrdge belief sich im Beitragsjahr 2016 auf 94,6 Millionen
Schweizerfranken. Wie in den Vorjahren wurden aufgrund des gestiegenen Bedarfs
auch im Berichtsjahr die Ausfuhrbeitragsansitze gekiirzt.

Anlésslich der zehnten WTO-Ministerkonferenz in Nairobi wurde im Dezember
2015 ein Verbot der Exportsubventionen beschlossen. Fiir die Abschaffung der
Exportbeitrige gemiss Schoggigesetz, die in der WTO als Exportsubventionen
gelten, wurde eine Ubergangsfrist von fiinf Jahren (bis Ende 2020) vereinbart. Die
Nutzung der Ubergangsfrist wurde mit der Bedingung verkniipft, dass Ausfuhren
landwirtschaftlicher Verarbeitungsprodukte in die &rmsten Lénder (least developed
countries, LDC) bereits ab Anfang 2016 nicht mehr subventioniert werden. Der
Bundesrat setzte diese Verpflichtung mit der Anderung?0 der Ausfuhrbeitragsver-
ordnung’! vom 11. Mérz des Berichtsjahrs um. Zur Aufhebung der verbleibenden
Ausfuhrbeitrdge gab der Bundesrat am 30. September eine Gesetzesvorlage in die
Vernehmlassung. Die Vorlage sieht neben der zur Aufhebung der Ausfuhrbeitrage

68 Bundesgesetz vom 13. Dezember 1974 iiber die Ein- und Ausfuhr von Erzeugnissen aus
Landwirtschaftsprodukten; SR 632.111.72.

69 Protokoll Nr. 2 vom 22. Juli 1972 {iber bestimmte landwirtschaftliche Verarbeitungser-
zeugnisse; SR 0.632.401.2.

70 AS 2016 955

71 Verordnung vom 23. November 2011 iiber die Ausfuhrbeitriige fiir Erzeugnisse aus
Landwirtschaftsprodukten; SR 632.111.723.
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notwendigen Anderung des Schoggigesetzes Begleitmassnahmen zum Erhalt der
Wertschopfung in der Nahrungsmittelproduktion vor.72

5.1.4 Uberwachungsmassnahmen der EU
im Bereich der Stahlimporte

Vor dem Hintergrund weltweiter Uberkapazititen bei der Stahlproduktion unterstellt
die EU seit dem 1. Juni die Einfuhr gewisser Eisen- und Stahlerzeugnisse einer
«vorherigen Uberwachungy.?3 Fiir die Einfuhr der betroffenen Produkte in die EU
muss ab 2500 Kilogramm Nettogewicht ein Uberwachungsdokument in der Form
einer Einfuhrlizenz vorgelegt werden. Betroffen sind die Einfuhren aus allen Léan-
dern, ausser Ursprungserzeugnissen aus den EWR-Staaten Norwegen, Island und
Liechtenstein. Die EU wandte dhnliche Uberwachungsmassnahmen im Stahlsektor
bereits in den Jahren 2002-2012 an. Die mit den Massnahmen verbundenen admi-
nistrativen und operationellen Umtriebe fiihren bei den betroffenen Schweizer Stahl-
und Eisenexporteuren zu Lieferverzogerungen, Mehrkosten und teilweise zu Auf-
tragsverlusten. Die Schweiz setzt sich gegeniiber der EU-Kommission und den EU-
Mitgliedstaaten auf verschiedenen Ebenen fiir eine weniger handelsbeschrankende
Ausgestaltung dieser Massnahmen ein.

5.2 Technische Handelshemmnisse

Die zwischen der Schweiz und der EU erreichte Harmonisierung von Produkte-
vorschriften hat den weitgehenden Abbau technischer Handelshemmnisse im
bilateralen Handelsverkehr erméglicht. Im Berichtsjahr haben sich Anpassun-
gen des Abkommens iiber die gegenseitige Anerkennung von Konformitdtsbe-
wertungen jedoch verzégert.

Zwischen weniger eng verflochtenen Handelspartmern ist eine vergleichbare
Harmonisierung und damit ein entsprechend weitgehender Abbau technischer
Handelshemmnisse kaum moglich. Im Rahmen neuerer Freihandelsgespriche,
wie etwa in den Verhandlungen des Freihandelsabkommens EU-USA (TTIP),
soll basierend auf internationalen Normen die Konvergenz von Produktevor-
schriften gefordert werden. Dabei kommt der Intensivierung der Behordenzu-
sammenarbeit eine wichtige Funktion zu.

72 www.admin.ch > Bundesrecht > Vernchmlassungen > Laufende Vernehmlassungen >
WBF.

73 Durchfiihrungsverordnung (EU) 2016/670 der Kommission vom 28. April 2016 zur
Einfiihrung einer vorherigen Uberwachung der Einfuhren bestimmter Eisen- und Stahler-
zeugnisse mit Ursprung in bestimmten Drittlandern durch die Union, S. 37.
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5.2.1 Abbau technischer Handelshemmnisse
zwischen der Schweiz und der EU

Zum Abbau technischer Handelshemmnisse zéhlen insbesondere der Abbau von
landerspezifischen Produktevorschriften, beispielsweise in Bezug auf die Sicherheit,
die Beschriftung von Verpackungen oder die Konformititsbewertung. Anders als
Zolle konnen solche nationalen Vorschriften nicht einfach aufgehoben werden. Sie
dienen dem Schutz Offentlicher Interessen, unter anderem der Gesundheit der Be-
volkerung oder der Umwelt.

Das Parlament entschied nach Ablehnung des EWR-Beitritts von 1992, die Pro-
duktevorschriften der Schweiz so weit wie moglich an jene ihrer wichtigsten Han-
delspartner anzupassen, das heisst vor allem an jene der EU.74 Aufgrund dieser
Harmonisierung konnen Schweizer Hersteller ihre Produkte in der Schweiz und in
der EU ohne Anpassung der Produktspezifikationen auf den Markt bringen. Das
Abkommen vom 21. Juni 199975 zwischen der Schweiz und der Europiischen
Gemeinschaft iiber die gegenseitige Anerkennung von Konformitétsbewertungen
(Mutual Recognition Agreement, MRA) stellt dariiber hinaus sicher, dass in
20 Produktesektoren in der Schweiz und in der EU durchgefiihrte Konformitétsbe-
wertungen (Priifung, Inspektion, Zertifizierung und staatliche Zulassung) gegensei-
tig anerkannt werden. Weiter regelt das MRA die Zusammenarbeit im Bereich der
Marktiiberwachung zur Gewéhrleistung sicherer Produkte.

Das MRA muss regelméssig aktualisiert werden, um der Weiterentwicklung von
Produktevorschriften Rechnung zu tragen. Im Berichtsjahr héitten MRA-Bestim-
mungen in neun Produktsektoren angepasst werden sollen.”® Diese Anpassungen
sollen sicherstellen, dass Hersteller aus der Schweiz und aus der EU ihre Produkte in
diesen Sektoren weiterhin ohne zusitzliche Priifung im Territorium des Vertrags-
partners vertreiben konnen. Weiter bezwecken die Anpassungen, dass Schweizer
Exporteure von der Auflage befreit bleiben, die Adresse eines EU-Importeurs auf
der Verpackung anzugeben, wie sie ab 2017 fiir Importe aus Drittstaaten vorgesehen
ist. Im aktuellen Umfeld der Beziehungen Schweiz-EU benétigten diese MRA-
Anpassungen jedoch mehr Zeit als iiblich und werden 2017 fortgesetzt. Die damit
einhergehende Unsicherheit beeintrachtigte die wirtschaftlichen Aktivititen in den
betroffenen Sektoren.

Durch die Anderung der Verordnung vom 19. Mai 201077 iiber das Inverkehrbringen
von Produkten nach ausldndischen Vorschriften (Art. 6a) wurde das 2010 in der
Schweiz eingefiihrte «Cassis-de-Dijon-Prinzip» weiter konkretisiert. Seit 1. Januar
2017 sind Lebensmittel, die in der Schweiz nach Produktevorschriften der EU oder
eines EU-/EWR-Mitgliedstaats hergestellt und in Verkehr gebracht werden, entspre-

74 Vgl. Bundesgesetz vom 6. Oktober 1995 iiber die technischen Handelshemmnisse Art. 4
Abs. 2; SR 946.51.

75 SR 0.946.526.81

76 Medizinprodukte, Druckgerite, Funkanlagen und Telekommunikationsendgerite, Gerite
und Schutzsysteme zur Verwendung in explosionsgefédhrdeten Bereichen, elektrische Be-
triebsmittel und elektromagnetische Vertraglichkeit, Messgerite, Inspektionen der guten
Herstellungspraxis bei Arzneimitteln (GMP) und Zertifizierungen der Chargen, Aufziige,
Explosivstoftfe fiir zivile Zwecke.

77 SR 946.513.8
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chend zu deklarieren. Damit soll Transparenz geschaffen und das Vertrauen der
Konsumentinnen und Konsumenten gestédrkt werden.

5.2.2 Maoglichkeiten und Grenzen der gegenseitigen
Anerkennung von Vorschriften und
Konformitéitshewertungen

Am Beispiel der Verhandlungen zwischen der EU und den USA zur TTIP
(vgl. Zift. 1.4.1 und 4.3) zeigt sich, dass ein Abbau technischer Handelshemmnisse
praktisch nur in Produktesektoren moglich ist, die auf beiden Seiten bereits heute
nach international anerkannten oder gleichwertigen nationalen Normen produzieren,
wie beispielsweise in einem Teilbereich der Arzneimittelproduktion (gute Herstel-
lungspraxis, GMP). Durch die gegenseitige Anerkennung der GMP-Inspektions-
berichte im Rahmen der Marktzulassung konnten fiir Hersteller und Behorden
Doppelspurigkeiten vermieden werden. Diese ergeben sich daraus, dass US- und
EU-Behorden heute unabhdngig voneinander dieselben Pharmaproduzenten in
Bezug auf die gute Herstellungspraxis — nach gleichwertigen Normen — inspizieren.
Das MRA Schweiz-EU funktioniert unter anderem beziiglich GMP seit 15 Jahren
auf dem Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung gleichwertiger Vorschriften. Die
Schweizer Pharmabranche spart dadurch jahrlich Mehrkosten bis zu 300 Millionen
Schweizerfranken.”8

In nicht-harmonisierten Produktesektoren ist es kaum mdglich, technische Handels-
hemmnisse in gleichem Umfang abzubauen. Héufig ist der Aufwand fiir die Harmo-
nisierung zu gross (z. B. flir eine Vereinheitlichung der Steckdosen fiir Elektrogera-
te). In anderen Fillen liegen die innenpolitischen Interessen der Lénder zu weit
auseinander (z. B. in Bezug auf den Einsatz von Wachstumshormonen bei der
Fleischproduktion). Hier bieten sich Behdrdendialoge an, um die mit den abwei-
chenden Produktevorschriften der anderen Seite verfolgten Ziele besser zu verstehen
und léngerfristig eine Anndherung der Produktevorschriften anzustreben bzw. in neu
zu regulierenden Bereichen (z. B. Elektromobilitdt) gemeinsam harmonisierte Pro-
duktevorschriften zu erarbeiten. FHA koénnen den institutionellen Rahmen fiir eine
solche regulatorische Behdrdenzusammenarbeit bilden. Neuere FHA, beispielsweise
zwischen der EU und Kanada (CETA, noch nicht ratifiziert) und Schweiz-China
(vgl. Ziff. 4.2), gehen in diese Richtung.

Im Rahmen der Behordendialoge Schweiz-China fanden im Berichtsjahr Gespriche
tiber die jeweiligen Rechtsgrundlagen in den Bereichen Produktzertifizierung,
Lebensmittelsicherheit, Medizinprodukte und gute Herstellungspraxis bei Arznei-
mitteln statt.

78 Vgl. www.interpharma.ch > Pharmastandort Bezichungen > Schweiz - EU > Technische-
handelshemmnisse.
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53 Dienstleistungen

In den seit 2012 laufenden Verhandlungen iiber ein plurilaterales Abkommen fiir
den Handel mit Dienstleistungen (Trade in Services Agreement, TiSA) wurden
im Berichtsjahr weitere Fortschritte erzielt.

Im Rahmen des Post-Nairobi-Prozesses wurden die Arbeiten zur innerstaat-
lichen Regulierung fortgesetzt.

5.3.1 Allgemeines Abkommen iiber den Handel
mit Dienstleistungen (GATS) der WTO

Im Nachgang der WTO-Ministerkonferenz in Nairobi (vgl. Ziff. 2.1.1) wurden unter
anderem die Arbeiten zur Aushandlung von Regeln fiir die innerstaatliche Regulie-
rung (Zulassungsverfahren und Qualifikationsvorschriften) wieder aufgenommen.
Damit wurden die Arbeiten unter dem Arbeitsprogramm aus der Uruguay-Runde
fortgesetzt, das vorsieht, dass die WTO-Mitglieder die im Allgemeinen Abkommen
iber den Handel mit Dienstleistungen (GATS)7 enthaltenen allgemeinen Regeln
prézisieren. Die Schweiz beteiligt sich aktiv an diesen Arbeiten, da solche Regeln
die Rahmenbedingungen fiir den Zugang zu ausldndischen Mérkten stirken wiirden.

5.3.2 Plurilaterales Abkommen iiber den Handel
mit Dienstleistungen

Die Verhandlungen iiber das TiSA wurden infolge der Blockade der WTO-Doha-
Runde im Februar 2012 von rund 20 Parteien30 aufgenommen. Die Schweiz verfolgt
im TiSA dieselbe Zielsetzung, wie im Dienstleistungsteil der Doha-Runde, ndmlich
die Stirkung der internationalen Rechtssicherheit und die Verbesserung der Markt-
zugangsbedingungen. Die Verhandlungen streben im Vergleich zum GATS einen
weiteren Abbau ungerechtfertigter Handelshemmnisse durch zusétzliche Marktzu-
gangs- und Inldnderbehandlungsgarantien an sowie verstirkte Regeln beziiglich
Transparenz, innerstaatlichen Regelungen und Lokalisierungsbedingungen.8!

Die Arbeiten an den Abkommenstexten konzentrierten sich gegen Ende des Be-
richtsjahrs vor allem auf die Anhénge zu den Finanzdienstleistungen, zur Telekom-
munikation und zum E-Commerce sowie auf die institutionellen Bestimmungen. Im
Berichtsjahr tauschten die Parteien zudem revidierte Marktzugangsofferten aus. Die
aktuelle Offerte der Schweiz wurde am 21. Oktober auf der Webseite des SECO
verdffentlicht.

79 SR 0.632.20, Anhang 1B

80 Aktuell: Australien, Chile, Costa Rica, EU, Hongkong, Island, Israel, Japan, Kanada,
Kolumbien, Liechtenstein, Mauritius, Mexiko, Neuseeland, Norwegen, Pakistan, Panama,
Peru, Schweiz, Siidkorea, Taiwan, Tiirkei, USA.

81 Erfordernisse z. B. beziiglich lokaler Wertschdpfung oder Exportverpflichtungen.
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Die Schweiz hat grosses Interesse daran, durch das TiSA die Wettbewerbsfahigkeit
ihrer Dienstleistungsexporte zu stirken, indem Diskriminierungen und andere Han-
delshemmnisse abgebaut und vorhersehbare internationale Regeln vereinbart wer-
den. Die Teilnahme an den TiSA-Verhandlungen entspricht der aussenwirtschafts-
politischen Strategie des Bundesrates, die unter anderem das Ziel verfolgt, die
internationalen Rahmenbedingungen auch fiir den Dienstleistungshandel zu stérken.
Die Schweizer Wirtschaft ist in wichtigen Dienstleistungsbereichen ausgeprigt
exportorientiert (Finanzdienstleistungen, Handels-, Transport- und Logistikdienst-
leistungen, Tourismus, Beratungs-, Ingenieur-, Informatik-, Telekommunikations-,
Installations- und Wartungsdienstleistungen usw.). Zahlreiche Schweizer Dienstleis-
tungsunternehmen sind auf den Absatz eines Teils ihrer Dienstleistungen im Aus-
land angewiesen. Dazu kommt, dass auch die Industrieexporte zunehmend Dienst-
leistungskomponenten enthalten (z. B. Beratung, Installation und Wartung), was
bedeutet, dass Behinderungen des Dienstleistungshandels auch Industrieexporte
erschweren konnen.

5.3.3 Bilaterale Abkommen

Die Kapitel zum Dienstleistungshandel in den neu abgeschlossenen FHA mit Geor-
gien und den Philippinen (vgl. Ziff. 4.1) stiitzen sich auf das GATS, gehen aber iiber
diese Grundlage hinaus, um den spezifischen Interessen der EFTA-Staaten und ihren
Verhandlungspartnern Rechnung zu tragen (z. B. Regeln fiir eine erhdhte Transpa-
renz bei der Gesetzgebung und fiir Zulassungsverfahren bei der Erbringung von
Dienstleistungen durch natiirliche Personen). Die Marktzugangsverpflichtungen
konnten im Vergleich zum GATS-Niveau in beiden Abkommen verbessert werden.
Im Rahmen der laufenden Verhandlungen fiir neue FHA (vgl. Ziff. 4.1) und zur
Modernisierung bestehender FHA (vgl. Ziff. 4.2) verfolgt die Schweiz denselben
Ansatz.

5.4 Investitionen und multinationale Unternehmen

Im Mdrz wurden die Ergebnisse einer verwaltungsinternen Arbeitsgruppe zur
erneuten Uberpriifung der Schweizer Vertragspraxis bei den Investitionsschutz-
abkommen (ISA) verdffentlicht. Vor dem Hintergrund neuerer internationaler
Entwicklungen und Diskussionen wurden Bestimmungen erarbeitet, die in die
laufenden und kiinftigen ISA-Verhandlungen der Schweiz eingebracht werden.

Der Bundesrat verabschiedete das Verhandlungsmandat zur Aufnahme von 1SA-
Verhandlungen mit Bahrain, Indien, Kolumbien, Mexiko und Siidafrika.

Dem Nationalen Kontaktpunkt (NKP) fiir die OECD-Leitsdtze fiir multinationale
Unternehmen wurden im Berichtsjahr zwei neue Eingaben unterbreitet. Der

NKP unterzog sich im November einer Ldnderpriifung (Peer Review) der
OECD.
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5.4.1 Investitionen

Der OECD-Investitionsausschuss verabschiedete im Mirz ein Mandat fiir die Uber-
priifung des OECD-Kodex zur Liberalisierung der Kapitaltransaktionen. Ziel der
Uberpriifung ist die Prizisierung des Kodex hinsichtlich der Anwendung einschrin-
kender Massnahmen zur Wahrung oder Wiederherstellung der Stabilitét des Finanz-
systems.

Im Rahmen einer gemeinsam mit dem OECD-Entwicklungsausschuss eingesetzten
Untergruppe werden Moglichkeiten diskutiert, wie die OECD — in Ergénzung zur
Anwendung des 2015 aktualisierten Policy Framework on Investment — noch weiter
zur Umsetzung der UNO-Nachhaltigkeitsziele beitragen kann.

Verschiedene internationale Organisationen (UNCTAD, OECD, UNICTRAL usw.)
fithrten ihre Arbeiten zu den ISA weiter. Im OECD-Investitionsausschuss wurde
insbesondere die Frage des Ausgleichs zwischen dem Investitionsschutz und dem
Regulierungsrecht der Vertragsstaaten vertieft. Anldsslich des Weltinvestitionsfo-
rums der UNCTAD, das vom 18. bis —21. Juli in Nairobi stattfand, informierte die
EU {iber ihre Bestrebungen, gemeinsam mit Kanada einen multilateralen Verhand-
lungsprozess zur institutionellen Reform der Investor-Staat-Schiedsverfahren zu
lancieren und die Moglichkeit eines stindigen internationalen Investitionsschiedsge-
richts und einer Appellationsinstanz zu priifen. Die Schweiz unterstiitzt diese Be-
strebungen und wird sich aktiv an den Arbeiten beteiligen.

Im Mérz wurden die Ergebnisse einer durch das SECO geleiteten interdepartementa-
le Arbeitsgruppe zur Uberpriifung der ISA-Vertragspraxis der Schweiz verdffent-
licht.82 Die Arbeitsgruppe hat fiir verschiedene Bestimmungen neue Ansitze erar-
beitet, welche die Schweiz in ihre laufenden und kiinftigen ISA-Verhandlungen
einbringen wird. Die Neuerungen betreffen insbesondere Schutzstandards (gerechte
und billige Behandlung, indirekte Enteignung), das Regulierungsrecht und das
Investor-Staat-Schiedsverfahren (vgl. auch Ziff. 1.4.3). Die Uberpriifung erfolgte im
Rahmen der kontinuierlichen Weiterentwicklung der ISA-Vertragspraxis der
Schweiz und trigt jiingeren Entwicklungen im Bereich des Investitionsschutzes
Rechnung, einschliesslich den oben erwihnten Arbeiten und Expertendiskussionen
in internationalen Organisationen.

Die Schweiz und Malaysia begannen Verhandlungen iiber die Revision des beste-
henden bilateralen ISA. Mit Indonesien wurde vereinbart, die vor ein paar Jahren
begonnenen ISA-Verhandlungen wieder aufzunehmen. Indien kiindigte die Auflo-
sung des 1997 mit der Schweiz abgeschlossenen ISA an — wie es dies auch gegen-
iiber verschiedenen anderen Lindern getan hatte — und schlug Neuverhandlungen
vor. Nach Konsultation der Aussenpolitischen Kommissionen hiess der Bundesrat
ein Verhandlungsmandat zur Revision bzw. Neuverhandlung der ISA zwischen der
Schweiz und Bahrain, Indien, Kolumbien, Mexiko und Siidafrika gut. Mit den neu
auszuhandelnden ISA mit Bahrain, Indien und Siidafrika sollen Schweizer Investo-

82 Vgl. «Bericht der Arbeitsgruppe zur Uberarbeitung der Verhandlungsgrundlagen fiir
Investitionsschutzabkommen (ISA)», abrufbar unter: www.seco.admin.ch > Aussenwirt-
schaft und Wirtschaftliche Zusammenarbeit > Internationale Investitionen > Vertragspoli-
tik der Schweiz.
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ren in diesen Léndern zusitzlichen Rechtsschutz erhalten. Mit Kolumbien und
Mexiko sollen die bestehenden ISA aktualisiert werden, um den oben erwihnten
Entwicklungen Rechnung zu tragen.

54.2 Korruptionsbekdmpfung

Im Mirz nahm die Schweiz am informellen OECD-Ministertreffen zur OECD-
Antikorruptionskonvention®3 teil. Dabei wurde die vierte Phase der Landerexamen
zur Umsetzung der Konvention lanciert. Die vierte Phase wird sich schwerpunkt-
méssig mit der nationalen Strafverfolgung in Féllen der Bestechung auslédndischer
Amtstrager befassen. Gleichzeitig werden die Fortschritte bei der Umsetzung der
nicht vollstandig umgesetzten Empfehlungen der frilheren Phasen des Lénderexa-
mens gepriift. Die Schweiz wird von der zustéindigen OECD-Arbeitsgruppe im Marz
2018 evaluiert werden.

Der Bund beteiligte sich an verschiedenen Aktivititen zur Sensibilisierung internati-
onal titiger Unternehmen — insbesondere KMU — fiir Korruptionsrisiken im Aus-
landgeschift, beispielswiese im Rahmen von Branchenveranstaltungen. Auch die
interdepartementale Arbeitsgruppe zur Korruptionsbekdmpfung trug im Rahmen von
thematischen Ateliers (geringfiigige Schmiergeldzahlungen und passive Korruption
im Ausland, Whistleblowing im Privatsektor) zur Aufklédrung der Unternehmen bei.
Damit setzt die Schweiz eine aus der dritten Phase des OECD-Lénderexamens im
Jahr 2014 resultierende Empfehlung um, welche die Fortfilhrung der Sensibilisie-
rungsaktivititen mit einem verstirkten Fokus auf KMU vorsieht.

Costa Rica und Peru werden demnidchst der OECD-Antikorruptionskonvention
beitreten. Litauen befindet sich in der Endphase des Beitrittsverfahrens. Daneben
fiihrte die OECD-Arbeitsgruppe zur Antikorruptionskonvention die Zusammenarbeit
mit wirtschaftlich wichtigen Staaten wie China, Indien und Indonesien weiter, auch
im Hinblick auf deren moglichen Beitritt zur Konvention. Die Zusammenarbeit mit
anderen im Bereich der Korruptionsbekdmpfung titigen internationalen Organisati-
onen (z. B. Weltbank, UNO und Europarat) sowie mit Unternehmen und mit Orga-
nisationen der Zivilgesellschaft war auch im Berichtsjahr ein wichtiger Teil der
Tatigkeit der Arbeitsgruppe.

54.3 Verantwortungsvolle Unternehmensfithrung

Die OECD-Arbeitsgruppe zur verantwortungsvollen Unternehmensfiihrung fiihrte
die Arbeiten an zwei neuen sektorspezifischen Leitfdden fiir verantwortungsvolles
Unternehmensverhalten weiter (Finanzdienstleistungen bzw. Textil- und Schuh-
waren). Zudem begann sie mit der Ausarbeitung eines Leitfadens zur Umsetzung der
in den OECD-Leitsédtzen fir multinationale Unternehmen vorgesehenen Sorgfalts-
priifung in der Wertschopfungskette, der auf alle Branchen anwendbar sein wird.

83 OECD-Ubereinkommen vom 17. Dezember 1997 iiber die Bekimpfung der Bestechung
auslandischer Amtstrager im internationalen Geschéftsverkehr; SR 0.311.21.
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Das SECO fiihrte gemeinsam mit den anderen zustindigen Bundesstellen die Um-
setzung des im Positionspapier des Bunderates zur gesellschaftlichen Verantwortung
der Unternehmen (Corporate Social Responsibility, CSR)34 festgelegten Aktions-
plans fort. Dieser sieht unter anderem die Sensibilisierung der Unternehmen fiir die
verantwortungsvolle Unternehmensfiihrung vor und stellt die Kohérenz des Positi-
onspapiers mit dem Nationalen Aktionsplan fiir Wirtschaft und Menschenrechte85
sicher. Unternehmen, NGO, Gewerkschaften und weitere Interessierte wurden an
einer Sitzung iber die Umsetzung verschiedener Aktivititen des Aktionsplans
informiert. Mitte 2017, das heisst wie vorgesehen zwei Jahre nach Verabschiedung
des CSR-Positionspapiers, wird dem Bundesrat {iber den Stand der Umsetzungsar-
beiten Bericht erstattet werden.

Dem Nationalen Kontaktpunkt (NKP)8¢ wurden zwei neue Eingaben unterbreitet (im
Zusammenhang mit der Fédération Internationale de Football Association [FIFA]
in Bahrain und mit dem World Wide Fund for Nature International [WWF] in
Kamerun). Zwei im Vorjahr begonnene Verfahren wurden weitergefiihrt. Der Beirat
des NKP befasste sich an seinen zwei Sitzungen im Berichtsjahr insbesondere mit
der Frage der Anwendbarkeit der OECD-Leitsdtze auf Nichtregierungsorganisatio-
nen sowie mit der Vorbereitung der Lénderpriifung (Peer Review) des Schweizer
NKP. Im Rahmen der Lénderpriifung besuchten im November NKP-Vertreter aus
Deutschland, Chile und Grossbritannien sowie Mitarbeiter des OECD-Sekretariats
die Schweiz. Sie fiihrten Gespriche mit verschiedenen Interessengruppen und mit
Personen, die in NKP-Verfahren involviert waren. Der Bericht zur Landerpriifung
der Schweiz wird voraussichtlich im Juni 2017 verdffentlicht werden.

55 Nachhaltigkeit, Rohstoffe, Klima- und
Energiepolitik, Migration

5.5.1 Forderung und Umsetzung des Ziels
der nachhaltigen Entwicklung
in der Aussenwirtschaftspolitik

Im Rahmen der Umsetzung der schweizerischen Aussenwirtschafispolitik legt
der Bundesrat grossen Wert auf die Kohdrenz der drei Dimensionen der nach-
haltigen Entwicklung: Wirtschaft, Umwelt und Gesellschaft. Zu diesem Zweck
engagiert sich der Bundesrat auf mehreren Handlungsebenen und kombiniert
verschiedene aussenpolitische Instrumente. Dieses Kapitel zeigt die konkreten
Politiken und Massnahmen der Schweiz zur Férderung der nachhaltigen Ent-
wicklung im Rahmen der Aussenwirtschafispolitik auf-

84 www.seco.admin.ch > Aussenwirtschaft und Wirtschaftliche Zusammenarbeit > Gesell-
schaftliche Verantwortung der Unternehmen (CSR) > Positionspapier und Aktionsplan
des Bundesrates.

85 Vgl. Postulat 12.3503, Eine Ruggie-Strategie fiir die Schweiz.

86 www.seco.admin.ch > Aussenwirtschaft und Wirtschaftliche Zusammenarbeit > Nationa-
ler Kontaktpunkt der Schweiz.
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Bei der Umsetzung der Aussenwirtschaftspolitik achtet der Bundesrat im Hinblick
auf ein Wirtschaftswachstum, das der Umwelt und sozialen Aspekten Rechnung
tragt, auf die Kohdrenz mit den Zielen der anderen aussenpolitischen Bereiche.
Obwohl die Aussenwirtschaftspolitik in erster Linie auf die Verbesserung der Rah-
menbedingungen filir die internationalen Aktivitdten der Schweizer Wirtschaftsak-
teure ausgerichtet ist, darunter vor allem der Zugang fiir Schweizer Exporte zu den
Weltmirkten und der Schutz von Schweizer Investitionen im Ausland, strebt der
Bundesrat eine Win-Win-Situation an, indem sowohl in der Schweiz wie auch in den
Partnerlédndern ein nachhaltiges Wachstum erméglicht werden soll. Dieses Ziel der
Nachhaltigkeit wird in verschiedenen Bereichen verfolgt, und diverse institutionelle
Mechanismen und interdepartementale Plattformen tragen dazu bei, dass die ver-
schiedenen Instrumente kohérent und koordiniert eingesetzt werden.87

Multilaterale Initiativen sowie Umsetzungsmassnahmen auf nationaler Ebene

Die Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung und die Addis-Abeba-Aktions-
agenda, die den Aktions- und Finanzierungsplan vorgeben,8® bilden den Referenz-
rahmen fiir die weltweite Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele (Sustainable Develop-
ment Goals, SDG) bis 2030. Die Schweiz setzt die SDG im Rahmen der
Legislaturplanung, der Jahresziele der einzelnen Departemente und insbesondere
durch die «Strategie Nachhaltige Entwicklung 2016-2019»39 des Bundesrates sowie
durch die Botschaft vom 17. Februar 20169 zur internationalen Zusammenarbeit
2017-2020 (vgl. Ziff. 6.1.1) um. Die Umsetzung soll soweit mdglich in die beste-
henden Planungs- und Politikerarbeitungsprozesse des Bundes integriert und durch
eine Priorititensetzung im Rahmen der vorhandenen Ressourcen realisiert werden.
Auch die Massnahmen und Instrumente der Wirtschafts- und Handelspolitik sollen
dazu beitragen.

Im Berichtsjahr setzte der Bundesrat zudem seine Arbeiten flir eine Strategie zur
Umsetzung der UNO-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte zur Erfiil-
lung des Postulats 12.3503 «Eine Ruggie-Strategie flir die Schweizy» fort. Am
9. Dezember verabschiedete er den entsprechenden Bericht und den Nationalen
Aktionsplan (NAP). Ausserdem engagierte er sich weiter fiir die verantwortungs-
volle Unternehmensfithrung und die Umsetzung seines diesbeziiglichen Aktions-
plans 2016-2019 (vgl. Ziff. 5.4.3). Das Netzwerk Schweiz des Global Compact der
UNO wurde finanziell und durch die Mitarbeit von Vertreterinnen und Vertretern
der Bundesverwaltung unterstiitzt.

Engagement auf plurilateraler und bilateraler Ebene

In der WTO setzte sich die Schweiz weiterhin fiir einen Abschluss des plurilateralen
Umweltgiiterabkommens (EGA) ein, das trotz der im Berichtsjahr erzielten grossen
Fortschritte noch nicht abgeschlossen werden konnte. Die Verhandlungen werden

87 Vgl. Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2015, Ziff. 6.1.2, BB12016 817 912.

88 Vgl. Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2015, Ziff. 6.1.1, BB12016 817 912.

89 www.are.admin.ch > Nachhaltige Entwicklung > Politik und Strategie > Strategie Nach-
haltige Entwicklung.

90 BBI12016 2333
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2017 fortgefiihrt (vgl. Ziff. 2.1). Dieses Abkommen wird ein Element der Umset-
zung verschiedener multilateraler Umweltabkommen sein.

Weiter engagiert sich die Schweiz im Kontext des Zehn-Jahre-Rahmenwerks fiir
nachhaltige Produktions- und Konsummuster des UN-Umweltprogramms (UNEP
10YFP). Insbesondere stellt die Schweiz im Berichtsjahr ihr nationales Engagement
im Bereich des nachhaltigen Offentlichen Beschaffungswesens gegeniiber dem
UNEP 10YFP vor.

Betreffend die bilateralen Investitionsschutzabkommen iiberpriifte die Schweiz ihre
Vertragspraxis und entwickelte diese im Hinblick auf eine bessere Beriicksichtigung
der Nachhaltigkeitsaspekte in diesen Abkommen weiter (vgl. Ziff. 5.4.1).

Die im Berichtsjahr unterzeichneten Freihandelsabkommen (FHA) mit Georgien
und mit den Philippinen enthalten ein Kapitel iiber Handel und nachhaltige Entwick-
lung (vgl. Ziff. 4.1). Die Aufhahme eines solchen Kapitels in die bestehenden FHA
mit Albanien und Serbien wurde vom Schweizer Parlament genehmigt und ratifi-
ziert, wie auch der Beitritt Guatemalas zum FHA mit den zentralamerikanischen
Staaten, das ebenfalls ein solches Kapitel enthélt. Auch in den laufenden FHA-
Verhandlungen (vgl. Ziff. 4.1) setzten sich die Schweiz und ihre EFTA-Partner
weiterhin fiir die Aufnahme von Bestimmungen iiber Handel und nachhaltige Ent-
wicklung in diese Abkommen ein.

Im Rahmen der Uberwachung der bestehenden FHA mit Bestimmungen iiber Han-
del und nachhaltige Entwicklung durch regelmissige Treffen der Gemischten Aus-
schiisse wurde im Berichtsjahr das bilaterale FHA zwischen der Schweiz und China
gepriift. Im Hinblick auf das Treffen des Gemischten Ausschusses des FHA
Schweiz-China das im September in Peking stattfand (vgl. Ziff. 4.2) konsultierte das
SECO die zustdndigen Stellen der Bundesverwaltung und bezog die Dachverbénde,
Unternehmen und andere interessierte Organisationen ein (Kommission fiir Wirt-
schaftspolitik, Verbindungsgruppe WTO/FHA, tripartite Kommission fiir Angele-
genheiten der IAO).%! Aus diesen Konsultationen ergaben sich keine speziellen
Fragen zur Umsetzung der Nachhaltigkeitsbestimmungen des FHA und des Paral-
lelabkommens iiber die Zusammenarbeit in Arbeits- und Beschéftigungsfragen.
Dennoch bot das Treffen den Delegationen eine gute Gelegenheit, sich iiber ver-
schiedene Themenbereiche im Zusammenhang mit der nachhaltigen Entwicklung
auszutauschen.

Gemiiss den Bestimmungen des Umweltkapitels des FHA Schweiz-China, sollen die
beiden Parteien ihre Zusammenarbeit in den internationalen Gremien, denen sie
angehoren, verstarken. Diesbeziiglich bekréftigten die Delegationen im Hinblick auf
die plurilateralen Verhandlungen fiir ein WTO-Umweltgiiterabkommen (EGA) ihren
Willen, ein sowohl im Bereich Handel wie auch im Bereich Umweltschutz ambitio-
niertes Abkommen abzuschliessen (vgl. Ziff. 2.1). Zudem erérterten sie die laufen-
den bilateralen Umweltkooperationsprojekte, insbesondere in den Bereichen griine
Technologien und Bewiltigung der Folgen des Klimawandels. China lobte die gute
Zusammenarbeit mit der Schweiz in diesen Bereichen und dusserte den Wunsch, die
Maoglichkeit weiterer Umweltkooperationsprojekte unter dem FHA zu priifen.

91 Vgl. betreffend Konsultationsmechanismen: Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2014,
Ziff. 5.5.1, BB1 2015 1457 1530.
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Weiter stellten die Delegationen fest, dass das parallel zum FHA abgeschlossene
Abkommen von 2013 iiber die Zusammenarbeit in Arbeits- und Beschéftigungsfra-
gen und der darauf gestiitzte Dialog gut funktionieren. In diesem Zusammenhang
wurde die bestehende Zusammenarbeit durch ein Verstindigungsprotokoll, das
anldsslich des Besuchs von Bundesprasident Schneider-Ammann im April in China
unterzeichnet wurde, um die Bereiche Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz
erweitert. Die chinesische Delegation begriisste die Teilnahme der Schweiz am
achten internationalen Forum zur Arbeitssicherheit im September in Peking. Anléss-
lich des Besuchs einer chinesischen Expertendelegation in der Schweiz tauschten die
Schweiz und China im Oktober Erfahrungen im Bereich der Sozialpartnerschaft
sowie in Bezug auf Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz aus. Die chinesische
Seite interessierte sich dabei insbesondere fiir die Rolle der Sozialpartner — sowohl
in den tripartiten Kommissionen wie auch in den Unternehmen — bei der Verbesse-
rung der Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz.

Weiter unterstiitzte die Schweiz in China Kooperationsprojekte, die die Arbeitsbe-
dingungen und zugleich die Produktivitdt der Unternehmen verbessern. So unter-
stiitzte die Schweiz das Projekt SCORE (Sustaining Competitive and Responsible
Enterprises) der IAO zur Verbesserung der Produktivitét, der Nachhaltigkeit und der
Qualitdt der Arbeitsplitze in kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) unter
anderem in China. Das SCORE-Projekt bietet in Zusammenarbeit mit lokalen Part-
nerorganisationen praktische Ausbildungen und Firmenberatungen an. Uber 130
chinesische KMU mit insgesamt rund 62 000 Beschéftigten in China nahmen bisher
am SCORE-Projekt teil. Gemidss den von der IAO erhobenen Daten ging die Zahl
der Arbeitsunfille in chinesischen KMU, die an SCORE teilnehmen, um 34 Prozent
zuriick. Dariiber hinaus stieg die Zufriedenheit am Arbeitsplatz in den am Projekt
beteiligten Unternehmen, wie der Riickgang der Differenzen zwischen Arbeitneh-
menden und Vorgesetzten zeigte. Parallel dazu verbesserte SCORE die Produktivitit
der KMU und somit ihre Chance, die globalen Lieferketten zu nutzen. Anniahernd
60 Prozent der Unternehmen konnten die Fehlerquote in der Produktion senken.
Zudem wurde die Produktion umweltfreundlicher, denn rund die Halfte der be-
troffenen KMU konnte ihren Material- und Energieverbrauch reduzieren. Auch die
Arbeitnehmenden profitierten von der steigenden Produktivitit, indem die Halfte der
am Projekt beteiligten Unternehmen die Lohne ihrer Angestellten erhohten. Die
Schweiz und China dusserten Zufriedenheit mit dem regelmédssigen Dialog sowie
mit den Zusammenarbeitsprogrammen im Bereich Arbeit und Beschiftigung und
vereinbarten, diese weiterzufiihren.

Die Unterstiitzung des SCORE-Projekts erfolgt im Rahmen der handelspolitischen
Massnahmen der Entwicklungszusammenarbeit, mit denen die Schweiz einen um-
welt- und sozialvertrdglichen, inklusiven und damit nachhaltigen Handel fordert.
Ziel ist es, die Partnerldnder bei der Schaffung von giinstigen Rahmenbedingungen
fiir den Handel und bei der Stirkung der internationalen Wettbewerbsfahigkeit des
Privatsektors zu unterstiitzen. In Vietnam, mit dem die EFTA-Staaten iiber ein FHA
verhandeln (vgl. Ziff. 4.1), finanziert die Schweiz etwa den Aufbau eines landeswei-
ten Netzwerks von lokalen Handelsforderorganisationen, das exportwillige KMU in
bestimmten Sektoren bei der Erschliessung von Exportmérkten gezielt unterstiitzt.
Dies soll zur Einbindung Vietnams in das internationale Handelssystem beitragen
sowie zur Stirkung der Wettbewerbsfihigkeit vietnamesischer KMU und damit zu
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hoheren Einkommen sowie zur Schaffung von mehr und besseren Arbeitsplitzen
fithren. Ende Oktober besuchte eine hochrangige tripartite Delegation (SECO,
Arbeitgeber, Gewerkschaften) Vietnam. Die Delegation nahm an einer Konferenz zu
den Themen Forderung des sozialen Dialogs, der Produktivitit und der Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen teil. In bilateralen Gesprichen mit dem vietnamesi-
schen Vizeminister fiir Arbeit und den vietnamesischen Sozialpartnern wurden die
Themen Arbeitsmarkt und Beschiftigungspolitik, Arbeitslosenversicherung sowie
Forderung des sozialen Dialogs diskutiert.

In Indonesien engagierte sich die Schweiz im Berichtsjahr insbesondere in den
Sektoren Kakao und Tourismus. Das SECO fordert seit 2012 eine breit abgestiitzte
offentlich-private Partnerschaft, in deren Rahmen gut 130 000 Kleinbauern dabei
unterstiitzt werden, die Kakao-Produktion in Einklang mit internationalen Nachhal-
tigkeitsstandards zu verbessern und dadurch positive Auswirkungen auf ihr Ein-
kommen und die Lebensbedingungen ihrer Familien zu erzielen.

5.5.2 Rohstoffe

Der Bundesrat hiess den dritten Bericht zum Stand der Umsetzung der Empfeh-
lungen aus dem Grundlagenbericht Rohstoffe gut. Im Berichtsjahr wurden wei-
tere wichtige Fortschritte (z. B. im Bereich der Rohstofftransparenz und der
nachhaltigen Wertschopfungsketten) erzielt und der Dialog mit bundesexternen
Akteuren sowie innerhalb der interdepartementalen Plattform Rohstoffe wurde
weitergefiihrt. Der Bundesrat setzt sich weiterhin fiir die Stdrkung der Wettbe-
werbsfihigkeit sowie die Verringerung der Risiken im Zusammenhang mit Men-
schenrechten, Umwelt- und Sozialstandards, der Korruption und der Reputation
im Rohstoffsektor ein.

Waihrend auf internationaler Ebene, beispielsweise im Rahmen der G20 sowie in der
internationalen Presse, das Interesse an der Rohstoffthematik tendenziell abnahm,
blieb die Rohstoffbranche national weiterhin im Fokus. Die Herausforderungen im
Zusammenhang mit dem Schweizer Rohstoffsektor haben sich seit der Veroftentli-
chung des Grundlagenberichts Rohstoffe im Jahr 2013 nicht geéndert.

Der Rohstoffsektor und insbesondere der Rohstofthandel sind fiir die Schweiz
bedeutende Wirtschaftszweige. Die Einnahmen aus dem Transithandel fielen im
Vergleich zu den Hochststdnden zwischen 2010 und 2012 in den letzten zwei Jahren
zwar leicht tiefer aus, entsprachen im Berichtsjahr aber immer noch rund 3,9 Prozent
des Schweizer BIP. Wie die dritte Berichterstattung zum Stand der Umsetzung der
Empfehlungen®? aus dem Grundlagenbericht Rohstoffe?3 des Bundesrats zeigt, steht
die Schweiz mit ihren Anstrengungen zur Gewdhrleistung eines sowohl wettbe-

92 Vgl. Medienmitteilung «Weitere Fortschritte beim Thema Rohstoffe erzielt» vom
2. Dezember 2016 (www.news.admin.ch > Dokumentation).

93 Vgl. Medienmitteilung «Der Bundesrat verdffentlicht den «Grundlagenbericht Rohstof-
fey» vom 27. Mérz 2013 (www.news.admin.ch > Dokumentation).
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werbsfahigen als auch integren Rohstoffhandelsplatzes im internationalen Vergleich
gut da.

Der Bundesrat wird sich weiterhin fiir die Stirkung der Wettbewerbsfahigkeit sowie
die Verringerung der Risiken im Zusammenhang mit Menschenrechten, Umwelt- und
Sozialstandards, die Verringerung der Korruption und die Verbesserung der Reputa-
tion im Rohstoffsektor einsetzen und ist zuversichtlich, dass die Empfehlungen in den
néchsten ein bis zwei Jahren mehrheitlich umgesetzt werden kénnen. Er beauftragte
die interdepartementale Plattform Rohstoffe, bis November 2018 eine Neubeurteilung
der Lage der Schweizer Rohstoffbranche betreffend Wettbewerbsfahigkeit und Integ-
ritdt vorzunehmen.

Transparenz und nachhaltige Wertschopfungsketten

Der Bundesrat verabschiedete am 23. November% die Botschaft zur Anderung des
Obligationenrechts (Aktienrecht). Diese sicht Transparenzbestimmungen fiir Roh-
stoffextraktionsunternehmen beziiglich ihrer Zahlungen an staatliche Stellen vor.
Das Parlament wird die Beratung der Aktienrechtsrevision in der ersten Hélfte 2017
aufnehmen. Anlésslich des Antikorruptions-Gipfels in London verpflichtete sich die
Schweiz, Moglichkeiten fiir globale Transparenz- und Berichterstattungs-Standards
im Rohstofthandel zu priifen. Auch die von der Extractive Industry Transparency
Initiative (EITI) eingesetzte Arbeitsgruppe setzte sich im Berichtsjahr vertieft mit
der Frage auseinander, wie die Transparenz im Rohstofthandel innerhalb von EITI
gefordert werden kann. Die Schweiz beteiligt sich aktiv in der Arbeitsgruppe und
unterstiitzt die Pilotprojekte finanziell. Betreffend nachhaltige Wertschdpfungsketten
engagierte sich die Schweiz fiir die Umsetzung des OECD-Leitfadens zur Sorgfalts-
priifung beziiglich Lieferketten fiir Mineralien aus Konflikt- und Hochrisikogebieten
und informierte Schweizer Unternehmen iiber den Leitfaden. Im Berichtsjahr wurde
ausserdem die zweite Phase der Better-Gold-Initiative vorbereitet, die auf Kolum-
bien und Bolivien ausgeweitet wird und mit der eine substanzielle Erhéhung
der gehandelten Mengen von verantwortungsvollem Gold aus dem Kleinbergbau
erreicht werden soll. Auch das Ubereinkommen%5 von Minamata iiber Quecksilber,
das eine nachhaltige Goldproduktion in kleinen und mittleren Betrieben fordert,
unterstiitzt indirekt die Aktivitdten der Better- Gold-Initiative.

Unternehmensverantwortung

Die Vertreter der Bundesverwaltung, der Kantone, der Rohstoffhandelsunternehmen
und der Nichtregierungsorganisationen einigten sich im Rahmen der Empfehlung 11
des Grundlagenberichts Rohstoffe darauf, in einem ersten Schritt einen Leitfaden zur
Umsetzung der UNO-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte fiir Roh-
stoffhandelsunternehmen auszuarbeiten. Im Berichtsjahr wurde eine Bestandesauf-
nahme der Branche und von deren Herausforderungen im Bereich Menschenrechte
erstellt. Gestiitzt darauf soll bis Sommer 2017 der Leitfaden mit Empfehlungen zur
menschenrechtlichen Sorgfaltspriifung und Berichterstattung erarbeitet werden. Des

94 Vgl. Medienmitteilung «Bundesrat will modernes Aktienrecht» vom 23. November 2016
(www.news.admin.ch > Dokumentation).

95 Vgl. www.bafu.admin.ch >Themen A-Z > Chemikalien > Fachinformationen > Internati-
onales > Minamata Quecksilber-Ubereinkommen.
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Weiteren nahm das UNEP International Resource Panel®® seine Arbeiten im Be-
reich der Rohstoffgouvernanz auf. Die Schweiz verfolgt diese Arbeiten aufmerksam,
da sie sich fiir eine Stiarkung der 6kologischen Verantwortung in der Rohstoffbran-
che einsetzt, wie dies der Aktionsplan Griine Wirtschaft von 2013 sowie dessen
Weiterentwicklung fiir 2016-2019 vorsehen.®7

Forderung des Dialogs

Der Dialog mit den verschiedenen Interessenvertretern wurde weiter gefestigt und seit
der Publikation des Grundlagenberichts Rohstoffe wesentlich verbessert. Dies ver-
deutlichten auch der dritte und vierte «Roundtable Rohstoffe», die auf Einladung des
Staatssekretariats des Eidgendssischen Departements fiir auswértige Angelegenhei-
ten, des Staatssekretariats fiir internationale Finanzfragen und des SECO im Februar
und November stattfanden. Verwaltungsintern trafen sich ausserdem die von der
Rohstoffthematik betroffenen Bundesdmter im Rahmen der interdepartementalen
Plattform Rohstoffe wihrend des Berichtsjahrs mehrmals zur aktuellen Lageeinschiét-
zung.

553 Klima und Energie

Das Klimaiibereinkommen von Paris trat am 4. November in Kraft. Anschlies-
send nahmen die Vertragsparteien an der UN-Klimakonferenz von Marrakesch
die Umsetzung des Ubereinkommens an die Hand und legten erste Modalitiiten

fest.

Im Berichtsjahr wurden mehrere Wirtschaftsmissionen ins Ausland organisiert,
um Schweizer Technologien zu fordern und die Kooperation im Energiebereich
zu verstdrken.

Klima

Das im Dezember 2015 verabschiedete und am 4. November 2016 in Kraft getretene
Ubereinkommen von Paris stand im Zentrum der UN-Klimakonferenz, die vom
7. bis 18. November in Marrakesch stattfand. In Marrakesch fand das erste Treffen
der Parteien des Ubereinkommens von Paris statt, zu denen viele der grossten Emit-
tenten wie China, USA, Indien, Brasilien, Kanada, Mexiko und die EU gehoren. Die
Schweiz nahm an diesem Treffen als Beobachterin teil, da sie das Ubereinkommen
von Paris noch nicht ratifiziert hat. Bei der Konkretisierung der Verpflichtungen
unter dem Pariser Ubereinkommen machten die Parteien in verschiedenen Bereichen
Fortschritte, etwa bei den Regeln zur Formulierung und Einreichung nationaler
Emissionsziele sowie bei den Regeln zur Nutzung von Marktmechanismen und zur
Transparenz beziiglich der globalen Klimaschutzbemiihungen. Die Industrielander

96 Vgl. www.unep.org > Resource Panel.
97 Vgl. www.bafu.admin.ch > Themen A-Z > Wirtschaft > Fachinformationen > Griine
Wirtschaft > Politischer Auftrag.
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stellten zudem in einem gemeinsamen Plan vor, wie sie die ab 2020 in Aussicht
gestellten 100 Milliarden US-Dollar zur Unterstiitzung von Entwicklungsldandern aus
verschiedenen Quellen zu mobilisieren beabsichtigen (Roadmap). Auch wurden in
Marrakesch verschiedene neue Initiativen lanciert, um die globalen Treibhaus-
gasemissionen bereits vor 2020 spiirbar zu senken.

Zur Umsetzung des Ubereinkommens von Paris erarbeitete der Bundesrat im Be-
richtsjahr eine Totalrevision des CO-Gesetzes vom 23. Dezember 2011,98 das die
Ziele und Massnahmen der Schweiz bis 2030 rechtlich verankert. Die Vernehmlas-
sung dazu dauerte bis Ende November.%9

Energie

Im Berichtsjahr besuchte die Vorsteherin des UVEK mit Wirtschaftsdelegationen
das Vereinigte Konigreich, Indonesien, China und Kanada. Mit Schweden verein-
barte die Schweiz, ab 2017 einen regelmassigen Energiedialog aufzunehmen, um
sich zu Themen wie der Wettbewerbsfahigkeit der Wasserkraft auszutauschen. Der
Direktor des Bundesamtes fiir Energie (BFE) empfing den Umwelt- und Energiemi-
nister von Baden-Wiirttemberg zum jdhrlichen Energiedialog. Das BFE organisierte
mit schweizerischen und amerikanischen Partnern zum dritten Mal ein Forum zum
Thema Energieinnovation, das im August in San Francisco mit grosser Beteiligung
von Schweizer Vertretern aus Wirtschaft und Wissenschaft stattfand.

In der Frage der Strommarktliberalisierung und des Stromabkommens mit der EU
beabsichtigt der Bundesrat, 2017 eine Standortbestimmung betreffend die volle
Strommarktoffnung vorzunehmen.

55.4 Migration

Der interdepartementale Ausschuss fiir internationale Migrationszusammenarbeit
(IMZ) {iiberpriifte auch im Berichtsjahr die mogliche Verkniipfung des Themas
Migration mit den aussenwirtschaftlichen Dossiers. Zudem wurde das Staatssekreta-
riat fiir Migration (SEM) zu den relevanten internationalen Kontakten im bilateralen
Wirtschaftsbereich begriisst. Weiter wurde das SEM zu Verhandlungen tiber FHA
und ISA konsultiert. An den Verhandlungen iiber FHA nimmt das SEM regelmaéssig
teil.

98 SR 641.71
99 www.admin.ch > Bundesrecht > Vernchmlassungen > Abgeschlossene Vernehmlassun-
gen > UVEK.
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5.6 Internationales Wettbewerbsrecht

Angesichts der zunehmenden Globalisierung der Lieferketten bleibt die interna-
tionale Zusammenarbeit zwischen den Wettbewerbsbehdrden ein wichtiges An-
liegen der Schweiz. Auch in Freihandelsabkommen wird diesem Aspekt vermehrt
Rechnung getragen.

Die internationale Zusammenarbeit zwischen Wettbewerbsbehorden wird seit eini-
gen Jahren immer wichtiger, weil sich wettbewerbswidrige Verhaltensweisen immer
héufiger auf zwei oder mehr Staatsgebiete auswirken.!90 Das am 1. Dezember 2014
in Kraft getretene Kooperationsabkommen zwischen der Schweiz und der EU!0!
ermdglicht unter anderem die Koordination von Untersuchungsmassnahmen und den
Informationsaustausch bei parallel in der Schweiz und in der EU gefiihrten Verfah-
ren zu Wettbewerbsbeschrinkungen oder Unternehmenszusammenschliissen. Ge-
stiitzt darauf fanden im Berichtsjahr regelméssige Kontakte zwischen der Wettbe-
werbskommission (WEKO) und der Européischen Kommission statt, unter anderem
in parallelen Verfahren im Bereich der Finanzdienstleistungen.

In gewissen Fillen bestehen im Wettbewerbsrecht innerhalb der EU parallele Zu-
standigkeiten zwischen der Europdische Kommission und den Mitgliedstaaten. Aus
diesem Grund nahm die Schweiz mit ausgewéhlten Nachbarldndern exploratorische
Gespriche iliber die Machbarkeit und den Nutzen von dhnlichen Kooperationsab-
kommen wie jenem zwischen der Schweiz und der EU auf.

Der Bundesrat unterstiitzte zusammen mit der WEKO weiterhin die Arbeiten des
Wettbewerbsausschusses der OECD zu den sogenannten «disruptiven Innovatio-
neny, die sich neue Technologien in bahnbrechender Weise zunutze machen. Bei-
spielsweise verdndern das Internet und Mobiltelefone die bestehenden Markte teil-
weise drastisch. So entstehen neue Geschéiftsmodelle wie Airbnb und Uber, welche
die bisherigen Marktteilnehmer und die Regulierungsbehdrden vor neue Herausfor-
derungen stellen. Nach den Dienstleistungen fiir Ubernachtungsbuchungen und den
Finanzdienstleistungen setzten sich die Delegationen im Berichtsjahr mit den
Rechtsdienstleistungen auseinander. Aus den Diskussionen ging hervor, dass die
Technologie das Potenzial hat, einfachere und routineméssige Anwalts- und Notari-
atsdienste zu ergénzen und teilweise zu ersetzen. Ein weiteres Thema war die Stér-
kung des Wettbewerbs bei den o6ffentlichen Beschaffungen — ein Bereich, fiir den
momentan Leitlinien fiir die Wettbewerbsbehdrden ausgearbeitet werden.

Die Arbeiten der OECD und die daraus hervorgehenden Empfehlungen haben sich
auch als Richtschnur fiir die Verhandlung von Freihandelsabkommen etabliert. In
diesen Abkommen spielen Wettbewerbsfragen eine zunehmend wichtige Rolle, so
im Berichtsjahr etwa in den exploratorischen Gesprichen der EFTA-Staaten mit
Kanada und mit Mexiko (vgl. Ziff. 4.2).

100 vgl. Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2014, BB 2015 1457 1538.
101 SR 0.251.268.1
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5.7 Offentliches Beschaffungswesen

Die Arbeiten zur Revision des Beschaffungsrechts wurden im Berichtsjahr wei-
tergefiihrt. Die entsprechenden Botschaften sollen im ersten Quartal 2017 dem
Parlament unterbreitet werden. Die Schweiz wird das revidierte WTO-Uberein-
kommen iiber das dffentliche Beschaffungswesen ratifizieren, sobald die revi-
dierten Beschaffungsgesetzgebungen auf den Stufen Bund und Kantone geneh-
migt sind.

Der Gemischte Ausschuss des bilateralen Abkommens Schweiz-EU iiber das
offentliche Beschaffungswesen tagte im Berichtsjahr zum zwolften Mal seit
Inkrafitreten des Abkommens.

Mit verschiedenen Partnern wurden im Rahmen von Freihandelsabkommen
Verhandlungen iiber Regeln fiir das dffentliche Beschaffungswesen gefiihrt.

Das Ubereinkommen vom 15. April 1994102 {iber das offentliche Beschaffungswe-
sen (GPA) zihlt heute 47 WTO-Mitglieder, darunter die EU und ihre 28 Mitglied-
staaten. Das revidierte GPA (GPA 2012) wurde am 30. Mérz 2012 unterzeichnet
und trat am 6. April 2014 in Kraft. Die Schweiz ist die letzte Vertragspartei des GPA
von 1994, welche das GPA 2012 noch nicht ratifiziert hat. Im Rahmen der Umset-
zung der Anforderungen des GPA 2012 begleitete eine Arbeitsgruppe, bestehend aus
Beschaffungsexperten des Bundes und der Kantone, die Harmonisierung der Be-
schaffungsgesetzgebungen. Auf Bundesebene wird der Bundesrat im ersten Quartal
2017 dem Parlament die Botschaft zum revidierten GPA und parallel dazu die
Botschaft zur Revision des Bundesgesetzes vom 16. Dezember 1994103 {iber das
offentliche Beschaffungswesen (B6B) unterbreiten. Auf kantonaler Ebene wird sich
das Interkantonale Organ iiber das offentliche Beschaffungswesen mit der revidier-
ten interkantonalen Vereinbarung iiber das 6ffentliche Beschaffungswesen befassen.
Der Bundesrat wird die Ratifikation des GPA 2012 vornehmen, sobald das revidierte
GPA, das revidierte B6B sowie die revidierte interkantonale Vereinbarung geneh-
migt sind. Die Schweiz wird dem revidierten GPA somit frithestens im Herbst 2017
beitreten konnen. Bis dann bleibt die Schweiz durch das GPA 1994 gebunden. Die
Koexistenz beider Abkommen ist mit zusétzlichen administrativen Kosten fiir das
WTO-Sekretariat und andere WTO-Mitglieder verbunden. Ausserdem koénnen die
Schweizer Anbieter noch nicht von den Verbesserungen des GPA 2012 und insbe-
sondere vom Zugang zu den zusétzlich erschlossenen Beschaffungen profitieren.

Moldawien und die Ukraine hinterlegten im Berichtsjahr ihre Ratifikationsinstru-
mente und sind nun formell Mitglieder des revidierten GPA. Die Beitrittsverfahren
Australiens, Chinas, Jordaniens, Kirgisistans und Tadschikistans wurden im Be-
richtsjahr fortgesetzt. Beitrittsverhandlungen mit Russland sollen 2017 aufgenom-
men werden. Ferner fiihrten die Mitglieder die im Rahmen des GPA 2012 beschlos-
sene Arbeitsprogramme betreffend insbesondere den Marktzugang fiir KMU, die

102 SR 0.632.231.422
103 SR 172.056.1
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nachhaltige Entwicklung und die Statistiken mit Blick auf die 2017 beginnende
Revision des GPA 2012 weiter.

An der zwolften Sitzung des Gemischten Ausschusses des bilateralen Abkommens
vom 21. Juni 1999104 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der
Europdischen Gemeinschaft iiber bestimmte Aspekte des oOffentlichen Beschaf-
fungswesens hielten die Parteien fest, dass das Abkommen gut funktioniert und
einen wichtigen Eckpfeiler fiir den gegenseitigen Marktzugang im Bereich des
offentlichen Beschaffungswesens darstellt. Sie behandelten zudem Fragen zum
Marktzugang und tauschten Informationen iiber die Weiterentwicklung der Gesetz-
gebungen zum Offentlichen Beschaffungswesen in der EU und der Schweiz sowie
iiber internationale Verhandlungen aus.

Die Schweiz unternahm weitere Anstrengungen, um die GPA-Regeln in ihre Frei-
handelsabkommen einzuschliessen. So enthalten die neu abgeschlossenen FHA mit
Georgien und mit den Philippinen (vgl. Ziff. 4.1) Kapitel zum 6ffentlichen Beschaf-
fungswesen. Mit Indonesien, Malaysia und Vietnam wurden entsprechende Ver-
handlungen weitergefiihrt und mit Ecuador neu aufgenommen (vgl. Ziff. 4.). Mit
Chile und Mexiko sollen die Regeln fiir das oOffentliche Beschaffungswesen im
Rahmen der Revision der bestehenden Freihandelsabkommen an das revidierte GPA
angepasst werden.

5.8 Schutz des geistigen Eigentums

In den multilateralen Organisationen setzte sich die Schweiz auf dem Gebiet des
geistigen Eigentums weiterhin insbesondere fiir den Schutz geografischer Anga-
ben und fiir den Schutz genetischer Ressourcen und traditionellen Wissens ein.

Auf bilateraler Ebene konzentrierten sich die Tdtigkeiten darauf, den Handel mit
innovativen Produkten und Dienstleistungen zu fordern und entsprechende
Rechte am geistigen Eigentum auch in Freihandelsabkommen angemessen zu
schiitzen.

5.8.1 Schutz des geistigen Eigentums in internationalen
Organisationen

Bei der Weltorganisation fiir geistiges Eigentum (WIPO) war das durch die Genfer
Akte vom Mai 2015 revidierte Lissaboner Abkommen iiber den Schutz von
Ursprungsbezeichnungen und geografischen Angaben von 1958 in der Berichts-
periode Gegenstand intensiver Diskussionen. Die Schweiz ist diesem internationalen
Abkommen nicht beigetreten, beteiligt sich jedoch aktiv an den Gespriachen. Sobald
bestimmte Schliisselfragen wie die Finanzierung des Systems und der Beitritt der

104 SR 0.172.052.68
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aktuellen Mitglieder des Abkommens zur Genfer Akte geklart sind, wird die
Schweiz iiber einen moglichen Beitritt entscheiden.

Nach der Verabschiedung eines neuen Mandats fiir den Zeitraum 20162017 wur-
den im Berichtsjahr in der WIPO die Verhandlungen iiber ein Abkommen zum
Schutz genetischer Ressourcen und traditionellen Wissens fortgesetzt. Die Verhand-
lungstexte konnten formell iiberarbeitet werden, inhaltlich wurden aufgrund der
nach wie vor stark divergierenden Positionen der Mitgliedstaaten der WIPO jedoch
keine substanziellen Fortschritte erzielt. Die Schweiz engagiert sich in diesen Arbei-
ten als Vermittlerin. Sie fithrt eine Koalition von elf interessierten Staaten!05 an, die
den Verhandlungsprozess mit Textentwiirfen und Kompromissvorschldgen unter-
stiitzt.

Im Rahmen des Massnahmenpakets zur Modernisierung des Schweizer Urheber-
rechts sollen dem Parlament zwei volkerrechtliche Vertrdge zur Genehmigung
vorgelegt werden. Es handelt sich um den Vertrag von Peking vom 24. Juni 2012
iiber den Schutz von audiovisuellen Darbietungen sowie um den Vertrag von Marra-
kesch vom 27. Juni 2013 iiber die Erleichterung des Zugangs zu verdffentlichten
Werken fiir blinde, sehbehinderte oder sonst lesebehinderte Menschen. Die Ver-
nehmlassung zu den beiden Abkommen wurde im Berichtsjahr abgeschlossen. Der
Bundesrat veroffentlichte den Vernehmlassungsbericht am 2. Dezember.106

Der verbesserte Schutz von geografischen Angaben war bereits in der Doha-
Welthandelsrunde der WTO von 2001 bis 2015 ein wichtiges Anliegen der Schweiz.
Die damalige Koalition gleichgesinnter Staaten setzt sich weiter dafiir ein, dass das
Anliegen auf der kiinftigen WTO-Agenda bleibt und ldngerfristig einer Losung
zugefiihrt werden kann. Im TRIPS-Rat!07 unterstiitzt die Schweiz zusammen mit
einer Gruppe gleichgesinnter Staaten das Thema Immaterialgiiterrecht und Innova-
tion (Intellectual Property and Innovation). Der Rat behandelte im Berichtsjahr die
drei Unterthemen «Education and diffusion», «Sustainable resource and low emissi-
on technology strategy» und «Regional innovation modelsy. In einer breiten Diskus-
sion im Rat tauschten die WTO-Mitglieder ihre Erfahrungen aus, wie die Vermitt-
lung von Wissen iiber das geistige Eigentum zur Innovationsfahigkeit der
Unternehmen und Hochschulen sowie zu einer erhohten Akzeptanz des geistigen
Eigentums in der Gesellschaft beitragen kann.

Im Berichtsjahr wurde die ndtige Anzahl Ratifikationen, damit eine Anderung des
TRIPS-Abkommens in Kraft treten kann, fast erreicht. Mit der Anderung kann eine
Exportzwangslizenz zur Herstellung und zum Export von patentierten Medikamen-
ten in Entwicklungsldnder vergeben werden, die von einem schweren 6ffentlichen
Gesundheitsproblem betroffen sind, selber aber iiber keine eigenen Produktionska-
pazititen im pharmazeutischen Bereich verfligen. Es ist zu erwarten, dass diese
Anderung 2017 in Kraft treten wird. Der Beschluss des Generalrats von 2005 hatte
diese Moglichkeit tempordr bereits vor Inkrafttreten der Revision des TRIPS-

105 Australien, Heiliger Stuhl, Kolumbien, Kenia, Malawi, Mosambik, Nigeria, Neuseeland,
Norwegen, Panama und Schweiz.

106 Vgl. Medienmitteilung «Modernisierung des Urheberrechts grundsitzlich begriisst» vom
2. Dezember 2016 (www.news.admin.ch > Dokumentation).

107 TRIPS: Trade-Related Aspects of Intellectual Property Rights; deutsch: handelsbezogene
Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums.
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Abkommens genehmigt. Auf der Basis dieses Beschlusses hatte die Schweiz diese
Regelung im Rahmen der Revision des Patentgesetzes vom 25. Juni 1954108 yon
2008 ins nationale Gesetz iiberfiihrt.

5.8.2 Schutz des geistigen Eigentums auf bilateraler Ebene

Der Schutz von Rechten an geistigem Eigentum der Schweizer Marktteilnehmer
stellt ein wesentliches Element der FHA-Verhandlungen mit Drittstaaten dar
(vgl. Zift. 4). Die Schweiz verbessert mit solchen Abkommen nicht nur den Markt-
zugang, sondern vereinbart dariiber hinaus Regeln, die iiber den multilateralen
Mindeststandard hinausgehen. Dazu gehort geméss dem vom Parlament dem Bun-
desrat erteilten Auftrag!%® auch der Schutz der geografischen Angaben. Nach dem
Abschluss der FHA-Verhandlungen zwischen den EFTA-Staaten und Georgien
(vgl. Ziff. 4.1) vereinbarte die Schweiz mit Georgien, Verhandlungen fiir ein bilate-
rales Abkommen iiber den Schutz ihrer jeweiligen geografischen Angaben aufzu-
nehmen.

Auf operationeller Ebene wurden die Bemiithungen fiir den Schutz der Bezeichnung
«Schweiz» und des Schweizerkreuzes sowie fiir die Bekdmpfung der missbriauchli-
chen Verwendung von Schweizer Herkunftsangeben im Ausland fortgesetzt. Mit
dem Inkrafitreten der «Swissness»-Gesetzgebung am 1. Januar 2017 ist das Eidge-
nossische Institut fiir Geistiges Eigentum (IGE) neu klageberechtigt, was auch im
Ausland eine bessere Durchsetzung der Rechte ermdglichen wird. 110

Mit der vom Bundesamt fiir Kommunikation (BAKOM) verwalteten neuen Top
Level Domain «.swiss» eroffnete sich fiir Schweizer Unternehmen die Mdglichkeit,
ihre Herkunft und die damit verbundenen Werte auch im Internet klar kenntlich zu
machen. Im Berichtsjahr wurden bereits rund 17 000 Bezeichnungen mit der Inter-
netendung «.swiss» zugeteilt. Neben zahlreichen KMU und borsenkotierten Unter-
nehmen verfligen auch viele Schweizer Hotels, Tourismusvereine und Bergbahnen
iiber eine «.swiss»-Adresse.

Im Rahmen des vom IGE und dem chinesischen Patentamt abgeschlossenen Memo-
randum of Understanding wurde der Dialog zum Thema geistiges Eigentum im
Berichtsjahr fortgesetzt. Anldsslich eines Treffens zwischen dem IGE und dem
chinesischen Patentamt fand eine Diskussion iiber von der Industrie aufgeworfene
Fille im Bereich Patente und Designs statt.

Bei der technischen Zusammenarbeit auf dem Gebiet des geistigen Eigentums
verfolgte die Schweiz im Berichtsjahr bilaterale Projekte mit Kolumbien, Ghana,
Indonesien und Serbien. Bei den drei letztgenannten Landern wurde eine zweite
Phase der Zusammenarbeit ausgeldst. Diese Projekte sehen die Festlegung einer
politischen Strategie im Bereich des geistigen Eigentums, die Optimierung der

108 SR 232.14

109 Motion der Kommission fiir Rechtsfragen des Stéinderates vom 19. Juni 2012
(12.3642 «Regelung der Verwendung geografischer Herkunftsbezeichnungen in interna-
tionalen Vertrdgeny).

110 Vgl. www.ige.ch > Herkunftsangaben > Swissness.
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Effizienz der Verfahren fiir die Erteilung von Patenten und fiir den Schutz von
Marken, eine Stirkung des Schutzes geografischer Angaben, den Ausbau von Kom-
petenzen im Bereich Innovation, Wissens- und Technologietransfer sowie die Erar-
beitung von Mechanismen fiir den Schutz des traditionellen Wissens indigener
Gemeinschaften vor. Sie sind individuell auf die Anforderungen des jeweiligen
Partnerlandes zugeschnitten. Mit diesen Projekten tragt die Schweiz zur soziodko-
nomischen Entwicklung und zur Schaffung eines investitionsfreundlichen Klimas in
den Partnerldndern bei. Ausserdem wird mit der Umsetzung der Projekte die Ent-
wicklung bestimmter Wirtschaftszweige gefordert und der Zugang dieser Lander zu
Mirkten mit héherem Innovationsniveau erleichtert.

6 Wirtschaftliche Entwicklungszusammenarbeit

Die Umsetzung der Botschaft iiber die internationale Zusammenarbeit 2013—
2016 wurde erfolgreich abgeschlossen. In diesem Rahmen entwickelte die
Schweiz auch die Zusammenarbeit mit multilateralen Institutionen weiter. Die
Schweiz forderte innovative Finanzierungsmodelle zur Erreichung von Nachhal-
tigkeitszielen und unterstiitzte die Bekdmpfung unlauterer und unrechtmdssiger
Finanzfliisse. Auch die Umsetzung des Klimaiibereinkommens von Paris prdigte
die wirtschaftliche Entwicklungszusammenarbeit im Berichtsjahr. Externe Eva-
luationen unabhdngiger Experten stellten der internationalen Zusammenarbeit
der Schweiz ein gutes Zeugnis aus. Die gewonnenen Erkenntnisse flossen in die
Ausarbeitung der Botschaft zur internationalen Zusammenarbeit 2017-2020 ein.

Der Bundesrat verabschiedete die Botschaft zur internationalen Zusammenar-
beit 2017-2020 und das erneuerte Osthilfegesetz. Das Ziel der wirtschaftlichen
Entwicklungszusammenarbeit 2017-2020 ist die Férderung von nachhaltigem
und inklusivem Wachstum in prioritdren Lindern im Siiden und im Osten. Dies
wird durch vier Wirkungsziele angestrebt: Wirksame Institutionen und Dienst-
leistungen, mehr und bessere Arbeitsplitze, gestdirkter Handel und héhere Wett-
bewerbsfihigkeit sowie emissionsarme und klimaresiliente Wirtschafft.

Die Massnahmen der wirtschaftlichen Entwicklungszusammenarbeit der
Schweiz sind Teil der Aussenwirtschaftsstrategie, die auf sich gegenseitig ergdn-
zenden Bestandteilen beruht (z. B. Freihandelsabkommen und Entwicklungszu-
sammenarbeit) und unter anderem die Integration der Entwicklungs- und Tran-
sitionslinder in die Weltwirtschaft zum Ziel hat. Eine solche Integration
ermoglicht es auch diesen Ldndern, von der globalen Nachfrage und vom
Wachstum der Weltwirtschaft zu profitieren, Wirtschaftswachstum zu generieren
und eigene Ressourcen fiir die 6konomische Entwicklung zu mobilisieren.
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6.1 Internationale Entwicklungen und Diskussionen

6.1.1 Botschaft zur internationalen Zusammenarbeit
2017-2020 als Beitrag zur Umsetzung der Agenda
2030

Bundesrat und Parlament verabschiedeten die Botschaft zur internationalen Zusam-
menarbeit 2017-2020!!! und das erneuerte Bundesgesetz vom 30. September
2016112 {iber die Zusammenarbeit mit den Staaten Osteuropas (Osthilfegesetz). Die
Botschaft wird seit dem 1. Januar 2017 umgesetzt und das Gesetz soll am 1. Juni
2017 in Kraft treten. Die Rahmenkredite flir die internationale Zusammenarbeit
2017-2020 betragen 11,11 Milliarden Schweizerfranken, wovon 1,48 Milliarden auf
die wirtschaftliche Entwicklungszusammenarbeit entfallen.

Die internationale Zusammenarbeit 2017-2020 ist auf die Agenda 2030 fiir nachhal-
tige Entwicklung ausgerichtet. Mit Bezug auf wirtschaftliche Aspekte fokussiert der
Bundesrat seinen Beitrag zur Umsetzung der Agenda 2030 auf vier Wirkungsziele,
die ein nachhaltiges und inklusives Wachstum in den Partnerldndern fordern sollen:
wirksame Institutionen und Dienstleistungen, mehr und bessere Arbeitsplitze,
gestiarkter Handel und hohere Wettbewerbsfahigkeit sowie emissionsarme und
klimaresiliente Wirtschaft. Diese Ziele stimmen mit dem Beitrag der Entwicklungs-
zusammenarbeit zur «Strategie Nachhaltige Entwicklung 20162019 {iiberein, die
am 27. Januar vom Bundesrat verabschiedet wurde.

6.1.2 Migrationskrise und Wirksamkeit
der Entwicklungszusammenarbeit

Der Kontext der internationalen Zusammenarbeit war im Berichtsjahr besonders
durch eine seit dem zweiten Weltkrieg beispiellose Migrations- und Fliichtlingskrise
geprégt. Die internationale Zusammenarbeit der Schweiz trug mit ihren Aktivitéten
zur Armutsbekdmpfung und zur Minderung globaler Risiken bei, die Menschen zur
Flucht veranlassen, und befasst sich damit auch mit den Ursachen von Migrations-
und Fliichtlingsbewegungen. Die Schweiz unterstiitzt ihre Partnerlédnder beispiels-
weise bei der Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir Unternehmen und fiir
Investitionen sowie bei der Stirkung der Wettbewerbsfahigkeit, sie unterstiitzt aber
auch den Privatsektor direkt. Dadurch trdgt die Schweiz zur Schaffung von mehr
und besseren Arbeitspldtzen bei, wodurch der Bevolkerung Perspektiven als Alter-
native zur Migration erdffnet werden sollen. Die Schweiz fordert auch den positiven
Beitrag der Migration zur Entwicklung, beispielsweise mittels Investitionen der
Diaspora in ihren Herkunftslandern.

Der Bericht «SECO zieht Bilanz 2012-2015»113 bestitigte, dass die wirtschaftliche
Entwicklungszusammenarbeit der Schweiz effizient und wirksam ist. Sie erzielte
mehrheitlich gute bis sehr gute Ergebnisse. Die Erfolgsquote lag laut externen

111 BB12016 2333
112 BB12016 7591
113 www.seco-cooperation.admin.ch > Rechenschaftsbericht.
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Evaluationen unabhingiger Experten bei 81 Prozent und wurde im internationalen
Vergleich als hoch eingestuft. Gleichzeitig wurde das globale Umfeld komplexer
und fragiler, wodurch sich die Risiken fiir die Durchfiihrung von Entwicklungsakti-
vitdten erhohten.

6.2 Multilaterale Zusammenarbeit
6.2.1 Weltbankgruppe

Der Abschluss der im Herbst 2012 begonnenen Uberarbeitung der Umwelt- und
Sozialstandards war ein wichtiger Meilenstein fiir die Weltbank. Ziel der Uberarbei-
tung war es, die Standards den sozial- und umweltpolitischen Herausforderungen
anzupassen und den Prozess wirkungsvoller und effizienter zu gestalten.

Ferner wurden die Verhandlungen zur 18. Wiederauffiillung des Entwicklungsfonds
der Weltbankgruppe (International Development Association, IDA) mit einer Auf-
flillung in Rekordhohe abgeschlossen. Neu wird die IDA einen Teil ihrer Finanzmit-
tel auf privaten Kapitalméirkten aufnehmen und kann dadurch mehr Mittel fiir Emp-
fangerlédnder zur Verfligung stellen.

An der Jahresversammlung der Weltbank im Oktober iiberpriifte der Gouverneursrat
die Stimmengewichte der Aktiondre und entschied, die Verteilung anzupassen. Die
Wirtschaftskraft und die finanziellen Beitrdge an die IDA werden kiinftig als Haupt-
kriterien zur Berechnung der Stimmengewichtung dienen. Ferner vereinbarten die
Schweiz und Polen, sich ab 2020 im Vorsitz der Stimmrechtsgruppe im Exekutivrat
abzuwechseln. Die Schweiz behilt den Vorsitz der Stimmrechtsgruppe im Gouver-
neursrat.

6.2.2 Regionale Entwicklungsbanken

Die Europiische Bank fiir Wiederaufbau und Entwicklung (EBRD) nahm im Be-
richtsjahr nordafrikanische Staaten (Agypten, Marokko, Tunesien) und Jordanien
sowie aufgrund der wirtschaftlichen Krise mit befristetem Status erstmals auch
stideuropéische EU-Lénder (Griechenland und Zypern) als Operationslédnder auf.
Seit Anfang des Berichtsjahrs ist auch China Mitglied der EBRD. In Russland
hingegen bewilligte die EBRD aufgrund der Sanktionspolitik weiterhin keine neuen
Projekte.

In der Gruppe der Interamerikanischen Entwicklungsbank (IDB) wurden institutio-
nelle Reformen umgesetzt. Die Mittel des Entwicklungsfonds (FSO) wurden mit
dem Kapital der IDB zusammengefiihrt. Dies starkt die Kapitalisierung der IDB und
ermoglicht es, den drmsten Mitgliedstaaten weiterhin konzessionelle Darlehen zu
gewidhren. Die Schweiz beteiligte sich mit 21,7 Millionen US-Dollar an der Kapital-
erh6hung der Interamerikanischen Investitionsgesellschaft (IIC).

Die Afrikanische Entwicklungsbank (AfDB) fiihrte im Berichtsjahr mehrere strate-
gische und operationelle Reformen durch. Die Bank trieb die Dezentralisierung
voran, um néher bei ihren Partnerldndern zu agieren. Zudem setzte sie sich durch
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eine Konzentration auf fiinf Priorititen (Energie, Landwirtschaft, wirtschaftliche
Diversifikation, Integration von regionalen Mérkten, Ausbau von sozialen und
wirtschaftlichen Méoglichkeiten) klare strategische Ziele. Die Schweiz teilt sich im
Exekutivrat mit Deutschland, Portugal und neu zusitzlich mit Luxemburg einen
gemeinsamen Sitz. Die Verhandlungen zur 14. Wiederauffiillung des Afrikanischen
Entwicklungsfonds (AfDF) wurden im Dezember abgeschlossen. Inhaltlich kon-
zentrierte sich der AfDF auf folgende Querschnittthemen: Fragile Kontexte, wirt-
schaftliche Gouvernanz, Gleichstellung von Frau und Mann sowie Klimawandel.

Bei der Asiatischen Entwicklungsbank (ADB) wurden die Verhandlungen zur
11. Wiederauffiillung ihres konzessionellen Fensters (Asiatischer Entwicklungs-
fonds ADF-12) abgeschlossen. Die Schweiz wird einen Beitrag von 28,03 Millionen
Schweizerfranken an den Fonds leisten und damit ihren Anteil halten. Die Schwei-
zer Anliegen und Interessen wurden ins Programm des ADF aufgenommen, insbe-
sondere die gezielte Forderung des Privatsektors, die Bereitstellung zusitzlicher
Mittel fiir Massnahmen zur Prédvention von Naturkatastrophen und der verstérkte
Fokus auf fragile und konfliktbetroffene Situationen.

6.2.3 Asian Infrastructure Investment Bank

Im Januar fand in Peking die Griindungsversammlung der Gouverneure der Asiati-
schen Infrastruktur Investitionsbank (AIIB) statt, an der auch die Schweiz teilnahm.
Anschliessend nahm die Bank ihre operationellen Tatigkeiten auf. Nach Ablauf der
Referendumsfrist hinterlegte die Schweiz am 25. April die Ratifikationsurkunde
ihres Beitritts bei der AIIB.

Die Schweiz teilt sich im Exekutivrat mit Danemark, Island, Polen, Norwegen,
Schweden und dem Vereinigten Konigreich einen gemeinsamen Sitz, wobei das
Vereinigte Konigreich im Berichtsjahr den Vorsitz ausiibte. Die Schweiz ist in den
ersten beiden Jahren mit einer stellvertretenden Direktorin im Exekutivrat der Bank
vertreten. Finanziell beteiligt sich die Schweiz mit 706,4 Millionen US-Dollar am
Gesamtkapital von 98,2 Milliarden US-Dollar, wovon 141,3 Millionen US-Dollar
einzahlbares Kapital sind.

Die Schweiz hob die Bedeutung einer klaren strategischen Ausrichtung der Bank auf
entwicklungspolitische Ziele hervor und setzte sich fiir einen Schwerpunkt auf
Investitionen in erneuerbare Energien ein.

6.2.4 Green Climate Fund

Der Exekutivrat des Green Climate Fund (GCF) akkreditierte im Berichtsjahr {iber
20 neue offentliche und private Institutionen, die beim grossten globalen Klimafonds
Gesuche zur Mitfinanzierung von Klimaschutzaktivititen eingeben konnen. Aus
dem mit zehn Milliarden US-Dollar kapitalisierten Fonds bewilligte der Exekutivrat
des GCF in den ersten 10 Monaten des Berichtsjahrs insgesamt 1,2 Milliarden US-
Dollar fiir Klimaprojekte in Entwicklungsldndern. Die Investitionen des GCF vertei-
len sich auf 27 Klimaprojekte weltweit, von denen schitzungsweise mehr als
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230 Millionen Menschen profitieren sollen. Weiter legte der Exekutivrat im Be-
richtsjahr die strategische Ausrichtung des Fonds fest und bestimmte einen neuen
Exekutivdirektor. Die Schweiz teilt sich im Exekutivrat mit Finnland und Ungarn
einen gemeinsamen Sitz. Finanziell beteiligt sie sich am GCF mit einem Beitrag von
100 Millionen US-Dollar iiber drei Jahre (2015-2017).

6.3 Klimaiibereinkommen: Konsequenzen fiir die
wirtschaftliche Entwicklungszusammenarbeit

Das Klimaiibereinkommen von Paris trat am 4. November in Kraft. Am Ende des
Berichtsjahrs hatten bereits mehr als 100 Staaten den Vertrag ratifiziert, darunter
auch China, die USA und die EU. Die Schweiz wird das Ubereinkommen voraus-
sichtlich 2017 ratifizieren (vgl. Ziff. 5.5.3).

Die Schweiz wird die Zielsetzungen des Pariser Ubereinkommens auch in der wirt-
schaftlichen Entwicklungszusammenarbeit umsetzen. Im Rahmen der Erarbeitung
der Botschaft zur internationalen Zusammenarbeit 2017-2020 wurde entschieden,
ein neues Wirkungsziel zur Forderung einer emissionsarmen und klimaresilienten
Wirtschaft in Entwicklungslindern zu schaffen (vgl. Ziff. 6.1.1). Das bisherige
Engagement der Schweiz im Bereich «klimafreundliches Wachstum» wird damit
gestirkt und strategisch aufgewertet. Gleichzeitig wird der Widerstandsfahigkeit
(Resilienz) von Bevolkerung und Wirtschaft gegeniiber den Risiken des Klimawan-
dels kiinftig vermehrt Beachtung geschenkt. Der Fokus liegt auf den Themen «inte-
grierte Stadtentwicklungy, «nachhaltige Energieversorgung» und «ressourceneftizi-
ente Privatwirtschaft». Die mit dem Ubereinkommen von Paris neu eingefiihrten
nationalen Klimaplidne (Nationally Determined Contribution, NDC) bilden eine
wichtige Orientierungshilfe bei der Planung und Umsetzung von Massnahmen der
wirtschaftlichen Entwicklungszusammenarbeit. Die Transformation hin zu einer
kohlenstoffarmen Wirtschaft in Entwicklungsldndern kann allerdings nur in enger
Abstimmung mit der Wirtschaft und der lokalen Bevolkerung gelingen. Die Schweiz
fordert daher gezielt Anreize und giinstige Rahmenbedingungen fiir klimafreundli-
chen Handel sowie die Verbreitung nachhaltiger Finanzdienstleistungen.

6.4 Innovative Finanzierungen und
die Nachhaltigkeitsziele:
Die Rolle von Finanzinstitutionen

Gesellschaftliche und umweltbezogene Verdnderungen, beispielsweise der Klima-
wandel, betreffen arme Bevolkerungsgruppen besonders stark, da diese liber weniger
Mittel verfiigen, um dkonomische, 6kologische und soziale Stresssituation zu bewal-
tigen. Im Umweltbereich ist diese Problematik besonders akzentuiert, da die Nut-
zung natiirlicher Ressourcen oftmals die Lebensgrundlage drmerer Bevolkerungs-
gruppen darstellt. Die 2015 verabschiedeten Nachhaltigkeitsziele der UNO
(Sustainable Development Goals, SDG) reflektieren diesen Umstand. Die Errei-
chung der SDG erfordert finanzielle Mittel, die weit iiber die 6ffentliche Entwick-
lungshilfe hinausgehen.
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Fiir die Mobilisierung der zusétzlich benétigten finanziellen Mittel spielen Finanzin-
stitutionen eine zentrale Rolle. Geméss der G20-Arbeitsgruppe «Griine Finanzen»
fliesst heute die Mehrheit solcher Investitionen in G20-Léndern iiber Banken.!!4 Die
Beriicksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien in Finanzierungs- und Investitions-
entscheiden konnte eine grosse Breitenwirkung erzielen. 115

Zur Forderung von Nachhaltigkeitskriterien bei bestehenden Finanzfliissen und im
Finanzsektor allgemein setzt der Bundesrat im Rahmen der internationalen Zusam-
menarbeit auf freiwillige Verhaltensénderungen und auf innovative Finanzprodukte.
Bei den Verhaltensidnderungen geht es darum, z. B. gemeinsam mit der Weltbank-
gruppe, Finanzinstitutionen zu befdhigen, Umwelt- und Sozialstandards umzusetzen.
So entwickelt die Schweiz beispielsweise im Rahmen des EDGE-Programms!!6
Gebdudestandards fiir tieferen Wasser- und Energieverbrauch (vergleichbar mit dem
Minergie-Standard in der Schweiz) und schafft damit einen Anreiz fiir umwelteftizi-
ente Investitionen. Dies ist deshalb wichtig, weil heute die Bausubstanz fiir die
nichsten Jahrzehnte erstellt wird und entsprechend besonders auch in schnell wach-
senden Schwellen- und Entwicklungsldndern die Weichen fiir den zukiinftigen
Energieverbrauch gestellt werden.

Weiter unterstiitzte die Schweiz innovative Finanzinstrumente, wie etwa griine
Anleihen (Green Bonds), iiber welche Banken ihre nachhaltigen Investitionen refi-
nanzieren. Investitionen in griine Anleihen stiegen in den letzten Jahren stark an
(36 Milliarden US-Dollar respektive 42 Milliarden US-Dollar in den Jahren 2014
und 2015), sie bleiben aber noch Nischenprodukte. Offentliche wie private Investo-
ren kdnnen mit dieser neuen Anlageklasse in griilne Projekte investieren, bisher vor
allem im Transport-, Energie- und Bausektor. Neben spezifischen Instrumenten
unterstiitzte die Schweiz auch im Berichtsjahr die Entwicklung von Standards fiir
griine Anleihen (namentlich durch die Climate Bond Initiative), damit die Anleihen
tatsdchlich griine Projekte finanzieren und der Handel vereinfacht wird.

Der Schweizer Finanzplatz verwaltet rund 190 Milliarden Schweizerfranken oder
rund drei Prozent des Marktes.!!7 Der Bund unterstiitzt den Verein Swiss Sustain-
able Finance, der rund 100 Mitglieder und Netzwerkpartner zahlt.

114 G20 Green Finance Synthesis Report (S. 13), Juli 2016. Anmerkung: Es gibt noch keine
international akzeptierte Definition des Begriffs «Griine Finanzen».

S proposals for a Roadmap towards a Sustainable Financial System in Switzerland, BAFU,
Juni 2016, abrufbar unter www.bafu.admin.ch > Publikationen > Publikationen Wirt-
schaft und Konsum > Vorschlage fiir einen Fahrplan zu einem nachhaltigen Finanzsystem
in der Schweiz (Kurzfassung).

116 IFC Green Building EDGE-Programm: www.edgebuildings.com.

W7 Swiss Sustainable Finance, Nachhaltige Geldanlagen in der Schweiz,
www.sustainablefinance.ch > Resources > Our Activities > Swiss Sustainable Investment
Market Report.
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6.5 Bekimpfung unlauterer und unrechtmaissiger
Finanzfliisse am Beispiel der makrookonomischen
Unterstiitzung

Fiir eine wirkungsvolle Integration der Entwicklungs- und Transitionslédnder in die
Weltwirtschaft ist die Einbindung nationaler Finanzsektoren in das internationale
Finanzsystem eine wichtige Voraussetzung. Dies erleichtert die Anziehung ausléndi-
scher Investitionen, verbessert den Zugang zu internationalen Finanzierungsquellen
und vereinfacht die Abwicklung von Exportgeschiften. Damit die Integration ge-
lingt, muss der Finanzsektor einen hohen Grad an Integritit aufweisen, der den
iiberpriifbaren internationalen Normen entspricht. Die Schweiz trug im Rahmen der
wirtschaftlichen Zusammenarbeit und im Hinblick auf eine kohérente Gestaltung der
verschiedenen Politikbereiche in verschiedenen Projekten zur Bekdmpfung von
unlauteren und unrechtméssigen Finanzfliissen und der Stirkung des offentlichen
Finanzwesens bei und unterstiitzte ihre Partnerldnder dabei, die ndtigen Prozesse
umzusetzen und die globalen Standards einzuhalten.

Bei der Bekdmpfung der Geldwéscherei und der Terrorismusfinanzierung standen
der Aufbau und die Stirkung der rechtlichen und institutionellen Rahmenbedingun-
gen sowie die gezielte Erhdhung der Effizienz ausgewdhlter Strafverfolgungsbehor-
den im Zentrum. Diese Unterstiitzung erfolgte, zusammen mit dem Internationalen
Wihrungsfond (IWF), durch technische Zusammenarbeit im Rahmen des «Anti-
Money Laundering — Combating the Financing of Terrorism Topical Trust Fundy
und des Geldwischereipraventionsprogramms der UNO-Behorde fiir den Kampf
gegen Drogen und Kriminalitdt (UNODC).

Im Steuerbereich leistete die Schweiz technische Unterstiitzung zur Erhéhung der
Kapazitit nationaler Steuerbehorden fiir eine effektive und gerechte Besteuerung
und fiir die Prévention in Sachen Steuerhinterziehung und Steuervermeidung. Dies
geschah durch globale und regionale Initiativen, die von multilateralen Entwick-
lungsagenturen umgesetzt wurden, sowie durch bilaterale Projekte in einzelnen
Partnerldndern. Fine Reduktion der Steuerhinterziechung und Steuervermeidung
erhoht die Steuereinnahmen der Entwicklungs- und Transitionsldnder, was den
Spielraum fiir entwicklungsfordernde Staatsausgaben erhoht.

Schliesslich unterstiitzt die Schweiz Transparenz bei der Verwendung der 6ffentli-
chen Mittel. Durch Transparenz werden die Anreize flir korruptes Verhalten in der
offentlichen Verwaltung reduziert. Zudem werden Entscheidungen iiber die Ver-
wendung finanzieller Mittel nachvollziehbar, was die Rechnungspriifung erleichtert
und unlauteren und unrechtmissigen Finanzfliissen vorbeugt.

892



BB12017

7 Bilaterale Wirtschaftsbeziehungen

Die Linder Westeuropas und Nordamerikas blieben im Berichtsjahr die wich-
tigsten Exportmdrkte der Schweiz, auch wenn deren wirtschaftliche Erholung
unterschiedlich ausfiel. Die schwache globale Nachfrage sowie politische
Unsicherheiten prdgten auch die Volkswirtschaften der Entwicklungs- und
Schwellenldnder. In der Aussenwirtschaftspolitik der Schweiz kommt der Pflege
der Wirtschaftsbeziehungen mit ihren traditionellen Partnern weiterhin grosse
Bedeutung zu. Um den Zugang fiir Schweizer Unternehmen zu neuen Mdrkten zu
erschliessen, wurden gleichzeitig Beziehungen mit weiteren interessanten Wirt-
schaftspartmern aktiv gestaltet. Die bilateralen Kontakte auf Prdsidialebene
wurden dazu genutzt, die wirtschaftliche Vernetzung der Schweiz weiter zu
stirken.

7.1 Stiirkung der schweizerischen Handelsdiplomatie
durch Kontakte auf Prisidialniveau

Die Kontakte mit einer Vielzahl von Staaten erlaubten dem Vorsteher des WBF
wiahrend des Présidialjahrs, aussenwirtschaftspolitische Fragen auf hochstem Niveau
aufzunehmen. Als neues handelsdiplomatisches Instrument der Schweiz wurden im
Berichtsjahr mehrere Wirtschaftsmissionen des Bundespridsidenten in Begleitung
von Wirtschaftsdelegationen durchgefiihrt, etwa nach China, Siidkorea, Mexiko oder
in die Slowakei. Ergénzend zu den Missionen auf Departementsvorsteher- oder
Staatssekretdrenstufe und zu den Gemischten Wirtschaftskommissionen bieten
Présidialmissionen den Vertretern der Schweizer Privatwirtschaft Gelegenheit, in
den besuchten Landern ihren Anliegen grossere Aufmerksamkeit zu verschaffen.!18
Bei Besuchen von Staats- und Regierungschefs in der Schweiz wurden wiederholt
Wirtschafts-Roundtables organisiert, um Schweizer Wirtschaftsvertretern Gelegen-
heit zu einem Austausch auf hochster Ebene zu bieten.

7.1.1 Europa und Zentralasien

Die EU bleibt aufgrund der rdumlichen und kulturellen N&he mit einem Anteil
von 53 Prozent des Schweizer Aussenhandelsvolumens!!® wihrend der ersten drei
Quartale des Berichtsjahrs mit Abstand der wichtigste Wirtschaftspartner der
Schweiz (vgl. Ziff. 3.1). Die wirtschaftliche Verflechtung ist sehr eng und geniesst
prioritdre Aufmerksamkeit. Wéhrend des Prisidialjahrs hatten Kontakte mit den
Mitgliedstaaten der EU auch im Zusammenhang mit der Umsetzung des Verfas-
sungsartikels iiber die Steuerung der Zuwanderung einen besonderen Stellenwert

18 Vg, Ziff. 1.4.3 im Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2013, BB1 2014 1185 1223.
119 ‘Wenn nicht anders vermerkt, schliessen alle Zahlen zum Aussenhandel unter Ziff. 7 den
Handel mit Gold und anderen Edelmetallen mit ein.
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(vgl. Ziff. 3.4). Der Bundesprésident nutzte seine zahlreichen Treffen, um Verstind-
nis fiir die Situation der Schweiz zu schaffen.

Besondere Aufmerksamkeit gebiihrte den Nachbarstaaten, die wéhrend der ersten
drei Quartale des Berichtsjahrs zusammen 32 Prozent des globalen Handels der
Schweiz ausmachten. Bei einem Arbeitsbesuch des Bundesprisidenten in Osterreich
Anfang Jahr fand neben einem Treffen mit dem Osterreichischen Amtskollegen ein
Gesprach mit dem Wirtschafts- und Forschungsminister statt. Der Bundesprésident
und die deutsche Bundeskanzlerin erdffneten gemeinsam die Messe fiir Informa-
tionstechnik CeBIT in Hannover. Weiter fithrte er Gespriche mit dem deutschen
Wirtschaftsminister sowie mit Messeteilnehmern, Vertretern aus Politik, Wirtschaft
und Wissenschaft.

Die Eroffnung des Gotthard-Basistunnels fiihrte die deutsche Bundeskanzlerin, den
franzosischen Présidenten, den italienischen Ministerprasidenten und den Osterrei-
chischen Bundeskanzler in die Schweiz und gab dem Bundesrat die Gelegenheit,
den Gisten das Jahrhundertwerk als Resultat neu entwickelter Bautechnologien und
anderer Innovationen zu présentieren. Zudem konnte die Bedeutung des weiteren
Ausbaus der Zufahrtsstrecken noérdlich und siidlich der Schweiz vor Augen gefiihrt
werden.

Das Treffen des Bundesprisidenten mit dem franzdsischen Prasidenten zu Jahresbe-
ginn in Colmar trug zu einer Losung der Steuersituation der Firmen im Schweizer
Sektor des EuroAirport Basel-Miilhausen (EAP) bei. In einer gemeinsamen Erkla-
rung wurde festgehalten, dass ein Abkommen zwischen beiden Staaten die Steuer-
fragen am EAP definitiv regeln soll.

Ein présidialer Besuch in der Slowakei, die im zweiten Semester des Berichtsjahrs
die EU-Ratsprésidentschaft innehatte, wurde von einer Wirtschaftsdelegation beglei-
tet. Ein Businessforum ermoglichte, das Geschéiftspotenzial zwischen schweizeri-
schen und slowakischen Unternehmen auszuloten. Anlédsslich des Besuchs des
georgischen Premierministers wurde das Freihandelsabkommen (FHA) zwischen
den EFTA-Staaten und Georgien unterzeichnet (vgl. Ziff. 4.1). Georgien leistet mit
dem Ausbau der Hafen- und Transportinfrastruktur einen Beitrag zur Wiederbele-
bung der Seidenstrasse fiir den Transport von Giitern und Rohstoffen.

Angesichts des «Brexit»-Referendums wurden die Kontakte mit dem Vereinigten
Konigreich intensiviert. Beim Treffen des Bundesprédsidenten mit dem britischen
Staatsminister fiir Handelspolitik wurden die bilateralen Handelsbeziehungen und
die moglichen Konsequenzen des Austritts des Vereinigten Konigreichs aus der EU
erortert (vgl. Ziff. 3.3). Das Vereinigte Konigreich gehort zu den wichtigsten Han-
delspartnern der Schweiz, sowohl in Bezug auf den Waren- und Dienstleistungshan-
del als auch auf die Investitionen, den Tourismus oder die Forschung und Entwick-
lung. Ziel des Bundesrates ist es, die bisherigen Wirtschaftsbeziechungen mit dem
Vereinigten Konigreich, die aktuell massgeblich auf den bilateralen Vertrdgen der
Schweiz mit der EU beruhen, aufrechtzuerhalten und nach Mdoglichkeit auszubauen.
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7.1.2 Nord- und Siidamerika

Nord- und Siidamerika bleiben bedeutende Handelspartner der Schweizer Wirt-
schaft. Der US-amerikanische Markt zieht nach wie vor jedes Jahr neue Schweizer
Unternehmen an, die Niederlassungen griinden oder Investitionen titigen. Zudem
sind Firmen aus den USA in der Schweiz sehr prisent. Lateinamerika wiederum
bietet mit einer jungen Bevolkerung und einer stetig wachsenden Mittelschicht
mittel- und langfristig ein grosses Wachstumspotenzial.

Wihrend der drei ersten Quartale des Berichtsjahrs verstarkten sich die Handelsbe-
ziehungen zwischen der Schweiz und den USA weiter (Wachstum der Exporte um
31 %). Die USA waren im Berichtsjahr nach Deutschland der zweitwichtigste Han-
delspartner der Schweiz. Die Exporte der Schweiz nach Lateinamerika gingen
angesichts der Rezessionen in Argentinien, Brasilien, Ecuador und Venezuela zu-
rick. Die Importe stiegen insgesamt, wobei allerdings deutlich zunehmende
Goldimporte die riicklaufigen Importe in den anderen Warenkategorien {iberkom-
pensierten.

Der Bundesprésident nahm am durch den amerikanischen Présidenten organisierten
vierten nuklearen Sicherheitsgipfel in Washington teil. Wéhrend des World Econo-
mic Forum in Davos fand ein Treffen mit dem neuen Présidenten Argentiniens statt,
an dem ein mogliches FHA EFTA-Mercosur erortert wurde (vgl. Ziff. 4.3). Eine
historische Premiere war der Besuch des Bundesprésidenten in Kolumbien. Nebst
der Bekréftigung der Schweizer Unterstiitzung des Friedensprozesses wurde eine
Absichtserkldrung iiber Hilfeleistungen fiir die Zeit nach dem Konflikt unterzeich-
net. In Brasilien kam bei ersten Kontakten des Bundesprésidenten mit dem Kabinett
des neuen Présidenten das Interesse Brasiliens an der Aufhahme von Verhandlungen
iiber ein FHA zwischen den EFTA-Staaten und den Lindern des Mercosur zur
Sprache (vgl. Ziff. 4.3). Im Finanzbereich wurden die nichsten Schritte im Hinblick
auf ein Doppelbesteuerungsabkommen vereinbart und eine mogliche Vertiefung der
Zusammenarbeit beim Informationsaustausch in Steuersachen besprochen.

Anlisslich des 70-jéhrigen Bestehens diplomatischer Beziehungen reiste der Bun-
desprisident zu einem Présidialbesuch nach Mexiko, begleitet von einer Wirt-
schaftsdelegation. Nach Brasilien ist Mexiko in Lateinamerika der zweitgrosste
Handelspartner der Schweiz und zudem das wichtigste Exportland von Industriegii-
tern in der Region, weshalb das Land regelmidssig neue Schweizer KMU anzieht.
Diskussionsthema waren die laufenden Verhandlungen zur Uberarbeitung des FHA
mit den EFTA-Staaten (vgl. Ziff. 4.2). Der Bundesprisident nahm am Griindungsakt
der Handels- und Industrickammer Schweiz-Mexiko teil, die dazu beitragen soll,
den Austausch und die Investitionen zwischen den beiden Léndern zu fordern.
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7.1.3 Asien und Ozeanien

In Asien bot das Présidialjahr dem Vorsteher des WBF Gelegenheit, prisidiale
Wirtschaftsmissionen nach China, Singapur und Siidkorea zu unternehmen.

Die wirtschaftliche Entwicklung in Asien und Ozeanien blieb im Berichtsjahr von
der relativen Schwiche der chinesischen Wirtschaft und der generell schwachen
Nachfrage nach Rohstoffen und Halbfabrikaten mit entsprechend tiefen Preisen
gepriagt. Wihrend der letzten rund sechs Jahre verlangsamte sich das Wachstum der
chinesischen Wirtschaft deutlich auf sechs bis sieben Prozent pro Jahr. Der drei-
zehnte Fiinfjahresplan der chinesischen Regierung sieht fiir die Jahre 2016-2020
unter anderem eine weitere Verlagerung hin zum Dienstleistungssektor vor und setzt
den Fokus auf Innovation als Wachstumstreiber.

Indien setzte sein iiberdurchschnittliches Wirtschaftswachstum fort. Der Besuch des
indischen Premierministers in der Schweiz im Juni verlich den bilateralen Wirt-
schaftsbeziehungen neue Impulse. Das Treffen bot Gelegenheit, iiber eine Vertie-
fung der Zusammenarbeit beim Informationsaustausch in Steuersachen zu sprechen.
Auch die Verhandlungen der EFTA-Staaten iiber ein FHA mit Indien konnten im
Berichtsjahr wieder aufgenommen werden (vgl. Ziff. 4.1).

Seit Beginn des 21. Jahrhunderts haben sich viele Schweizer Unternehmen neu auf
Asien ausgerichtet und sind im Industrie- wie im Dienstleistungssektor sowohl als
Exporteure (und Importeure) von Giitern und Dienstleistungen wie auch als aktive
Investoren und Produzenten aktiv. Gerade etwa in Siidostasien, wo mit der ASEAN
Economic Community die Zolle unter den Mitgliedstaaten bereits weitgehend abge-
baut wurden, bekommen aber auch Schweizer Firmen die verbreiteten nationalen
protektionistischen Tendenzen zu spiiren. Asien und Ozeanien bleiben im Fokus der
schweizerischen Aussenwirtschaftspolitik. Trotz riickldufiger Exporte in diese
Region wihrend der ersten drei Quartale des Berichtsjahrs bleibt das Interesse der
Schweizer Wirtschaft an dieser Weltregion ungebrochen. Beispielsweise verfolgt die
Schweiz in Asien gemeinsam mit ihren EFTA-Partnern eine Reihe von Freihandels-
initiativen (vgl. Ziff. 4).

7.1.4 Mittlerer Osten und Afrika

Wihrend des Présidialjahrs des Vorstehers WBF wurde der tunesische Prisident zu
einem Staatsbesuch in der Schweiz empfangen, was Gelegenheit zur Durchfithrung
eines Wirtschafts-Roundtables in Anwesenheit beider Priasidenten bot.

Auch bei sinkenden Rohstoffpreisen bleibt die Region des Mittleren Ostens fiir die
Schweizer Wirtschaft von grosser Bedeutung. Verschiedene Lénder der Region,
darunter die Mitgliedstaaten des Golfkooperationsrates (GCC)129, Israel und der Iran
stellen aufstrebende Export- und Importmérkte fiir die Schweiz dar.

120 Bahrain, Katar, Kuwait, Oman, Saudi-Arabien, Vereinigte Arabische Emirate.
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Als direkte Folge der Umsetzung des Nuklearabkommens, des sogenannten Joint
Comprehensive Plan of Action (JCPOA), wurden am 16. Januar zahlreiche Sanktio-
nen der UNO, der EU und der USA gegeniiber dem Iran aufgehoben oder ausge-
setzt. Die Schweiz hob ihrerseits im Einklang mit der UNO und der EU gleichzeitig
einen Grossteil ihrer Sanktionen gegeniiber dem Iran auf (vgl. Ziff. 8.2.2). Der Iran
ist nach Saudi-Arabien die zweitgrosste Volkswirtschaft der Region. Mit einer
Bevolkerung von fast 80 Millionen Einwohnern, einem vergleichsweise hohen
Bildungsniveau und reichen Bodenschétzen verfligt das Land iiber ein grosses
wirtschaftliches Potenzial. Nach einer ersten Lockerung der internationalen Sanktio-
nen stieg das Gesamthandelsvolumen im Jahr 2015 gegeniiber 2013 um das Zwei-
einhalbfache, wobei die Zunahme vor allem auf Goldgeschéfte zuriickzufiihren war,
die unter dem Interimsabkommen wieder erlaubt waren. Betrachtet man den bilate-
ralen Handel ohne Edelmetalle, setzte sich der positive Trend wihrend der ersten
drei Quartale des Berichtsjahrs fort. Dies trotz anhaltender Zuriickhaltung der meis-
ten Finanzintermediére beziiglich Finanzierung und Abwicklung solcher Geschéfte
unter anderem aufgrund der noch immer bestehenden US-Sanktionen gegeniiber Iran
(vgl. Ziff. 8.2.2). Der enorme Nachholbedarf unter anderem im Infrastrukturbereich
kann nach Wegfall der meisten Sanktionen sowohl fiir Grosskonzerne wie auch fiir
spezialisierte KMU interessante Geschaftsmoglichkeiten erdftnen.

Mit der Riickkehr des Irans auf die internationale Handelsbiihne legte die Schweiz
im Berichtsjahr ein besonderes Augenmerk auf diesen bedeutenden Wirtschaftsak-
teur im Mittleren Osten. Anldsslich des Présidialbesuchs mit einer Wirtschafts- und
Wissenschaftsdelegation in Teheran verabschiedeten der Bundespréisident und der
iranische Prisident am 27. Februar eine Roadmap fiir die Vertiefung der bilateralen
Beziehungen. Diese Roadmap bildet den Rahmen fiir die kiinftige bilaterale Zu-
sammenarbeit, unter anderem durch die Etablierung von Dialogen im Wirtschafts-
und Finanzbereich, und legt die Schritte zur Ratifizierung des am 24. Mai 2005
unterzeichneten Handelsabkommens fest. Dieses Abkommen!2! schafft einen insti-
tutionellen, volkerrechtlichen Rahmen flir die Ausweitung des bilateralen Wirt-
schaftsverkehrs. Mit den Prinzipien der Meistbegiinstigung, der Nichtdiskriminie-
rung und der Inldnderbehandlung stiitzt es sich auf grundlegende WTO-Prinzipien.
Das Abkommen soll den wirtschaftlichen Austausch fordern und die Rechtssicher-
heit fiir Schweizer Unternehmen im bilateralen Warenhandel erhhen. Zudem dient
es der Verbesserung des Schutzes des geistigen Eigentums und schafft mit einer
Gemischten Wirtschaftskommission einen institutionalisierten Rahmen fiir die
Behordenzusammenarbeit in Wirtschafts- und Handelsfragen. Weiter unterstiitzt die
Schweiz die Wiedereingliederung des Iran in die Weltwirtschaft, unter anderem
unterstiitzt sie einen WTO-Beitritt des Iran.

121" Die Botschaft mit Antrag zur Genehmigung des Abkommens findet sich in der Beilage
(vgl. Ziff. 10.2.2).
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7.2 Wichtigste Wirtschaftsmissionen und
weitere bilaterale Arbeitstreffen

Land

Europa

Frankreich Arbeitstreffen des Bundesprésidenten mit Président
Frangois Hollande (23. Januar)

Osterreich Arbeitsbesuch des Bundesprésidenten bei Bundes-
président Heinz Fischer und Wirtschafts- und
Forschungsminister Reinhold Mitterlehner
(28. Januar)

Deutschland Arbeitstreffen des Bundesprésidenten mit Bundes-
kanzlerin Angela Merkel und Wirtschaftsminister
Sigmar Gabriel (13. und 14. Mérz)
Arbeitsbesuch des Bundesprésidenten bei Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (2. November)

Niederlande Arbeitsbesuch der Staatssekretérin des SECO

Marie-Gabrielle Ineichen-Fleisch bei den stellver-
tretenden Generalsekretdren des Wirtschaftsminis-
teriums, Guido Biessen, des Sozial- und Arbeitsmi-
nisteriums, Mercelis Boerenboom, sowie des
Aussenministeriums flir Aussenwirtschaftspolitik,
Guido Landheer (23. und 24. Mai)

Deutschland, Frankreich,
Italien

Arbeitstreffen des Bundesprésidenten mit Bundes-
kanzlerin Angela Merkel, Président Frangois Hol-
lande und Premierminister Matteo Renzi (1. Juni)

Bulgarien

Wirtschaftsmission der Staatssekretirin des SECO
(14.-16. Juni)

Slowakei

Présidialbesuch mit Wirtschaftsmission des Bun-
desprésidenten bei Prasident Andrej Kiska und
Wirtschaftsminister Peter Ziga (20. Juni)

Arbeitsbesuch des Priasidenten Andrej Kiska beim
Bundeprésidenten (21. Oktober)

Serbien

Arbeitsbesuch des Premierministers Aleksander
Vucic beim Bundesprisidenten (22. Juni)

Georgien

Arbeitsbesuch des Premierministers Giorgi
Kvirikashvili beim Bundesprésidenten (27. Juni)
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Land

Malta

Présidialbesuch und Arbeitstreffen des Bundespra-
sidenten bei Prasidentin Marie-Louise Coleiro
Preca, Premierminister Joseph Muscat und Wirt-
schaftsminister Christian Cardona

(9./10. September)

Vereinigtes Konigreich

Arbeitsbesuch des Staatsministers Lord Price beim
Bundesprisidenten (14. September)

Osterreich, Liechtenstein

Jahrliches Treffen der Wirtschaftsminister, Wien
(14. Oktober)

Portugal

Staatsbesuch und Arbeitstreffen des Prasidenten
Marcelo Rebelo de Sousa beim Bundesprasidenten
(17./18. Oktober)

Polen

Arbeitsbesuch des Priasidenten Andrzej Duda beim
Bundesprésidenten (14. November)

Russland

Arbeitsbesuch der Staatssekretirin des SECO
(15.-18. November)

Weltweit

USA

Arbeitsbesuch des Bundesprisidenten bei Finanz-
minister Jacob Lew und Aussenminister John Kerry
(1. April)

Arbeitsbesuche der Staatssekretérin des SECO

(24. Juni sowie 1. September)

Mexiko

Présidialbesuch bei Préasident Enrique Pefia Nieto
(3./4. November)

Kolumbien

Prisidialbesuch bei Prisident Juan Manuel Santos
(2./3. August)

Brasilien

Arbeitstreffen des Bundesprasidenten mit Aussen-
minister José Serra, dem Minister fiir Industrie,
Aussenhandel und Dienstleistungen Marcos Pereira
und dem Minister fiir Wissenschaft, Technologie,
Innovation und Kommunikation Gilberto Kassab
sowie Besuch der Olympischen Spiele in Rio de
Janeiro (4.—6. August)

China

Présidialbesuch bei Prisident Xi Jinping
(7.-9. April)
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Land

Singapur Présidialbesuch bei Prasident Tony Tan Keng Yam
(11./12. Juli)

Stidkorea Présidialbesuch bei Présidentin Park Geun-hye
(13./14. Juli)

Vietnam Wirtschaftsmission der Staatssekretdrin des SECO
(10./11. Oktober)

Japan Wirtschaftsmission der Staatssekretérin des SECO
(12.-14. Oktober)

Iran Présidialbesuch bei Priasident Hassan Rohani
(26.-28. Februar)

Stidafrika Wirtschaftsmission der Staatssekretérin des SECO
(19.-22. September)

Madagaskar Teilnahme des Bundesprésidenten am Frankopho-
nie-Gipfel in Antananarivo (26./27. November)

Kuwait Prisidialbesuch beim Emir von Kuwait, Sheikh
Sabah Al-Ahmad Al-Jaber Al-Sabah
(28. November), aus Anlass des 50-Jahr-Jubildums
der bilateralen Beziehungen

Exportkontroll- und Embargomassnahmen
8.1 Exportkontrollpolitik und -massnahmen

ben.

Das zur Umsetzung des Abkommens iiber die europdischen Satellitennavigati-
onsprogramme angepasste Giiterkontrollgesetz und die totalrevidierte Giiter-
kontrollverordnung traten am 1. Juli in Kraft. Die Anderungen betreffen neben
der Ausweitung der Kontrollen auf «strategische Giitery neue Modalitiiten der
Bewilligungspraxis. Mit der zweiten ordentlichen Vertragsstaatenkonferenz
wurde die Umsetzung des Vertrags iiber den Waffenhandel weiter vorangetrie-
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8.1.1 Exportkontrollmassnahmen

Totalrevision der Giiterkontrollverordnung

Die Bundesversammlung hatte am 26. September 2014 das Kooperationsabkommen
vom 18. Dezember 2013 zwischen der Schweiz einerseits und der EU und ihren
Mitgliedstaaten andererseits iiber die europiischen Satellitennavigationsprogram-
mel22 genehmigt. Gleichzeitig wurde das Giiterkontrollgesetz vom 13. Dezember
1996123 (GKG) geédndert.124 Das Abkommen, das von den Vertragsparteien seit dem
1. Januar 2014 provisorisch angewandt wird, war von der Schweiz im Juli 2015
ratifiziert worden.

Der Bundesrat nahm die Inkraftsetzung der neuen Gesetzesbestimmungen zum
Anlass, die Giiterkontrollverordnung vom 25. Juni 1997125 (GKV) einer Totalrevi-
sion zu unterziehen, die am 3. Juni 2016126 verabschiedet wurde. Zunédchst wurde
die Ausfuhr von Giitern, die nicht in den Anhéngen zur GKV gelistet sind, aber im
Einzelfall eine ABC-Waffen-Proliferationsgefahr darstellen konnten, neu einer
Bewilligungspflicht unterstellt (sog. «Catch ally-Bestimmung). Mit dem Wechsel
von der bisher geltenden Melde- zur Bewilligungspflicht konnte auf separate Straf-
bestimmungen in der GKV verzichtet werden, weshalb bei Widerhandlungen die
Strafbestimmungen des GKG zur Anwendung gelangen. Ferner wurden Ausnahmen
von der Bewilligungspflicht fiir bestimmte Giiter, die sich bislang nach dem Be-
stimmungsort oder nach Schwellenwerten richteten, aufgehoben. Die Neuregelung
tragt dem Umstand Rechnung, dass der Bedarf, den Handel mit gewissen Giitern zu
kontrollieren, nicht vom Wert der Giiter abhéngt. Die Giiltigkeitsdauer von Einzel-
bewilligungen wurde neu auf zwei Jahre verlédngert. Der neue Anhang 4 GKV soll
schliesslich eine der anstehenden EU-Regelung entsprechenden Liste der strategi-
schen Giiter enthalten, die der Exportkontrolle zu unterstellen sind.

Bedeutung von Exportkontrollen fiir die Schweizer Wirtschaft

Die Schweiz gehort weltweit zu den grossten Exporteuren von Giitern, die fiir zivile
und militdrische Zwecke verwendbar sind (sog. Dual-Use-Giiter). Dazu gehoren
unter anderem gewisse Chemikalien, Computer, elektronische und optische Erzeug-
nisse, Elektrogerdte und Maschinen. Die Regelung der Kontrolle des Handels mit
Dual-Use-Giitern und besonderen militdrischen Giitern ist fiir die Schweizer Wirt-
schaftsakteure deshalb von grosser Bedeutung. Beim Export von Giitern unter den in
Artikel 17 Absatz 3 GKV genannten Zolltarifkapiteln muss entweder eine Export-
bewilligung eingeholt oder in der Zollanmeldung der Hinweis «bewilligungsfrei»
aufgefiihrt werden. Dies betraf in den letzten Jahren wertmassig konstant iiber
70 Prozent des Gesamtexportvolumens.!27 Aus diesem Grunde widmet die Schweiz
den laufenden Arbeiten in den vier Exportkontrollregimen (Wassenaar Arrange-
ment, Nuclear Suppliers Group, Raketentechnologiekontroll-Regime, Australia

122 SR (.741.826.8

123 SR 946.202

124 BBI12014 7387

125 AS 1997 1704

126 SR 946.202.1

127°2013: 76,4 %; 2014: 71,4 %; 2015: 71,5 % (Quelle: Impex).
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Group) sowie im Rahmen der Organisation fiir das Verbot chemischer Waffen ein
besonderes Augenmerk.

Die wichtigsten Zahlen zu den von Oktober 2015 bis September 2016 erfolgten Aus-
fuhren doppelt verwendbarer und besonderer militdrischer Giiter im Rahmen des
GKG sind der Beilage 10.1.3. zu entnehmen.

8.1.2 Umsetzung des Vertrags iiber den Waffenhandel

Am Ende des Berichtsjahrs hatten 130 Lander den Vertrag vom 2. April 2013128
iber den Waffenhandel (Arms Trade Treaty, ATT) unterzeichnet. 88 Staaten hatten
ihn ratifiziert, darunter die Schweiz (seit dem 30. April 2015 in Kraft)129. An der
ausserordentlichen Vertragsstaatenkonferenz am 29. Februar in Genf wurden die
notwendigen Modalititen flir die Operationalisierung des Sekretariats beschlossen.
Dieses nahm seine Arbeit am 1. Mérz offiziell auf. Vom 22. bis 26. August fand in
Genf die zweite ordentliche Vertragsstaatenkonferenz statt. Die Vertragsstaaten
errichteten den vom Vertrag vorgesehenen Treuhandfonds zur Finanzierung von
Projekten und bereiteten die notwendigen Strukturen zur Umsetzung der vertragli-
chen Verpflichtungen vor. Die zu diesem Zweck eingesetzten Arbeitsgruppen sollen
der dritten Staatenkonferenz, die vom 11. bis 15. September 2017 unter finnischem
Vorsitz stattfindet, Empfehlungen flir weitere Umsetzungsmassnahmen unterbreiten.

8.2 Embargomassnahmen

Die Schweiz hob ihre Sanktionen gegeniiber dem Iran im Einklang mit der UNO
und der EU im Berichtsjahr auf. Hingegen wurden die Sanktionen gegeniiber
Nordkorea aufgrund erneuter Atom- und Raketentests signifikant verschdrft. Die
seit vielen Jahren bestehenden Sanktionen gegeniiber Céte d’Ivoire und Liberia
wurden aufgrund der positiven politischen Entwicklung in diesen Staaten aufge-
hoben.

8.2.1 Automatische Ubernahme von UNO-Sanktionslisten

Der Bundesrat verabschiedete am 4. Mirz!30 die Verordnung zur automatischen
Ubernahme von Sanktionslisten des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen. Damit
erlangen Anderungen von UNO-Sanktionslisten in der Schweiz unmittelbar Rechts-
giiltigkeit. Dies im Einklang mit internationalen Standards zur Bekdmpfung der
Geldwischerei, der Terrorismus- und Proliferationsfinanzierung der Financial
Action Task Force (FATF), die eine unverziigliche Umsetzung der vom UNO-

128 SR 0.518.61
129 Stand Dezember 2016 (www.un.org/disarmament/convarms/att/).
130 AS 2016 671
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Sicherheitsrat beschlossenen und vélkerrechtlich verbindlichen Sanktionsmassnah-
men verlangen. Gegenwirtig enthalten 14 auf das Embargogesetz vom 22. Mérz
2002131 abgestiitzte Verordnungen in ihren Anhédngen Listen von sanktionierten
Personen, Unternehmen und Organisationen, die vom UNO-Sicherheitsrat bzw. vom
dafiir zustéindigen Sanktionskomitee erstellt werden. Die automatische Ubernahme
bezieht sich nur auf diese Listen. Rechtliche Anderungen der Sanktionsverordnun-
gen selbst werden wie bisher vom Bundesrat beschlossen. Auch Sanktionslisten der
wichtigsten Handelspartner, insbesondere der EU, werden nicht automatisch, son-
dern nach einer Priifung im Einzelfall iibernommen.

In ihrem Bericht iiber das im Berichtsjahr durchgefiihrte Lénderexamen anerkennt
die FATF, dass die Schweiz mit der automatischen Ubernahme ein effizientes Sys-
tem zur verzugsfreien Umsetzung von UNO-Sanktionslisten eingefiihrt hat.

8.2.2 Embargomassnahmen der UNO und
der wichtigsten Handelspartner

Sanktionen gegeniiber dem Iran

Die Nuklearverhandlungen zwischen dem Iran und den E3/EU+3 (China, Deutsch-
land, Frankreich, Russland, USA, Vereinigtes Konigreich und EU) gipfelten am
16. Januar im sogenannten [mplementation Day des Gemeinsamen Umfassenden
Aktionsplans (Joint Comprehensive Plan of Action, JCPOA). Basierend auf dem
Grundsatzentscheid des Bundesrats vom 21. Oktober 2015 wurden darauthin die
Schweizer Sanktionen gegeniiber dem Iran im Finanz- und Wirtschaftsbereich im
Einklang mit der UNO und der EU grosstenteils aufgehoben. Die totalrevidierte
Verordnung vom 11. November 2015132 iiber Massnahmen gegeniiber der Islami-
schen Republik Iran wurde am 17. Januar in Kraft gesetzt.!33

Die weiterhin bestehenden Sanktionen basieren auf der UNO-Sicherheits-
ratsresolution 2231 und den verbleibenden EU-Sanktionen. Sie betreffen den Handel
mit und die Erbringung von Dienstleistungen betreffend Riistungsgiiter, Giiter zur
internen Repression und Tragersysteme. Der Handel mit Nukleargiitern und Dual-
Use-Giitern im Nuklearbereich wurde einer Bewilligungspflicht unterstellt. Dariiber
hinaus bleiben Finanz- und Reiserestriktionen fiir eine reduzierte Anzahl Personen
bzw. Unternehmen bestehen. Weitere Restriktionen betreffen iranische Frachtflug-
zeuge. Am 18. Mai beschloss der Bundesrat zudem, einzelne Kriterien im Bewilli-
gungsverfahren fiir den Handel mit Dual-Use-Giitern anzupassen, um die Durchfiih-
rung entsprechender Geschéfte zu erleichtern.!34

Obwohl durch die Aufhebung eines wesentlichen Teils der internationalen Sanktio-
nen neue Perspektiven fiir den Ausbau der Handels- und Finanzbeziehungen mit
dem Iran eroffnet wurden (vgl. Ziff. 7.1.4), zeigen viele Finanzintermedidre weiter-
hin grosse Zuriickhaltung beziiglich solcher Geschifte, insbesondere aufgrund der

131 SR 946.231

132 SR 946.231.143.6
133 AS2016 59

134 AS 2016 1477
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noch immer bestehenden US-Sanktionen gegeniiber dem Iran. Mit dem Ziel, das
Verstindnis beziiglich der Anwendbarkeit der verbleibenden Sanktionen und damit
die Rechtssicherheit zu verbessern, nahm das SECO im Berichtsjahr an zahlreichen
Informationsveranstaltungen teil und lud das US-Office of Foreign Assets Control
(OFAC) zu einem Informationsanlass fiir die Finanzbranche ein.

Sanktionen gegeniiber Nordkorea

Aufgrund erneuter Nuklear- und Raketentests Nordkoreas zu Beginn des Berichts-
jahrs nahm der UNO-Sicherheitsrat am 2. Mérz die Resolution 2270 (2016) an, mit
der die Sanktionen gegeniiber Nordkorea signifikant verschérft wurden. Der Bun-
desrat setzte diese neuen UNO-Beschliisse mit einer Totalrevision der Verordnung
iber Massnahmen gegeniiber der Demokratischen Volksrepublik Korea am
18. Mail35 um. Im Finanzbereich gelten die Finanzsanktionen neu fiir einen erwei-
terten Personenkreis. Alle Gelder und iibrigen Vermodgenswerte, die einen Bezug zu
den Nuklear- und Raketenprogrammen Nordkoreas haben, sind gesperrt. Die Eroff-
nung neuer Bankbeziehungen zu Nordkorea wurde verboten, bestehende Beziehun-
gen mussten unter gewissen Voraussetzungen geschlossen werden. Im Giiterbereich
wurden die bereits bestechenden Ausfuhrverbote auf weitere Giiter ausgedehnt.
Weiter werden nunmehr alle Einfuhren, Ausfuhren sowie Durchfuhren von Sendun-
gen aus bzw. nach Nordkorea durch den Zoll kontrolliert, um sicherzustellen, dass
diese keine verbotenen Gliter enthalten. Ausfuhren und Durchfuhren nach Nordko-
rea miissen beim SECO vorgingig angemeldet werden. Der Kauf von gewissen
Rohstoffen aus Nordkorea wurde untersagt. Im Schiffs- und Flugverkehr sowie im
Ausbildungsbereich wurden ebenfalls verschiedene neue Verbote eingefiihrt. So
wurde es beispielsweise Staatsangehorigen Nordkoreas untersagt, bestimmte Studi-
enginge in hoherer Physik, fortgeschrittener Computersimulation oder Kerntechnik
zu besuchen. Die Sanktionen sehen verschiedene Ausnahmen fiir humanitire Zwe-
cke vor.

Massnahmen beziiglich Ukraine und Russland

Der Bundesrat verzichtete auch im Berichtsjahr darauf, die Sanktionen der EU
gegeniiber Russland zu iibernehmen, hielt aber die Massnahmen aufrecht, um Um-
gehungsgeschifte tiber die Schweiz zu vermeiden. Die im Zusammenhang mit der
Situation in der Ukraine beschlossenen Massnahmen werden regelmaissig auf ihre
Wirksamkeit hin tiberpriift. Der Bundesrat hat keine Hinweise darauf, dass die in der
Verordnung festgelegten Verbote, Bewilligungs- und Meldepflichten nicht eingehal-
ten und tiber die Schweiz Umgehungsgeschifte getitigt wiirden.

Russland hat als Reaktion auf die internationalen Sanktionen gegeniiber der EU, den
USA sowie weiteren Staaten Importverbote flir landwirtschaftliche Produkte erlas-
sen. Die Schweiz ist von diesen Gegenmassnahmen Russlands nicht betroffen. Da
die Minsker Vereinbarungen zur Beilegung des Ukraine-Konfliktes weiterhin nicht
vollstindig umgesetzt wurden, verldngerte die EU ihre Sanktionen bis 2017.

135 AS 2016 1459; SR 946.231.127.6
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Ubrige Sanktionsmassnahmen

Die Umsetzung der Sanktionen gegeniiber Libyen!36 — und dabei insbesondere die
Behandlung von Gesuchen zur Freigabe gesperrter Gelder — stellte sich aufgrund der
politischen Entwicklungen mit drei konkurrierenden Regierungen als zunehmend
komplex dar. Entsprechende Gesuche werden daher mit der angemessenen Umsicht
behandelt. Gemidss den UNO-Sicherheitsratsresolutionen 2259 (2015) und 2278
(2016) soll einzig die Regierung der Nationalen Einheit (GNA) die Kontrolle iiber
diese Gelder ausiiben.

Um die Terrorismusfinanzierung durch illegalen Kulturgiiter- und Mineral6lhandel
zu unterbinden, wurden die bundesinterne Zusammenarbeit und der Austausch mit
dem Privatsektor verstirkt. So wurden beispielsweise Unternehmen, die im Olhandel
titig sind oder Ersatzteile fiir Anlagen zur Olférderung und -verarbeitung vertreiben,
beziiglich moglicher Risiken sensibilisiert.

In Ubereinstimmung mit den Resolutionen 2283 (2016) und 2288 (2016) des UNO-
Sicherheitsrats hob der Bundesrat am 25. Mai!37 bzw. am 6. Juli!38 die Sanktionen
gegeniiber Cote d’Ivoire und Liberia auf. Seit Ende 2014 bestanden gegeniiber Cote
d’Ivoire noch ein Teilembargo fiir Riistungsgiiter sowie Reise- und Finanz-
sanktionen gegeniiber bestimmten Personen. Die urspriinglich 2001 gegeniiber
Liberia erlassenen Sanktionen umfassten nach zahlreichen Anderungen nur noch ein
Riistungsgiiterembargo.

8.2.3 Massnahmen gegen Konfliktdiamanten

Die Schweiz beteiligte sich weiterhin am internationalen Zertifizierungssystem fiir
Rohdiamanten des Kimberley-Prozesses (KP). Ziel des KP ist es, zu verhindern,
dass Rohdiamanten aus Konfliktgebieten in den legalen Handel gelangen. Die
Schweiz stellte vom 1. Oktober 2015 bis 30. September 2016 insgesamt 574 Zertifi-
kate fir Rohdiamanten aus. In dieser Zeitperiode wurden Rohdiamanten im Wert
von 1,47 Milliarden US-Dollar (4,05 Mio. Karat) in die Schweiz importiert bzw.
hier eingelagert und Rohdiamanten im Wert von 1,59 Milliarden US-Dollar
(4,03 Mio. Karat) exportiert bzw. ausgelagert.

Venezuela wurde am 23. November wieder ins Zertifizierungssystem aufgenommen.
2008 hatte sich Caracas unter internationalem Druck selber vom System suspendiert.
Eine Expertenmission des KP kam nach einem Besuch vor Ort zum Schluss, dass
Venezuela den Anforderungen des KP geniigt und fortan wieder Rohdiamanten
exportieren darf.

Die Diamantenexporte der Zentralafrikanischen Republik, die seit 2015 flir eine
Region des Landes unter internationaler Aufsicht wieder moglich sind, waren im
Berichtsjahr noch gering. Ziel des KP ist es, zusammen mit der Zentralafrikanischen
Republik moglichst rasch die Voraussetzungen zu schaffen, damit auch Rohdiaman-
ten aus anderen Landesteilen ausgefiihrt werden konnen.

136 SR 946.231.149.82
137 AS 2016 1505
138 AS 2016 2427
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Standortforderung

9.1 Exportforderung und Exportrisikoversicherung

Am 1. Januar 2016 traten das neue Gesetz iiber die Schweizerische Exportrisi-
koversicherung (SERV) sowie die entsprechende Verordnung in Kraft. Gleich-
zeitig wurde das Mandat des Exportforderers, des privaten Vereins Switzerland
Global Enterprise (S-GE), fiir vier Jahre erneuert. Zwei Jahre nach Aufhebung
des Mindestkurses des Schweizerfrankens zum Euro sieht sich ein wichtiger Teil
der Schweizer Exportfirmen bei ihren Geschdften im Euro-Raum weiterhin mit
tieferen Margen konfrontiert. S-GE und die SERV unterstiitzen die Firmen mit
bediirfnisgerechten Dienstleistungen und Produkten. Beide Instrumente zielen
auf den Erhalt von Arbeitspliitzen sowie die Forderung der Wertschopfung am
Wirtschafisstandort Schweiz ab.

9.1.1 Exportforderung

Auch im zweiten Jahr nach Aufhebung des Mindestkurses fiir den Schweizerfranken
zum Euro unternahmen die Schweizer Exportfirmen grosse Anstrengungen, ihre
internationale Wettbewerbsfahigkeit dank betriebsinterner Kostenoptimierung,
weiterer Diversifizierung ihrer Absatzmirkte, vermehrter Wéhrungsabsicherung,
gesteigertem Auslandsourcing und teilweiser Produktionsverlagerung ins Ausland
aufrechtzuerhalten. Die Exportférderung unterstiitzt Schweizer Firmen unter ande-
rem darin, Freihandelsabkommen konkret zu nutzen.

Mit einer neuen Leistungsvereinbarung zwischen dem SECO und S-GE iiber die
Exportforderung fiir die Periode 20162019 stellt der Bund sicher, dass S-GE wei-
terhin die wichtigsten Bediirfnisse der Exportwirtschaft abdeckt. S-GE trieb im
Berichtsjahr insbesondere die Digitalisierung des Leistungsangebots voran. Zum
Beispiel forderte S-GE bei ihren Kunden die Verwendung einer Reihe von Online-
Suchtools, welche die Auswahl von neuen und geeigneten Auslandmérkten verein-
fachen. Zusammen mit entsprechend ausgerichteten Beratungsleistungen soll dies
zur breiteren Diversifizierung der Absatzkanile beitragen. Dariiber hinaus erbrachte
S-GE seit Januar des Berichtsjahrs zusétzliche Dienstleistungen zum brancheniiber-
greifenden Thema Cleantech. Dabei fiihrte S-GE im Auftrag des Bundesamts fiir
Energie (BFE), des Bundesamts fiir Umwelt (BAFU) sowie des SECO Leistungen
der ehemaligen Exportplattform Cleantech Switzerland fort.

Das Netz von 21 Swiss Business Hubs blieb im Berichtsjahr unverédndert. Neu hin-
zugekommen sind jedoch — nach einem 2014 erfolgreich lancierten Pilotprojekt in
Skandinavien — Projekte einer engeren Zusammenarbeit zwischen S-GE und den
Vertretungen in Australien, Chile, Kasachstan und Nigeria. Die Handelsabteilungen
dieser Botschaften und Konsulate erfiillen als 7rade Points neu auch bestimmte
Aufgaben fiir S-GE. Das neue Konzept leistet einen Beitrag zur Verstirkung der
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Exportunterstiitzung im Schweizer Aussennetz und ermoglicht es S-GE, rascher auf
verdnderte Bediirfnisse der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) zu reagieren.

9.1.2 Schweizerische Exportrisikoversicherung (SERYV)

Die Anderung!3? des Exportrisikoversicherungsgesetzes vom 16. Dezember 2005140
(SERVG) und der Verordnung vom 25. Oktober 2006141 {iber die Schweizerische
Exportrisikoversicherung (SERV-V) traten am 1. Januar 2016 in Kraft. Der Bundes-
rat legte im Januar neue strategische Ziele fiir die SERV fiir den Zeitraum 2016—
2019 fest. Mit den Anderungen der Rechtsgrundlagen kann der Marktzugang fiir
Schweizer Exporteure in strategischen Absatzmirkten weiter verbessert werden.
Insbesondere erhalten dadurch auch KMU einen vereinfachten Zugang zu den
SERV-Dienstleistungen.

Die SERV fordert die Wettbewerbsfahigkeit der schweizerischen Exporteure und
tragt zur Erhaltung und Schaffung von Arbeitspldtzen bei. Dabei ist die SERV der
Eigenwirtschaftlichkeit verpflichtet. Sie beriicksichtigt die aussenpolitischen Grund-
sdtze der Schweiz. So hat die Priifung von Umwelt-, Sozial- und Menschenrechts-
aspekten bei der Beurteilung von Versicherungsantrigen einen hohen Stellenwert.
Der Bundesrat erhdhte den Verpflichtungsrahmen von 12 auf 14 Milliarden Schwei-
zerfranken, weil ansonsten die Kapazitiat der SERV zur Eingehung von Neugeschif-
ten beschrinkt worden wére. Bei kapitalintensiven Grossgeschéften sind die Export-
eure darauf angewiesen, dass sie von der SERV rechtzeitig eine grundsétzliche
Versicherungszusage erhalten, damit sie eine wettbewerbsfahige Offerte abgeben
konnen.

Die SERYV versicherte 2015 rund 867 Geschéfte, was einer leichten Zunahme ge-
geniiber dem Vorjahr (854) entsprach. Rund 75 Prozent der Kunden waren KMU.
Die SERV erzielte 2015 einen Reingewinn von rund 60 Millionen Schweizerfran-
ken. Die Risikotragféhigkeit konnte damit weiter gestdrkt werden.

9.1.3 Internationale Entwicklungen

In Verhandlungen in der OECD, an denen auch die Schweiz teilnahm, konnte 2015
vor dem Klimagipfel in Paris eine Einigung iiber die Beschrinkungen offizieller
Kohlekraftwerk-Exportfinanzierungen erzielt werden, die seit dem 1. Februar 2016
Giiltigkeit hat.142 Obwohl die Exportkreditagenturen in den vergangenen zehn
Jahren insgesamt nur zwischen 3 und 5 Prozent der globalen Kohlekraftwerk-

139 Anderung SERVG: AS 2015 2217; Anderung SERV-V: AS 2015 2221.

140 SR 946.10

141 SR 946.101

142 www.oecd.org > Accueil de ’OCDE > Direction des Echanges et de I’ Agriculture>
Crédits a I’exportation > Le texte de 1’ Arrangement sur les crédits a ’exportation > Addi-
tion of Annex VI — Sector Understanding on Export Credits for Coal-Fired Electricity
Generation Projects (CFPSU).
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Exporte unterstiitzten — wobei die SERV keine Deckungen ausstellte — geht von der
Einigung eine Signalwirkung auf die privaten Finanzinstitute aus.

Im Berichtsjahr leitete die OECD eine Uberpriifung ihrer Empfehlung iiber die
Bekdmpfung der Bestechung und staatlich geférderte Exportkredite von 2006 ein.

Ende 2015 hatten sich 15 Gliubigerldnder des Paris Club mit Kuba iiber die Riick-
zahlung sdamtlicher Zahlungsverziige von rund 2,6 Milliarden US-Dollar iiber einen
Zeitraum von 18 Jahren verstindigt. Darauf basierend schloss die Schweiz am
18. Mai ein bilaterales Umschuldungsabkommen mit Kuba ab.

9.2 Standortpromotion

Switzerland Global Enterprise (S-GE) baute im Berichtsjahr die Informations-
massnahmen iiber die Vorziige des Unternehmensstandorts Schweiz gezielt aus
und verstdrkte den Fokus auf Ansiedlungsprojekte in wertschopfungsintensiven
und innovativen Branchen. Damit trug S-GE dem intensivierten Wettbewerb um
ausgesuchte Firmen Rechnung.

Das Berichtsjahr stand im Zeichen der Umsetzung der Leistungsvereinbarungen
2016-2019 fiir die nationale Standortpromotion zwischen dem Bund respektive den
Kantonen und S-GE. Die Leistungsvereinbarungen sehen unter anderem den geziel-
ten Ausbau der Informationsvermittlung iiber den Unternehmensstandort Schweiz
vor. Entsprechend flihrte S-GE unter anderem Promotionsaktivitéten zur Bewerbung
des Wirtschaftsstandorts Schweiz durch. Weiter wurden Massnahmen zur verstérk-
ten Fokussierung auf wertschopfungsintensive und innovative Branchen und Tech-
nologiefelder eingeleitet, beispielsweise durch die verstarkte Zusammenarbeit mit
Branchenverbianden oder Akteuren im Innovationsbereich wie Switzerland Innovati-
on, dem Schweizer Innovationspark.

Zudem setzte S-GE Massnahmen um, die zu einem einheitlicheren Aussenauftritt
der Schweiz im Ausland beitragen. So zum Beispiel mittels White- Label-Angeboten
fiir die Kantone und ihre Regionalorganisationen, welche die Platzierung der jewei-
ligen Logos auf Marketingunterlagen S-GE ermdglichen. Des Weiteren wurde bei
der Projektidentifikation der in den Vorjahren eingeleitete Fokus auf die Qualitdt der
Ansiedlungsprojekte weiter konsolidiert.
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9.3 Tourismus

Der anhaltend stark bewertete Schweizerfranken belastete die Wettbewerbsfd-
higkeit des Schweizer Tourismus auch im Berichtsjahr. Zudem nahm die Nach-
frage aus Asien ab. Insgesamt entwickelte sich die Tourismusnachfrage deshalb
leicht negativ. Fiir die Wintersaison 2016/2017 rechnet die Konjunkturfor-
schungsstelle der ETH Ziirich mit einer leichten Erholung im Schweizer Touris-
mus. Im Berichtsjahr iibernahm die Schweiz den Vorsitz der Europakommission
der Weltorganisation fiir Tourismus UNWTO.

Der Schweizer Tourismus entwickelte sich im Berichtsjahr gemessen an den Hotel-
logierndchten leicht negativ. Zwei Griinde fiihrten zu dieser Abnahme. Erstens
beeintrichtigte der gegeniiber dem Euro anhaltend stark bewertete Schweizerfranken
die Wettbewerbsfahigkeit des Schweizer Tourismus in wichtigen europiischen
Herkunftsméarkten. Daneben fiihrten primér Sicherheitsbedenken im Zusammenhang
mit den Terroranschldgen in Europa zu einem Riickgang der Nachfrage aus China.
Dank einer stabilisierenden Binnennachfrage resultierte von Januar bis September
im Vorjahresvergleich lediglich ein Minus von 0,8 Prozent.

Gemiss den von der Konjunkturforschungsstelle der ETH Ziirich im Auftrag des
SECO erstellten Tourismusprognosen diirfte die Situation fiir den Tourismus heraus-
fordernd bleiben. Fiir die Wintersaison 2016/2017 wird eine leicht positive Entwick-
lung der Hotellogiernichte erwartet, die sich im Jahresverlauf 2017 fortsetzten soll.
Der Druck auf die Margen der Tourismusunternehmen wird allerdings hoch bleiben.

9.3.1 Tourismuskomitee der OECD

Das Tourismuskomitee der OECD verédffentlichte den Bericht OECD Tourism
Trends and Policies 2016. Diese Publikation berichtet iiber laufende tourismuspoli-
tische Trends in den OECD-Léndern und bildet eine wichtige Grundlage fur die
laufende Weiterentwicklung der Tourismuspolitik der Schweiz. Die im Bericht
enthaltenen Vertiefungsanalysen zu den Themen «Tourismus und Transport» sowie
«Tourismus und Partizipative Okonomie» lieferten einen wertvollen Beitrag im
Hinblick auf die Gestaltung der Rahmenbedingungen der digitalen Wirtschaft in der
Schweiz. Konkret geht es zum Beispiel um die Identifikation von Chancen und
Herausforderungen internetbasierter Beherbergungsplattformen wie Airbnb fiir den
Schweizer Tourismus.

9.3.2 Weltorganisation fiir Tourismus (UNWTO)

Als Vorsitzende der Europakommission der UNWTO organisierte die Schweiz im
Berichtsjahr ein informelles Brainstorming Meeting fir die Mitgliedldnder der
Europakommission. Im Rahmen dieses Treffens wurden Projekte zur Bewiltigung
der vier besonders relevanten Schliisselherausforderungen fiir den européischen
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Tourismus identifiziert («Product development, Entrepreneurship and favourable
business environmenty, «Sustainability and Ethics», «Digitalization / Embracing
technology» und «Safe and seamless travely). Beispielsweise sollen unter der Feder-
fithrung der UNWTO Grundlagen erarbeitet werden, wie dank wettbewerbsfordern-
den Rahmenbedingungen Unternehmertum und Innovation im Tourismus gefordert
werden konnen. Zudem sollen von der UNWTO erste Abkldrungen gemacht wer-
den, welche Bediirfnisse die Mitgliedldnder der Europakommission beziiglich der
Anwendung von Big Data haben. Die UNWTO wurde beauftragt, stirker iiber gute
Beispiele nachhaltiger Tourismusprojekte zu informieren, um Nachahmerprojekte
auszulosen. Auf der Grundlage dieser und anderer Arbeiten unterstiitzt der Bundes-
rat die Schweizer Tourismusakteure bei der Uberwindung wichtiger strategischer
Herausforderungen, wie sie etwa die Digitalisierung mit sich bringt.
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10 Beilagen
10.1 Beilagen 10.1.1-10.1.3

Teil I: Beilagen nach Artikel 10 Absatz 1
des Bundesgesetzes vom 25. Juni 1982
iiber aussenwirtschaftliche Massnahmen
(zur Kenntnisnahme)
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10.1.1 Finanzielles Engagement der Schweiz 2016
gegeniiber den multilateralen Entwicklungsbanken

Zahlungen der Schweiz an die Weltbank
(in Mio. CHF)

2013 2014 2015 2016
Institutionelle Verpflichtungen 298.4 286,2 258,7 206,0
IBRD-Kapitalanteil 12,2 12,2 12,2 0,0
IFC-Kapitalanteil 2,1 0,0 0,0 0,0
MIGA-Kapitalanteil 0,0 0,0 0,0 0,0
IDA-Beitréige 259,6 248,5 218,8 189,1
IDA-MDRI!43 24.5 25,5 27,7 16,9
Spezielle Initiativen 28,5 29,3 30,5 31,0
Global Environment Facility! 28,5 29,0 30,2 30,7
Konsulentenfonds und Secondments! 0,0 0,3 0,3 0,3
Gesamtzahlungen der Schweiz 326,9 315,5 289,2 237,0

1 Fonds werden von der Weltbank verwaltet (ab 2008 inkl. Young Professional Program)

Zahlungen der Schweiz an die Afrikanische Entwicklungsbank (AfDB)
(in Mio. CHF)

2013 2014 2015 2016
Institutionelle Verpflichtungen 65,9 60,2 72,0 76,1
AfDB Kapitalanteil 6,0 6,0 6,0 6,0
AfDF Beitréige 52,1 50,3 59,3 64,1
AfDF-MDRI 7,8 3,9 6,7 6,0
Spezielle Initiativen 0.4 0,5 0,6 0,0
Konsulentenfonds und Secondments 0,4 0,5 0,6 0,0
Gesamtzahlungen der Schweiz 66,3 60,7 72,6 76,1

143 MDRI = Multilateral Debt Relief Initiative
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Zahlungen der Schweiz an die Asiatische Entwicklungsbank (ADB)

(in Mio. CHF)

2013 2014 2015 2016
Institutionelle Verpflichtungen 15,6 16,3 154 16,0
ADB Kapitalanteil 1,4 1,4 1,1 2,0
ADF Beitriage 14,2 14,9 14,3 14,0
Spezielle Initiativen 0,0 0,0 0,0 0,0
Konsulentenfonds und Secondments 0,0 0,0 0,0 0,0
Gesamtzahlungen der Schweiz 15,6 16,3 15,4 16,0
Zahlungen der Schweiz an die Asiatische Infrastruktur-Investitionsbank
(AIIB)
(in Mio. CHF)
2016

Institutionelle Verpflichtungen 26,8
AIIB Kapitalanteil 26,8
Spezielle Initiativen 0,0
Konsulentenfonds und Secondments 0,0
Gesamtzahlungen der Schweiz 26,8
Zahlungen der Schweiz an die Interamerikanische Entwicklungsbank
(in Mio. CHF)

2013 2014 2015 2016
Institutionelle Verpflichtungen 1,2 1.4 1,1 1.4
IDB Kapitalanteil 1,2 1,4 1,1 1,4
IIC Kapitalanteil 0,0 0,0 0,0 0,0
FSO Beitrige 0,0 0,0 0,0 0,0
Spezielle Initiativen 1,6 0,8 0,6 0,5
Beitrige an den MIF144 1,2 0,8 0,6 0,5
Konsulentenfonds und Secondments 0,4 0,0 0,0 0,0
Gesamtzahlungen der Schweiz 2.8 2,2 1,7 1,9

144 Multilateral Investment Fund

913



BB12017

Zahlungen der Schweiz an die Européische Bank fiir Wiederaufbau

und Entwicklung
(in Mio. CHF)

2013 2014 2015 2016
Institutionelle Verpflichtungen 0,0 0,0 0,0 0,0
EBRD Kapitalanteil 0,0 0,0 0,0 0,0
Spezielle Initiativen 0,0 0,0 0,0 0,0
Konsulentenfonds und Secondments 0,0 0,0 0,0 0,0
Gesamtzahlungen der Schweiz 0,0 0,0 0,0 0,0
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10.1.2 Bewilligungen fiir Versandkontrollen im Auftrag
ausliindischer Staaten

Die Verordnung vom 17. Mai 1995145 {iber die Durchfithrung von Versandkontrol-
len regelt die Zulassung, Durchfiihrung und Uberwachung von Versandkontrollen
(v. a. Uberpriifung der Qualitit, der Menge und des Preises) im Auftrag auslindi-
scher Staaten durch spezialisierte Versandkontrollgesellschaften in der Schweiz.
Solche Gesellschaften bendtigen pro Auftragsland eine Bewilligung des WBF.

Nach Artikel 15 der Verordnung ist jahrlich eine Liste zu verdffentlichen, in der die
Versandkontrollstellen, die iiber eine Bewilligung zur Vornahme von Versandkon-
trollen in der Schweiz verfiigen, sowie die Lénder, auf die sich die Bewilligung
bezieht, aufgefiihrt sind.

Zurzeit verfiigen vier Kontrollgesellschaften iiber solche Bewilligungen: Bureau
Veritas Switzerland AG in Weiningen (Bureau Veritas), Cotecna Inspection SA in
Genf (Cotecna), Intertek (Schweiz) AG in Basel (Intertek) und SGS Société Géné-
rale de Surveillance SA in Genf (SGS). Die entsprechenden Bewilligungen beziehen
sich auf 18 Staaten, von denen drei nicht der WTO angehoren. Nachfolgend sind die
betreffenden Staaten und Versandkontrollstellen in alphabetischer Reihenfolge
aufgelistet!46 (Stand: 1. Dezember 2016)147.

Land und WTO-Status Kontrollstelle(n) Bewilligung
(*) =Nichtmitglied giiltig seit:
Angola Bureau Veritas 28.02.2002
Burkina Faso Cotecna 10.08.2004
Demokratische Republik Kongo Bureau Veritas 24.03.2006
Guinea Bureau Veritas 30.05.2008
Haiti SGS 12.09.2003
Indonesien SGS 09.04.2003
Bureau Veritas 13.12.2011
Iran (*) SGS 01.03.2000
Bureau Veritas 06.03.2001
Cotecna 10.02.2009
Kamerun SGS 01.09.1996
Liberia (*) Bureau Veritas 08.12.1997
Mali Bureau Veritas 20.02.2007
Mosambik Intertek 27.03.2001
Niger Cotecna 08.12.1997

145 SR 946.202.8

146 Auf der Liste kdnnen auch Bewilligungen aufgefiihrt sein fiir Kontrollmandate,
die sistiert, aber nicht beendet sind und somit wieder operabel werden konnen.

147 Diese Liste findet sich auch auf Internetseite:
www.seco.admin.ch > Aussenwirtschaft & Wirtschaftliche Zusammenarbeit > Wirt-
schaftsbeziehungen.

915


http://www.seco.admin.ch/

BB12017

Land und WTO-Status Kontrollstelle(n) Bewilligung
(*) =Nichtmitglied giiltig seit:
Philippinen Bureau Veritas 13.12.2011
Intertek 21.03.2012
Senegal Cotecna 22.08.2001
Tansania (nur Sansibar) SGS 01.04.1999
Tschad Bureau Veritas 02.01.2004
Usbekistan (*) Intertek 07.06.2000
SGS 10.04.2001
Bureau Veritas 13.12.2011
Zentralafrikanische Republik Bureau Veritas 02.01.2004

916



BB12017

10.1.3 Eckdaten zu Ausfuhren im Rahmen
des Giiterkontrollgesetzes

Vom 1. Oktober 2015 bis 30. September 2016 wurden gestiitzt auf die Giiterkon-
trollverordnung vom 3. Juni 2016148 und die Chemikalienkontrollverordnung vom
21. August 2013149 die nachfolgend aufgefiihrten Ausfuhrgesuche oder der Melde-
pflicht unterstellte Ausfuhren behandelt (detaillierte Aufstellungen der erteilten
Bewilligungen und Ablehnungen kdnnen auf der Webseite des SECO150 konsultiert
werden):

Giiterkategorie Anzahl Wert in Mio. CHF

— Anhang 2, Teil 1 GKV - Liste der Nuklear- 158 26,8
gliter

— Anhang 2, Teil 2 GKV - Liste der Dual- 1912 6124
Use Giiter

— Anhang 3 GKV - Liste der besonderen 575 990,1
militdrischen Giiter

— Anhang 5 GKV - Giiter, die nicht 603 7,6

international abgestimmten Ausfuhr-
kontrollen unterliegen

— Chemiewaffeniibereinkommen (CWU) — 34 0,06
Chemikalien mit ziviler und militérischer
Verwendungsmoglichkeit

— Bewilligungen im Rahmen von Sanktionen 23 4
— Meldepflichten 4328 1466,5
— Einfuhrzertifikate 1405 207,4
— Generallizenzen
- OGB 219 -
- AGB 96 -
- GAB 4 _
— Abgelehnte Gesuche 4 2,5

148 SR 946.202.1
149 SR 946.202.21
150 www.seco.admin.ch.
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10.2 Beilagen 10.2.1-10.2.3

Teil II: Beilagen nach Artikel 10 Absitze 2 und 3 des
Bundesgesetzes vom 25. Juni 1982 iiber aussen-
wirtschaftliche Massnahmen (zur Genehmigung)

918



		Schweizerische Bundeskanzlei, Kompetenzzentrum Amtliche Veröffentlichungen, info@bk.admin.ch
	2017-02-13T14:06:51+0100
	3003 Bern, Schweiz
	Bundesblatt. Massgebend ist die signierte elektronische Fassung.




